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»Sektorkopplung« – Optionen für die 
nächste Phase der Energiewende





Vorwort

Die deutsche Energiewende ist ins Stocken geraten. Obwohl Windkraft und Photovoltaik 
in den vergangenen Jahren massiv ausgebaut wurden und bereits rund 20 Prozent des 
Stromverbrauchs decken, basiert die Energieversorgung in Deutschland noch zu etwa 
80 Prozent auf fossilen Energieträgern. Eine lineare Fortschreibung dieser Entwicklung 
zeigt, dass Deutschland seine Klimaziele deutlich verfehlt, wenn keine substanzielle 
Änderung eintritt. 

Um die Energiewende zum Erfolg zu führen, müssen wir also umdenken und das Tempo 
erhöhen. Das geht nur, wenn wir das Energiesystem in seiner Gesamtheit betrachten 
und die Sektoren Strom, Wärme und Verkehr stärker miteinander verzahnen. Denn 
bisher laufen die einzelnen Zahnräder unterschiedlich kraftvoll nebeneinander, greifen 
aber nicht ineinander. 

Wie der Motor der Energiewende in Gang gesetzt werden kann, hat eine Arbeitsgruppe 
des Akademienprojekts „Energiesysteme der Zukunft“ (ESYS) untersucht. Die vorlie-
gende Stellungnahme zeigt mögliche Entwicklungspfade und Handlungsoptionen für 
Deutschland auf: Ein deutlicher Zubau an erneuerbaren Energien, Einsparmaßnahmen 
und Energieeffizienz, eine stärkere Nutzung von Strom in allen Sektoren sowie von in-
novativen Energieträgern wie Wasserstoff und synthetischen Brenn- und Kraftstoffen, 
flankiert von einem einheitlichen, wirksamen CO2-Preis – das sind Leitplanken für die 
Systemintegration. Die begleitende Analyse »Sektorkopplung«: Untersuchungen und 
Überlegungen zur Entwicklung eines integrierten Energiesystems liefert ausführliche 
Hintergrundinformationen und Berechnungen. Wir danken den Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftlern sowie den Gutachtern herzlich für ihr Engagement. 

Deutschland muss in eine neue Phase der Energiewende eintreten. Nachdem Windkraft, 
Photovoltaik und Biomasse in den vergangenen Jahren kontinuierlich weiterentwickelt 
wurden, stehen nun die Basistechnologien für eine umfassende Kopplung der Sekto-
ren zur Verfügung. Es ist Aufgabe der Politik, jetzt die Weichen zu stellen, um den 
Hochtechnologiestandort Deutschland zu stärken und die Energieversorgung flexibel, 
technologieoffen und zukunftssicher zu gestalten. Nur so können wir an den internatio-
nal wachsenden Märkten der künftigen Energieversorgung partizipieren. Und nur dann 
können wir unsere internationalen Verpflichtungen einhalten und haben eine Chance, 
die Pariser Klimaziele zu erreichen. 
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Abkürzungen und Einheiten

Abkürzungen

CCS Carbon Capture and Storage, CO2-Abtrennung und -Speicherung

CCU Carbon Capture and Utilization, CO2-Abscheidung und -Verwendung

CO2 Kohlendioxid

EEG Erneuerbare-Energien-Gesetz

EU ETS European Union Emissions Trading System, Europäisches Emissionshandelssystem

GuD-Kraftwerk Gas-und-Dampf-Kraftwerk

KWK Kraft-Wärme-Kopplung

Einheiten

g Gramm

GW Gigawatt

GWh Gigawattstunde

kWh Kilowattstunde

m³ Quadratmeter

TWh Terawattstunde
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Zusammenfassung

Mehr als 30 Prozent des Stroms in Deutsch-
land werden bereits aus erneuerbaren Ener-
gien erzeugt. Es ist absehbar, dass Wind-
kraft und Photovoltaik, die heute knapp 20 
Prozent beitragen, in Zukunft die Stromer-
zeugung dominieren werden. Wärme- und 
Verkehrssektor hinken jedoch bei der Umset-
zung der Energiewende weit hinterher. Um 
die Klimaschutzziele zu erreichen, müssen 
auch diese Sektoren überwiegend auf klima-
neutrale Energieträger umgestellt werden. 

Eine zentrale Rolle wird dabei Strom 
spielen, der zunehmend in Windkraft- und 
Photovoltaikanlagen erzeugt und gegebe-
nenfalls zwischengespeichert wird. Für den 
Einsatz des Stroms im Energiesystem – ins-
besondere in den Sektoren, die heute vorran-
gig fossile Brenn- und Kraftstoffe nutzen – 
können drei Hauptrichtungen unterschieden 
werden: 

1. Der Strom wird direkt zur Bereitstel-
lung von Wärme oder Mobilität ge-
nutzt, beispielsweise in Wärmepumpen 
oder batterieelektrischen Fahrzeugen 
(direkte Elektrifizierung). 

2. Mit dem Strom wird Wasserstoff er-
zeugt, der gespeichert und dann zum 
Beispiel in Brennstoffzellen als Energie-
träger eingesetzt oder mittels Verbren-
nung rückverstromt wird. 

3. Der Wasserstoff wird weiter aufbereitet 
zu synthetischen Brenn- und Kraftstof-
fen wie Methan (Erdgas) oder Benzin. 
Biomasse, Solarthermie und Geother-
mie können die Energieversorgung mit 
erneuerbaren Energien ergänzen und 
helfen, den Ausbau von Windkraft- und 
Solaranlagen zu begrenzen.

Zwischen den Sektoren Strom, Wär-
me und Verkehr ergeben sich dadurch neue 
Schnittstellen – sie wachsen zusammen zu 
einem integrierten Energiesystem. Diese 
Stellungnahme beschreibt Optionen für mög-
liche Entwicklungspfade bis 2050 zu einem 
solchen Energiesystem, das sowohl versor-
gungssicher ist als auch die Klimaschutzziele 
erreicht. Darüber hinaus wird diskutiert, wie 
die rechtlich-ökonomischen Rahmenbedin-
gungen angepasst werden können, um die 
nächsten Phasen der Energiewende so kos-
tengünstig wie möglich zum Erfolg zu führen. 

Methodik 

Verschiedene Zukunftstechnologien wurden 
im Rahmen von Expertendiskussionen 
auf Basis verfügbarer Daten und Quellen 
analysiert. Dabei wurden Wirkungsgrade, 
Kosten und Potenziale quantitativ abge-
schätzt. Unter Berücksichtigung weiterer 
Faktoren wie Benutzerfreundlichkeit und 
Akzeptanz sowie Forschungs- und Entwick-
lungsbedarf wurde bewertet, welche Funk-
tionen die Technologien im Gesamtsystem 
künftig übernehmen können. Parallel dazu 
wurden Modellrechnungen durchgeführt, 
um mögliche Entwicklungen des Energiesys-
tems bis 2050 in ihrer ganzen Komplexität 
besser zu verstehen, Zusammenhänge und 
Parameterabhängigkeiten zu untersuchen 
und die verschiedenen Technologien bezüg-
lich ihrer potenziellen Beiträge und bezüg-
lich ihres Einflusses auf die Gesamtkosten 
zu vergleichen. Ergänzend wurden Ener
gieszenarien aus veröffentlichten Studien 
ausgewertet und im Sinne einer Metaanalyse 
verglichen. Darüber hinaus wurde analy-
siert, welcher regulatorische Rahmen zum 
Erreichen der Klimaschutzziele erforderlich 
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scheint. Hemmnisse wurden identifiziert und 
Vorschläge zu deren Überwindung gemacht.

Die drei Herangehensweisen – Ex-
pertendiskussion, Modellrechnungen, Sze-
narienvergleich – erlauben es, mögliche 
Wege zu einer klimaschonenden Energie-
versorgung zu skizzieren sowie Schlüssel-
technologien und Bandbreiten für ihren 
Einsatz anzugeben. Die Ergebnisse stellen 
natürlich nicht die einzigen Möglichkei-
ten dar und sind auch nicht als Zukunfts-
prognosen zu verstehen, sondern zeigen 
beispielhaft verschiedene Optionen, wie 
die Energieversorgung umgestaltet wer-
den kann. Alle vorgestellten Erkenntnisse 
haben sich als robust in den meisten Her-
angehensweisen erwiesen, wenn man von 
der weitgehend unbekannten zukünftigen 
Akzeptanz und gesellschaftlichen Umset-
zung absieht.

Ergebnisse 

Strom wird langfristig zum dominierenden 
Energieträger im gesamten Energiesystem, 
und dieser wird überwiegend mit Windkraft 
und Photovoltaik erzeugt. Da er zunehmend 
auch im Wärme- und Verkehrssektor ein-
gesetzt wird, wird der Strombedarf 
zukünftig stark steigen. Es ist denkbar, 
dass Deutschland im Jahr 2050 mit mehr 
als 1.000 Terawattstunden nahezu doppelt 
so viel Strom verbrauchen wird wie heute. 
Dafür wäre eine installierte Leistung von 
bis zu 500 Gigawatt an Windkraft- und 
Photovoltaikanlagen erforderlich – etwa 
das Sechsfache dessen, was heute bereits 
vorhanden ist –, sofern eine Reduktion der 
energiebedingten CO2-Emissionen um 85 
Prozent erreicht werden soll. Dies erscheint 
machbar, ist jedoch mit hohen technischen 
und gesellschaftlichen Herausforderungen 
verbunden.

Um die gesellschaftliche Akzeptanz 
für die Energiewende zu erhalten, sollte je-
doch der Ausbau von Windkraft und Pho-
tovoltaik und damit auch der Stromnetze 

möglichst begrenzt werden. Das kann vor 
allem durch Energieeinsparung und 
Erhöhung der Wandlungseffizienzen 
erreicht werden, die mit höherer Priorität 
als bisher verfolgt werden sollten. Auch 
Solarthermie, Geothermie und Bio
energie können dazu beitragen, den erfor-
derlichen Ausbau an Windkraft und Pho-
tovoltaik zu begrenzen. Allerdings sind die 
Potenziale dafür beschränkt. Beispielswei-
se gibt es bei der Bioenergie schon heute 
Konkurrenz mit anderen Verwendungswe-
gen (Beispiel „Tank-Teller-Problematik“) 
und Kritik an der Umwelt- und Klimabi-
lanz von Energiepflanzen. Diskutiert wird 
vor diesem Hintergrund auch der Import 
synthetischer Brenn und Kraftstof
fe, die in windreichen Gegenden (Küsten) 
und an guten Solarstandorten (Wüstenge-
bieten) hergestellt werden. Solche Alterna-
tiven bieten Chancen (Kostensenkungen), 
aber auch Risiken (neue Importabhängig-
keiten), die gut gegeneinander abgewogen 
werden sollten.

Bei den meisten untersuchten Ent-
wicklungspfaden sind jährliche Zubaura-
ten von etwa 8 bis 12 Gigawatt Windkraft 
und Photovoltaik erforderlich, um die 
Klimaziele einhalten zu können. Dies ist 
mehr als doppelt so viel wie in den letzten 
fünf Jahren. Die im ErneuerbareEner
gienGesetz 2017 vorgesehenen Aus
baukorridore werden aller Voraus
sicht nach nicht ausreichen, um den 
wachsenden Strombedarf klima
freundlich zu decken. Nur wenn es ge-
lingt, den Energieverbrauch durch ambiti-
onierte Effizienzmaßnahmen drastisch zu 
reduzieren, Bioenergiepotenziale effizient 
zu nutzen und große Mengen an CO2-freien 
Energieträgern zu importieren, lassen sich 
die Klimaschutzziele möglicherweise auch 
ohne eine Erweiterung der Ausbaukorrido-
re erreichen.

Im Gebäudebereich sind sowohl 
umfangreiche Maßnahmen zur Wärme-
dämmung als auch ein hoher Bedarf für 
den Einsatz erneuerbarer Energien zur 
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Wärmeerzeugung absehbar. Eine wichtige 
Rolle werden dabei aller Voraussicht nach 
elektrische Wärmepumpen spielen, die 
sehr energie- und klimaeffizient sind, wenn 
sie überwiegend mit erneuerbaren Energi-
en betrieben werden. Sie werden allerdings 
erst dann rentabel, wenn der regulatori-
sche Rahmen zu niedrigeren Strompreisen 
führt. In jedem Fall sollten die Zeitfenster 
für die Installation klimafreundlicherer 
Wärmeerzeugungs- und Verteilungstech-
nologien (Wärmepumpen, Solarthermie-
anlagen, Wärmenetze, Wärmespeicher) 
schon in den kommenden Jahren stärker 
als bisher genutzt werden, weil Heizungs-
anlagen in der Regel sehr langlebig sind. 
Außerdem wird es voraussichtlich notwen-
dig sein, den gesamten Gebäudebestand 
bis 2050 zu sanieren. Die heutige Sanie
rungsrate von weniger als einem Prozent 
pro Jahr ist dafür deutlich zu niedrig.

Die Industrie hat bisher den größ-
ten Beitrag zur Reduktion der CO2-Emis-
sionen geleistet, daher sind viele einfach zu 
erschließenden Effizienzpotenziale bereits 
ausgeschöpft.1 Um Industrieverfahren auf 
emissionsarme Energieträger umzustellen, 
kommt neben Biomasse auch eine Elektri-
fizierung von Prozessen mit hohem Wär-
mebedarf infrage. Letzteres ist aufgrund 
der oft sehr hohen erforderlichen Tem-
peraturen allerdings schwierig, weil bei-
spielsweise Wärmepumpen oberhalb von 
etwa 200 Grad Celsius nicht einsetzbar und 
alternative Technologien wie Elektroden-
heizkessel weniger effizient sind. Zudem 
müssen die Energieträger in Industrie-
prozessen oft zusätzliche chemische oder 
mechanische Funktionen übernehmen. 
Größere Effizienzpotenziale gibt es bei der 
Nutzung industrieller Abwärme. Denn 
derzeit bleibt diese oft ungenutzt, wenn die 
Verwendungsmöglichkeiten am Produkti-
onsstandort ausgeschöpft sind. Würde die-

1 Die erreichten Reduktionen beinhalten jedoch auch 
Minderungen aufgrund der Verlagerung energieinten-
siver Prozesse aus Deutschland.

se Wärme in Wärmenetze eingespeist, 
könnten damit Gebäude beheizt werden.

Im Verkehrssektor werden bat-
terieelektrische Pkw voraussichtlich eine 
zentrale Rolle spielen. Die Modellrech-
nungen ergeben bereits neun Millionen 
Elektrofahrzeuge im Jahr 2030. Damit der 
Umstieg gelingt, muss die Batterietechnik 
weiterentwickelt werden, um die Reichwei-
te zu erhöhen und die Kosten zu senken, 
und die Ladeinfrastruktur flächendeckend 
ausgerollt werden. Im Verkehr über große 
Distanzen und im Güterverkehr zeichnet 
sich hingegen noch keine eindeutige Lö-
sung ab, da hier der Vorteil gut speicher- 
und transportierbarer Kraftstoffe mit mög-
lichst hoher Energiedichte wie Wasserstoff, 
Methan oder Flüssigkraftstoff sehr wichtig 
ist. Insgesamt muss im Verkehrssektor da-
her auch langfristig mit einem Energieträ-
germix gerechnet werden. Deshalb sollte 
neben der Umstellung auf CO2-arme An-
triebssysteme auch intensiv an einer dras-
tischen Senkung des Energieverbrauchs 
durch Verkehrsvermeidung und -verlage-
rung sowie an effizienteren Verkehrsabläu-
fen gearbeitet werden. 

Technisch gesehen ist es in der Re-
gel effizienter und damit kostengüns
tiger, Strom direkt zu nutzen (zum 
Beispiel in Wärmepumpen und Elektroau-
tos), als ihn in Wasserstoff oder syntheti-
sche Brenn- und Kraftstoffe umzuwandeln. 
Außerdem würden für eine verbreitete 
Nutzung von synthetischen Kraftstoffen 
erheblich mehr Windkraft- und Photovol-
taikanlagen benötigt. Um den Ausbau von 
Windkraft, Photovoltaik und Stromnetzen 
auf ein gesellschaftlich verträgliches Maß 
zu begrenzen, ist deshalb ein hoher Grad 
an direkter Elektrifizierung sinnvoll.

Dennoch werden Brenn und 
Kraftstoffe auch langfristig unver
zichtbar sein, vor allem weil gut spei-
cherbare Energieträger auch zur Energie-
versorgung in mehrtägigen Wetterphasen 
mit wenig Wind und Sonne bei gleichzei-

9Zusammenfassung



tig hohem Heizbedarf („kalte Dunkelflau-
ten“) benötigt werden. Insgesamt gilt: Je 
weniger energiebedingte CO2Emis
sionen unsere Gesellschaft anstrebt, 
desto wichtiger werden syntheti
sche Brenn- und Kraftstoffe. Den 
Modellrechnungen zufolge wäre es bei 
einer Reduktion der energiebedingten 
CO2-Emissionen um 85 Prozent im Jahr 
2050 gesamtwirtschaftlich optimal, wenn 
knapp ein Drittel des Stroms genutzt wür-
de, um Wasserstoff, synthetisches Methan 
und Flüssigkraftstoffe zu produzieren. 
Doch selbst bei wesentlich moderateren 
Klimaschutzzielen ist es schon sinnvoll, in 
begrenztem Umfang Wasserstoff zu erzeu-
gen, weil damit sonst ungenutzter Strom 
nicht abgeregelt werden müsste und die 
Netze entlastet würden. 

Im Hinblick auf die fluktuierende 
Stromerzeugung aus Windkraft und Pho-
tovoltaik wird Sektorkopplung vor allem 
auch eingesetzt, um Pufferkapazitäten 
zu schaffen. Diese sollten um eine ver-
brauchsseitige Anpassung an das fluktu-
ierende Angebot („Demand Response“) 
ergänzt werden. Voraussetzung dafür ist, 
dass die erforderliche Steuerungstechnik 
vorhanden ist und geeignete Geschäfts-
modelle existieren. Andernfalls besteht 
die Gefahr, dass Technologien der Sektor-
kopplung das Energiesystem in Spitzen-
verbrauchszeiten zusätzlich belasten, etwa 
wenn ein Großteil der Elektroautos oder 
stationären Batteriespeicher zur gleichen 
Tageszeit aufgeladen werden oder elekt-
risch betriebene Wärmepumpen und Elek-
trodenheizkessel zum falschen Zeitpunkt 
im Hochbetrieb laufen.

Als Langzeitspeicher bietet sich 
neben Tanks für flüssige Brenn- und 
Kraftstoffe das Erdgasnetz mit den da-
zugehörigen Kavernen- und Porenspei-
chern an. In diesen können bereits heute 
250 Terawattstunden Erdgas, Biomethan 
oder synthetisches Methan gespeichert 
werden – genug, um fast ein Drittel des 

heutigen Jahresbedarfs an Raumwärme 
und Warmwasser zu decken.

Neben Speichern und dem flexibili-
sierten Verbrauch sind dennoch in großem 
Umfang Reservekraftwerke erforder-
lich, um die Versorgung in allen Wetterla-
gen und zu allen Jahreszeiten zu sichern. 
Aller Voraussicht nach wird auch auf lange 
Sicht eine Kapazität von etwa 60 bis 100 
Gigawatt benötigt – gegenüber der heute 
installierten Kapazität von 100 Gigawatt 
wird sich der Bedarf an abrufbarer Erzeu-
gungskapazität also kaum verringern. Al-
lerdings sollten aus Klimaschutzgründen 
dann überwiegend Gaskraftwerke oder 
Brennstoffzellen zum Einsatz kommen, 
die mit Wasserstoff, Erdgas oder syntheti-
schem Methan aus den Langzeitspeichern 
betrieben werden. Auch flexible Kraft-Wär-
me-Kopplungsanlagen (KWK-Anlagen), 
gefeuert mit Biogas oder den gespeicherten 
Gasen, können zur Sicherung der Versor-
gung beitragen. Kohlekraftwerke sollten in 
Zukunft dagegen keine Rolle mehr spielen. 

Es ist allerdings abzusehen, dass Re-
servekraftwerke ebenso wie Elektrolyseure 
teilweise mit eher geringer Auslastung be-
trieben werden müssen. Das erschwert die 
Refinanzierung der Investitionen und die 
Rentabilität der Anlagen. Gelingen kann 
deren Betrieb nur, wenn die Energie
märkte künftig Geschäftsmodelle auch für 
Flexibilitätsanbieter mit wenigen Hundert 
Betriebsstunden pro Jahr bieten und ent-
sprechend höhere Kosten akzeptieren.

Durch die erforderliche Ausgleichs-
kapazität für fluktuierende Einspeisung 
wird das Stromsystem anlagentech
nisch wesentlich aufwendiger als 
heute. So könnte allein die gesamte in-
stallierte Leistung zur Stromerzeugung 
von heute etwa 200 Gigawatt auf rund 
600 Gigawatt (500 Gigawatt erneuerba-
rer Energien zuzüglich 100 Gigawatt Re-
servekraftwerke) steigen. Hinzu könnten 
bis zu 100 Gigawatt an Elektrolyse- und 
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 Methanisierungsanlagen und in gleicher 
Größenordnung Batteriespeicher kommen.

Durch die umfangreichen Investiti-
onen für diese Energieanlagen, neue Ver-
brauchsgeräte und andere Maßnahmen 
(zum Beispiel energetische Sanierung) ist 
für den Umbau des Energiesystems in den 
nächsten dreißig Jahren mit jährli
chen Mehrkosten in Höhe von etwa 
ein bis zwei Prozent des heutigen 
Bruttoinlandsprodukts zu rechnen. 
Diese Schätzung basiert auf einem Ver-
gleich von Modellrechnungen mit einer 
60- bis 85-prozentigen Reduktion der 
energiebedingten CO2-Emissionen mit ei-
nem Referenzsystem, in dem lediglich 40 
Prozent der CO2-Emissionen gegenüber 
1990 eingespart werden. Obwohl solche 
Kostenschätzungen mit sehr hohen Un-
sicherheiten behaftet sind, machen sie 
doch die Größenordnung des Projektes 
„Energiewende“ deutlich, die durchaus 
vergleichbar mit der der deutschen Wie-
dervereinigung ist. Daher ist es essenziell, 
durch klug gesetzte Rahmenbedingungen 
unnötige Mehrkosten zu vermeiden.

Zum Erreichen der Klima
schutzziele sind Sektorkopplung 
und Systemintegration – also die 
ganzheitliche Optimierung des Ener
giesystems – unerlässlich. Die oben ge-
nannten technischen Einzellösungen müs-
sen verzahnt und aufeinander abgestimmt 
werden. Das Zusammenfügen all dieser 
Bausteine stellt eine sehr große Aufgabe 
für alle Beteiligten dar. Es wird dafür auch 
notwendig sein, heute noch wenig oder gar 
nicht verbreitete Technologien zu nutzen. 
Derzeit haben es neue Technologien jedoch 
schwer, sich am Markt zu etablieren. Da 
Strom zum Beispiel wesentlich stärker mit 
Abgaben, Umlagen und Steuern belastet 
ist als Erdgas und Heizöl, sind stromge-
triebene Heizungen gegenüber konventi-
onellen Technologien wirtschaftlich bisher 
unattraktiv. Damit die Sektorkopplung 
ihr Potenzial entfalten kann, sollten die 
Märkte für Strom, Wärme und Mobilität 

zusammenwachsen und faire, gleiche Be-
dingungen für alle Energieträger bieten. 
Ein einheitliches Preissignal für alle 
CO2Emissionen kann in diesem Zusam-
menhang die zentrale Rolle spielen. 

Dies kann dadurch erreicht werden, 
dass das Europäische Emissionshan
delssystem (EU ETS) auf alle Sektoren 
ausgeweitet wird und der Preis für Emis-
sionszertifikate signifikant steigt. Dazu 
müssten zusätzlich zu den bereits heute 
am EU ETS teilnehmenden Kraftwerken 
und Industrieanlagen auch die Emissionen 
sehr vieler Kleinverbraucher erfasst werden, 
was organisatorisch am einfachsten über die 
primären Anbieter fossiler Energieträger er-
folgen könnte. Ergänzend oder alternativ – 
wenn die Modifikation des EU ETS politisch 
nicht zeitnah umsetzbar ist – könnte eine 
nationale CO2Steuer erhoben werden, 
die aus Wettbewerbs-, Akzeptanz- und Auf-
wandsgründen durch den Abbau von vor-
handenen energiepolitischen Instrumenten 
wie Steuern und Abgaben auf Energieträger 
flankiert werden sollte. Um auch interna-
tional faire Wettbewerbsbedingungen zu 
schaffen, könnte an eine Besteuerung 
emissionsintensiver Importe als Alter-
native zur derzeitigen Zuteilung kostenloser 
Emissionszertifikate an Industrieunterneh-
men gedacht werden. 

In jedem Fall sollte eine weiter rei-
chende Reform der Finanzierung des 
Ausbaus erneuerbarer Energien ins 
Auge gefasst werden, selbst wenn der ein-
heitliche CO2-Preis nicht sofort oder nur 
schrittweise eingeführt werden kann. In-
frage dafür kommt eine Teilfinanzierung 
der EEG-Kosten aus allgemeinen Steuer-
mitteln oder eine erweiterte EEG-Umlage 
auf fossile Energieträger in allen Sektoren. 
Dadurch würden die Kosten für Strom rela-
tiv zu anderen Energieträgern sinken und 
die Sektorkopplung tendenziell wirtschaft-
licher werden. Damit könnte man sich auch 
dem einheitlichen CO2-Preis nähern. Aller-
dings muss dabei berücksichtigt werden, 
dass niedrige Energiepreise zu geringen 
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Anreizen für Energieeinsparungen füh-
ren können und damit die Klimaziele aus 
volkswirtschaftlicher Sicht in der Tendenz 
nicht effizient erreicht werden. 

Ein einheitlicher CO2-Preis ist je-
doch kein Allheilmittel. Selbst wenn er 
hoch genug ist, damit emissionsarme 
Technologien mit konventionellen kon-
kurrieren können, können ihrer Markt-
einführung beziehungsweise ihrem flä-
chendeckenden Einsatz Hemmnisse 
entgegenstehen. Gründe hierfür könnten 
zum Beispiel sein, dass Marktakteure auf-
grund von Informationsdefiziten nicht die 
für sie wirtschaftlichste Alternative wäh-
len, Anreize für Unternehmen fehlen, in 
öffentliche Güter zu investieren, oder Dif-
ferenzen zwischen langfristigem Nutzen 
und kurzfristiger Rentabilität bestehen. 
Um diese Hemmnisse abzubauen, können 
ergänzende Maßnahmen erforderlich sein. 
Neben finanziellen Anreizen wie Inves-
titionszuschüssen, Steuererleichterungen, 
Marktanreizprogrammen und staatlicher 
Ko-Finanzierung von Infrastrukturen, die 
fast immer das Risiko der volkswirtschaft-
lichen Ineffizienz mit sich bringen, kann es 
sinnvoll sein, ordnungsrechtliche Vorga-
ben etwa zu Emissionsgrenzwerten und 
technischen Standards zu machen. Auch 
Forschungs- und Entwicklungsförderung, 
Informations- und Beratungsangebote so-
wie Programme zur Aus- und Fortbildung 
von Fachkräften können helfen, neue Tech-
nologien in die Breite zu tragen. 

Kurzfristiger Handlungsbe
darf innerhalb der kommenden fünf Jah-
re besteht im Hinblick auf die Klimaziele 
insbesondere bei der Gebäudesanierung, 
dem Umbau der Wärmeversorgung von 
Gebäuden, beim Ausbau der Erneuerba-
ren und Stromnetze sowie im Verkehrssek-
tor. Synthetische Brenn- und Kraftstoffe 
werden voraussichtlich ab etwa 2025 in 
größerem Umfang benötigt, wenn wegen 
der steigenden Klimaschutzanforderungen 
fossile Energieträger zunehmend durch kli-
maneutrale, gut speicherbare Alternativen 

abgelöst werden müssen. In den nächsten 
Jahren steht also im Vordergrund, ver-
schiedene Herstellungsverfahren weiter-
zuentwickeln und die Gesamtkette Herstel-
lung – Transport – Nutzung beispielsweise 
in Modellregionen zu testen. Auch an die 
Anpassung des rechtlich-ökonomischen 
Rahmens für den großflächigen Einsatz von 
Wasserstoff und synthetischen Brenn- und 
Kraftstoffen muss zeitnah gedacht werden, 
weil ohne entsprechende Anreize nicht in-
vestiert und forciert entwickelt wird.

Damit die verschiedenen Akteu-
re jedoch überhaupt in klimafreundliche 
Technologien investieren, brauchen sie 
Planungssicherheit. Eine starke Selbstver-
pflichtung der Politik zum Klimaschutz und 
Vertrauen der Akteure in die Verbind
lichkeit der Klimaschutzziele sowie 
den langfristigen Bestand der CO2-Preise 
sind daher essenziell. Einzelne Instrumen-
te, insbesondere wenn sie dazu dienen, 
die derzeitige Phase niedriger CO2-Preise 
zu überbrücken oder neuen Technologien 
den Markteintritt zu erleichtern, sollten 
hingegen offen sein für Nachjustierungen 
und laufend im Hinblick auf Notwendig-
keit, Wirksamkeit und Kosten-Nutzen-Ver-
hältnis evaluiert werden.
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1 Einleitung

Die deutsche Energiewende einschließ-
lich der Entscheidung zum Ausstieg aus 
der Kernenergienutzung wurde von einer 
breiten politischen Mehrheit getragen. 
Auch in der Gesellschaft gab es zum Zeit-
punkt der Entscheidung in den Jahren 
2010 und 2011 einen großen Konsens. 
Fachleute und öffentliche Meinung hatten 
und haben wenig Zweifel daran, dass der 
globale Temperaturanstieg anthropogene 
Ursachen hat. Deshalb besteht in Deutsch-
land und Europa – wie nahezu weltweit – 
eine breite Übereinstimmung hinsichtlich 
der notwendigen massiven Reduktion der 
Emissionen klimaschädlicher Spurengase. 
Dennoch ist die deutsche Energiewende 
ins Stocken geraten, und die Meinungen 
gehen weit auseinander, wenn es um die 
Relevanz einzelner Technologien und um 
die Bedeutung und Veränderung politisch- 
regulatorischer Maßnahmen geht, damit 
die gesetzten Ziele erreicht werden können.

So sind trotz des starken Ausbaus 
erneuerbarer Energien in den vergange-
nen zehn Jahren – insbesondere Wind-, 
Solarenergie und Biomasse zur Stromer-
zeugung – die energiebedingten CO2- 
Emissionen zwischen 2009 und 2015 mehr 
oder weniger konstant geblieben2, was eine 
Debatte über die Relevanz erneuerbarer 
Energien und ihrer Ausbaugeschwindig-
keit zur Folge hatte. Ebenso wird das Er-
neuerbare-Energien-Gesetz (EEG) äußerst 
kontrovers bewertet: Einige Fachleute und 
gesellschaftliche Gruppen sehen das EEG 
als großen Erfolg an, da die gesteigerte 
Marktnachfrage nach erneuerbaren Ener-
gien zu massiven Reduktionen der Erzeu-

2 Siehe hierzu: UBA 2016-1.

gungskosten erneuerbaren Stroms geführt 
hat.3 Dadurch wurde ein signifikanter Bei-
trag erneuerbarer Energien zur Energie-
versorgung überhaupt erst möglich. Auf 
der anderen Seite werden die hohen Kos-
ten, die über viele Jahre insbesondere auch 
von den Stromkunden aufzubringen waren 
und sind, ins Feld geführt und mit der Aus-
sage verknüpft, dass diese Mittel wesent-
lich effizienter für andere Maßnahmen zur 
Reduktion von CO2-Emissionen hätten ein-
gesetzt werden können, beziehungsweise 
dass die gleichen Kostendegressionen und 
Ausbauraten mit kosteneffizienteren Inst-
rumenten möglich gewesen wären. Ebenso 
gehen die Einschätzungen darüber, ob die 
Energiewende mehr Lasten oder Chan-
cen mit sich bringt, weit auseinander: 
Während in internationalen Abkommen 
vielfach vom „Burden Sharing“ gesprochen 
wird, wird der gleiche Sachverhalt an an-
derer Stelle als „Opportunity Sharing“ be-
zeichnet.4 Nicht weniger weit divergieren 
die Meinungen hinsichtlich der Wirksam-
keit des Europäischen Handelssystems für 
Emissionszertifikate. Bezweifelt wird vor 
diesem Hintergrund auch die Sinnhaftig-
keit nationaler Energie- und Klimapoliti-
ken mit Zielen, die von den europäischen 
Zielen abweichen beziehungsweise über 
diese hinausgehen. Schließlich ist auch die 
Bürgerschaft nicht mehr einheitlich bereit, 
alle Aspekte der Energiewende mitzutra-
gen, insbesondere dann, wenn sie von den 
Maßnahmen wie dem Ausbau von Strom-
leitungen oder Windenergieanlagen unmit-
telbar betroffen ist.

3 REN21 2014. 
4 So zum Beispiel Staatssekretär Rainer Baake (BMWi) 

auf der Veranstaltung „Baustelle Energiewende. 
Strom, Wärme und Verkehr ökologisch modernisie-
ren“ der Heinrich-Böll-Stiftung am 28.06.2017.
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Die Vielfalt der Einschätzungen zu 
Maßnahmen und Wegen beim Umbau 
unserer Energieversorgung dokumentiert 
die Komplexität des Themas – trotz einer 
großen Übereinstimmung, was die über-
geordneten Ziele betrifft. Diese Komplexi-
tät beginnt auf der technischen Ebene: Es 
sind zukünftig viel mehr kleinere Anlagen 
an der Energieversorgung beteiligt, die 
Stromerzeugung wird insgesamt weniger 
planbar und volatiler, und es zeichnet sich 
eine zunehmende Kopplung der verschie-
denen Verbrauchs- und Erzeugungssekto-
ren ab – Strom, Wärme in Gebäuden und 
Industrieprozessen, Mobilität. Die größere 
Komplexität der technischen Ebene spie-
gelt sich im Bereich der Ökonomie darin 
wider, dass die Marktorganisation des 
bisherigen Energieversorgungssystems, 
das sich in den vergangenen Jahrzehnten 
seit der Liberalisierung der Energiemärk-
te entwickelt hat, nicht mehr ausreichend 
zu funktionieren scheint. Auch hier spielt 
die zunehmende Wechselwirkung von Ver-
brauchssektoren, die bis dato mit je einem 
eigenen regulatorischen Rahmen behan-
delt wurden, eine wichtige Rolle. Hinzu 
kommt eine zusätzliche Komplexität durch 
die Einbettung all dessen in den europä-
ischen Rahmen. Und schließlich werden 
nur Lösungswege erfolgreich sein können, 
die von der Gesellschaft in großer Breite 
mitgetragen werden.

Aufgabe der Arbeitsgruppe „Sek-
torkopplung“ im Projekt „Energiesysteme 
der Zukunft“ (ESYS) war es, ausgehend von 
den übergeordneten Zielen – insbesondere 
von den auf die Energieversorgung herun-
tergebrochenen deutschen Klimaschutz-
zielen – robuste Aussagen über sinnvolle 
und erforderliche Entwicklungen des deut-
schen Energiesystems abzuleiten: Welche 
Entwicklungen und Maßnahmen sind mit 
hoher Wahrscheinlichkeit notwendig? Und 
wo bestehen Handlungsspielräume im Sin-
ne einer Systemgestaltung? Dafür wird zu-
nächst ein techno-ökonomischer Zugang 
gewählt – genauer eine gesamtsystemische 
Analyse möglicher technischer Entwick-

lungspfade unter Einbeziehung aller Ener-
gieträger und aller Verbrauchssektoren in 
einem integrierten Gesamtsystem (Kapitel 
2). Darauf aufbauend werden Gestaltungs-
möglichkeiten des regulatorischen Rah-
mens diskutiert und mögliche Maßnah-
men im Sinne von Optionen beschrieben 
(Kapitel 3). Fragen der gesellschaftlichen 
Akzeptanz und Partizipation standen nicht 
im Zentrum der Betrachtung, wurden aber 
an vielen Stellen in der Diskussion und Be-
wertung berücksichtigt.

Natürlich bleiben bei einem so 
komplexen Thema immer viele Aspekte 
unberücksichtigt. So haben wir uns bei-
spielsweise nicht explizit dem Thema „Di-
gitalisierung“ gewidmet, obwohl diesem 
Thema in doppelter Hinsicht große Be-
deutung für die Energiewende zukommt. 
Einerseits sind zukünftige Informations- 
und Kommunikationstechnologie-Lösun-
gen (IKT-Lösungen) notwendige Enab-
ling-Technologien, um die Organisation 
und den Betrieb des komplexen zukünfti-
gen Energiesystems überhaupt zu ermögli-
chen. Andererseits können Entwicklungen 
im Bereich der IKT und der Digitalisierung 
zum Beispiel Verbrauchsverhalten beim 
Konsum oder Abläufe in der Produktion 
beeinflussen, die einen massiven, aber 
schwer absehbaren Einfluss auf die Ent-
wicklung des zukünftigen Energiever-
brauchs haben. 

1.1 Ausgangssituation

Basis für die vorliegende Stellungnahme 
ist das derzeit geltende Energiekonzept 
für Deutschland5, das die Bundesregierung 
2010 beschlossen hat und das hinsichtlich 
des Ausstiegs aus der Kernenergie Ende 
2011 noch einmal modifiziert wurde. Es be-
schreibt Ausbauziele für erneuerbare Ener-
gien und Reduktionziele für Energiever-
bräuche und Treibhausgasemissionen bis 

5 BMWi 2010.
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2050 über konkrete Zwischenziele. Diese 
Ziele werden durch den „Klimaschutzplan 
2050“ ergänzt, den die Bundesregierung 
im November 2016 zur nationalen Umset-
zung des Vertrags der Weltklimakonferenz 
in Paris 2015 verabschiedet hat.6 Darin 
werden für einzelne Sektoren zusätzliche 
konkrete Minderungsziele bis zum Jahr 
2030 genannt. 

Die genannten Beschlüsse bilden 
den Rahmen und den zentralen Treiber für 
den Umbau des Energiesystems bis 2050. 
Rund 85 Prozent der Treibhausgasemis-
sionen werden heute durch die Nutzung 
fossiler Energieträger zur Bereitstellung 
von Energiedienstleistungen verursacht, 
und 99 Prozent dieser energiebedingten 
Treibhausgasemissionen sind Emissionen 
von CO2.7 Energiebedingte CO2-Emissio-
nen spielen insofern zur Erreichung der 
angestrebten Klimaschutzziele die zentra-
le Rolle.

Um den Begriff Sektorkopplung 
oder Sektorenkopplung und die für ein-
zelne Sektoren festgeschriebenen Minde-
rungsziele zu erläutern, sind eine Definiti-
on des Sektor-Begriffes und ein Blick auf 
die Energieverbräuche der einzelnen Sek-
toren sinnvoll. Der Begriff Sektor bezieht 
sich im Wesentlichen auf die Nutzungsar-
ten des Energieverbrauchs. Im einfachsten 
Fall unterscheidet man die drei Sektoren 
Stromverbrauch, Mobilität/Verkehr und 
Wärmeverbrauch, wobei der Wärme-
sektor oft auch noch in die zwei Sektoren 
Niedertemperaturwärme (Raumheizung 
und Warmwasser) und Prozesswärme 
(Industrie) unterteilt wird. Andere Sekto-
renaufteilungen wie zum Beispiel im Kli-
maschutzplan beziehen zum Beispiel noch 
die Landwirtschaft mit ein. 

Zum Verständnis der vor uns liegen-
den Aufgabe ist es hilfreich, sich die heuti-
gen Energieverbräuche in den genannten 

6 BMUB 2016.
7 UBA 2016-2.

vier Energiesektoren etwas genauer anzu-
schauen (siehe Abbildung 1). Man erkennt, 
dass der Strom nur einen Anteil von etwa 
20 Prozent am Endenergieverbrauch hat, 
obwohl er in der öffentlichen Diskussion 
bei Weitem dominiert. Dagegen machen 
die beiden Wärmesektoren zusammen 
etwa 50 Prozent des Endenergieverbrauchs 
und der Sektor Verkehr rund 30 Prozent 
aus. Wegen ihres großen Anteils sind diese 
drei Sektoren neben dem Strom deshalb 
für die Emissions- und Verbrauchsbilanz 
von großer Bedeutung. Das wird auch 
deutlich, wenn man den hohen Anteil von 
überwiegend fossilen Brenn- und Kraft-
stoffen betrachtet und dabei berücksich-
tigt, dass auch die Stromerzeugung der-
zeit noch zu etwa der Hälfte auf fossilen 
Brennstoffen beruht.8 Die Größe der vor 
uns liegenden Aufgabe wird dadurch noch 
unterstrichen, dass der Anteil der in den 
letzten Jahren stark ausgebauten erneuer-
baren Energien Windkraft und Photovol-
taik an der Strom erzeugung heute zwar 
bereits gut 20 Prozent beträgt, dass aber 
diese beiden erneuerbaren Energiequellen 
bisher nur etwa 4 Prozent zum gesamten 
Endenergieverbrauch beitragen. Aus Ab-
bildung 1 wird unmittelbar klar, dass eine 
getrennte Betrachtung der Sektoren nicht 
zielführend ist, sondern nur mit einem sek-
torübergreifenden Umbau des gesamten 
Energiesystems die ehrgeizigen Ziele der 
Energiewende realisiert werden können. 
Diese ganzheitliche Entwicklung eines in-
tegrierten Energiesystems wird deshalb 
häufig mit dem Begriff Sektorkopplung 
identifiziert beziehungsweise beschrieben.

8 Die Stromerzeugung war im Jahr 2016 für rund 40 
Prozent der CO2-Emissionen in Deutschland verant-
wortlich (UBA 2017-1). Wie sich die CO2-Emissionen 
auf die vier Nutzungsbereiche verteilen, ist in der 
Analyse »Sektorkopplung« – Untersuchungen und 
Überlegungen zur Entwicklung eines integrierten 
Energiesystems (Ausfelder 2017) in Kapitel 2.1, Abbil-
dung 5, dargestellt.
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1.2 Durch Sektorkopplung zu einem 
integrierten, nachhaltigen 
Energiesystem 

Um die genannten 85 Prozent der Treib-
hausgasemissionen beim Verbrennen fos-
siler Energieträger zu reduzieren, gibt es 
langfristig vor allem zwei entscheidende 
Hebel:10 erstens den Energieverbrauch zu 
senken und zweitens Energieerzeugungs-
methoden einzusetzen, die keine oder 
deutlich weniger CO2-Emissionen als die 
fossilen verursachen. Das bedeutet zum 
einen, Umwandlungseffizienzen zu stei-
gern und Energie einzusparen, und zum 
anderen, sehr viel stärker als bisher auf 
„Sektorkopplung“ zu setzen. Unter Sektor-
kopplung fällt beispielsweise der Ansatz, 
erneuerbare Energien in allen Bereichen 
der Energieversorgung – direkt oder indi-
rekt – einzusetzen und das Energiesystem 
sektorübergreifend zu optimieren. Die 
noch starren Grenzen zwischen den Sekto-
ren Strom, Wärme und Verkehr mit ihren 

10 Technologien zur Speicherung von Kohlenstoff unter 
der Erde (Carbon Capture and Storage, CCS) werden 
hier nicht in Betracht gezogen.

unterschiedlichen Infrastruktursystemen, 
Märkten und Regulierungen müssen da-
bei aufgebrochen und Energieträger wie 
Strom, Erdgas, synthetische Brenn- und 
Kraftstoffe oder Biomasse flexibel und be-
darfsgerecht in allen Anwendungsberei-
chen eingesetzt werden. Weil das Poten-
zial anderer regenerativer Energien wie 
Wasserkraft, Biomasse und Geothermie 
in Deutschland begrenzt ist, werden ins-
besondere Windkraft und Photovoltaik zur 
Bereitstellung von Wärme und Mobilität 
verwendet werden müssen. 

Um Strom aus Wind und Sonne im 
Sinne der Sektorkopplung im Wärme- und 
Verkehrssektor zu nutzen, stehen grund-
sätzlich drei Ansätze zur Verfügung. Diese 
sind nicht als Alternativen, sondern als 
Komponenten im Energiesystem der Zu-
kunft zu verstehen, wobei ihre jeweilige 
Gewichtung unterschiedlich sein kann und 
von Rahmenbedingungen, Bürgerwillen 
und Marktlage abhängen wird: 
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Abbildung 1: Endenergieverbrauch in Deutschland in den vier Nutzungsbereichen.9 Bei der Endenergie wird nach 
den drei Hauptformen Brenn- und Kraftstoffe, Strom und Fernwärme (Stand 2015) unterschieden. Zu den Brenn- und 
Kraftstoffen zählen feste, flüssige und gasförmige Energieträger fossiler und biogener Herkunft.

9 BMWi 2017-2.



1. Direkte Elektrifizierung: Brenn- 
und kraftstoffbetriebene Anwendun-
gen werden auf Strom umgestellt. 
Prominente Beispiele sind Elektroau-
tos und Wärmepumpen. 

2. Wasserstoff: Strom wird verwendet, 
um mittels Elektrolyse Wasserstoff 
herzustellen. Dieser wird gespeichert 
und über Gasturbinen rückverstromt 
oder über stationäre beziehungswei-
se mobile Brennstoffzellen in Strom 
umgewandelt, der als Beitrag zur de-
zentralen Stromversorgung oder zum 
Fahrzeugantrieb dient. Darüber hi-
naus kann Wasserstoff zum Heizen 
und in chemischen Prozessen in der 
Industrie eingesetzt werden.

3. Synthetische Brenn und Kraft
stoffe: Zusammen mit Kohlendi-
oxid kann Wasserstoff in andere 
Energieträger wie Methan, Alkohole 
oder maßgeschneiderte synthetische 
Brenn- und Kraftstoffe umgewandelt 
werden. Diese sind gut speicherbar 
und können daher problemlos in her-
kömmlichen Verbrennungsprozessen 
eingesetzt werden. Synthetisch herge-
stellte Kohlenwasserstoffe können in 
der chemischen Industrie Stoffe fossi-
ler Herkunft ersetzen. 

Im Gegensatz zur direkten Elektrifizie-
rung werden die Wege über Wasserstoff 
und synthetische Brenn- und Kraftstoffe 
manchmal auch als indirekte Elektrifi
zierung bezeichnet. 

Zusätzlich bietet sich der verstärkte Ausbau 
alternativer erneuerbarer Energiequellen an:

4. Biomasse, Solarthermie und Geo
thermie: Diese alternativen erneu-
erbaren Energiequellen können die 
Energieerzeugung ergänzen und sind 
deshalb auch mögliche Komponenten 
der Sektorkopplung. Sie können in ver-
schiedenen Bereichen einen Teil des 
Energiebedarfs emissionsarm decken 

und gezielt dann eingesetzt werden, 
wenn andere nachhaltige Lösungen 
nicht oder nicht kostengünstig zur Ver-
fügung stehen oder aus anderen Grün-
den nicht akzeptabel erscheinen. 

Heute spielt die Sektorkopplung in der 
Energieversorgung eine untergeordnete 
Rolle: Bislang werden nur in wenigen Ge-
bäuden Wärmepumpen genutzt, nur in we-
nigen Industrieprozessen wird Strom zum 
Heizen eingesetzt, und bis jetzt gibt es nur 
wenige Elektrofahrzeuge auf den Straßen. 
Wasserstoff wird heute fast ausschließlich 
(96 Prozent) mittels Dampfreformierung 
aus Erdgas und damit aus fossilen Quel-
len gewonnen,11 während synthetische 
Kraftstoffe wie beispielsweise Biodiesel 
oder Bioethanol in nennenswerter Menge 
bisher nur aus Biomasse erzeugt werden.

Sollen die CO2-Emissionen aber stark 
gesenkt werden, führt kein Weg an einer 
stärkeren Kopplung der Sektoren und einem 
gesamtsystemischen Ansatz vorbei. Wenn 
man zudem die benötigten Energiemengen 
und potenziell zur Verfügung stehenden 
erneuerbaren Energiequellen miteinander 
vergleicht, wird sehr deutlich, dass Strom 
aus Photovoltaik- und Windkraftanlagen 
mit Abstand der wichtigste Energieträger 
sein wird.12 Da deren Erzeugungskapazitä-
ten sehr stark von Tageszeit und Wetter-
bedingungen abhängen, rückt ein wichti-
ger Aspekt zunehmend in den Fokus: Um 
die Versorgungssicherheit zu garantieren, 
muss das Energiesystem künftig ein hohes 
Maß an Flexibilität bieten, um Erzeugung 
und Verbrauch jederzeit miteinander in Ein-
klang bringen zu können. Dazu werden vo-
raussichtlich sowohl regelbare (thermische) 
Kraftwerke als auch Energiespeicher aller Art 
beitragen, aber auch der Energieverbrauch 
wird durch intelligente Steuerungssysteme 
und entsprechende Marktmodelle stark fle-
xibilisiert werden müssen. 

11 Decourt et al. 2014.
12 Vgl. hierzu zum Beispiel in Ausfelder et al. 2017,  

Kapitel 5.3.
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Speziell die Sektorkopplung kann 
in diesem Zusammenhang sehr wichtige 
Flexibilisierungsbeiträge leisten: Energie 
kann in Wärmespeichern oder chemischen 
Energieträgern wie Wasserstoff und syn-
thetischen Kraftstoffen gespeichert wer-
den. Wärmeerzeugung, Wärmespeiche-
rung und Wärmeverbrauch lassen sich 
auch in kleineren Einheiten durch Ver-
wendung verschiedener, tageszeitlich und 
saisonal variabler Energieträger optimie-
ren (beispielsweise in KWK-Anlagen). Und 
die Kombination von direkter Stromnut-
zung und Brennstoffzellentechnik bezie-
hungsweise Verbrennungsmaschinen mit 
synthetischen Kraftstoffen bietet flexible 
Lösungen für die Mobilität oder dezentrale 
Stromversorgungen. 

1.3 Methodik

Die Stellungnahme basiert auf den Ergeb-
nissen zahlreicher Expertendiskussionen, 
einem Vergleich unterschiedlicher (publi-
zierter) Szenarien zur langfristigen Entwick-
lung des deutschen Energiesystems und ei-
genen Modellrechnungen. Die methodische 
Vorgehensweise, eine detailliertere Doku-
mentation der Annahmen und Untersu-
chungsergebnisse sowie eine ausführliche 
Diskussion der Folgerungen sind in der Ana-
lyse »Sektorkopplung« – Untersuchungen 
und Überlegungen zur Entwicklung eines 
integrierten Energiesystems dargelegt.13 
Im Folgenden werden nur einige Hinweise 
zum besseren Verständnis der Aussagen und 
Schlussfolgerungen gegeben.

Im Rahmen der Expertendiskussi
onen wurden sowohl Technologieoptionen 
auf Basis verfügbarer Daten und Quellen 
qualitativ und – soweit möglich – quantitativ 
analysiert als auch ökonomische, regulatori-
sche und gesellschaftliche Herausforderun-
gen und Lösungsansätze herausgearbeitet. 
Die Expertendiskussionen fanden zunächst 

13 Vgl. hierzu Ausfelder et al. 2017.

innerhalb der Arbeitsgruppe „Sektorkopp-
lung“ des Akademienprojekts „Energiesys-
teme der Zukunft“ statt. Später wurden auch 
Expertinnen und Experten aus Wirtschaft, 
Wissenschaft, Politik und zivilgesellschaftli-
chen Organisationen einbezogen, etwa über 
das Format „Trialog“ der HUMBOLDT- 
VIADRINA Governance Plattform, über 
Diskussionsforen im Rahmen der ESYS- 
Jahresveranstaltung und über ein Fachge-
spräch zu Zwischenergebnissen der Arbeits-
gruppe.14 

Für den Szenarienvergleich 
wurden im Sinne einer Metaanalyse 
mehrere aktuelle Studien ausgewertet 
und einzelne Energieszenarien im Hin-
blick auf die Rolle und Ausprägung der 
Sektorkopplung verglichen. Die Szena-
rien haben alle einen Zeithorizont bis 
zum Jahr 2050, beruhen aber auf un-
terschiedlichen Energiesystemmodellen 
und unterscheiden sich teilweise deutlich 
hinsichtlich der Annahmen und Schwer-
punktsetzungen. Sie decken somit eine 
große Spannweite möglicher Entwicklun-
gen des Energiesystems ab.15 Die Ziele zur 
Reduktion der CO2-Emissionen reichen 
dabei von 80 bis 100 Prozent im Jahr 
2050. Technologien der Sektorkopplung 
kommen in allen betrachteten Szenarien 
zum Einsatz, allerdings in unterschiedli-
chem Maße. So spielen Wärmepumpen, 
Elektromobilität, Wasserstofferzeugung, 

14 Die Ergebnisse des Trialogs „Sektorkopplung – von 
der Stromwende zur Energiewende“ wurden in einem 
Bericht zusammengefasst (siehe Höh et al. 2016). Der 
Trialog fand am 11. Juli 2016 und das Fachgespräch 
am 9. Mai 2017 in der Geschäftsstelle des Projektes 
statt (ESYS 2017 und ESYS 2016).

15 Folgende sechs Szenarien wurden für den Ver-
gleich ausgewählt: das „Zielszenario“ aus der Studie 
Entwicklung der Energiemärkte – Energiereferenz-
prognose (Prognos et al. 2014), das „Klimaschutz-
szenario 95“ aus der Studie Klimaschutzszenario 
2050 (Öko-Institut/Fraunhofer ISI 2015), die Studie 
Treibhausgasneutrales Deutschland im Jahr 2050 
(UBA 2013), das Szenario „85/amb/Mix/beschl.“ aus 
der Studie Was kostet die Energiewende? (Fraunho-
fer ISE 2015), das „Sektorübergreifende Zielszenario 
2050“ aus der Studie Interaktion EE-Strom, Wärme 
und Verkehr (Fraunhofer IWES et al. 2015) sowie das 
Szenario „100-II“ aus der Studie GROKO – II Szena-
rien der deutschen Energieversorgung auf der Basis 
des EEG-Gesetzentwurfs − insbesondere Auswirkun-
gen auf den Wärmesektor (Nitsch 2014).
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Methanisierung und Bioenergie in den 
verschiedenen Szenarien unterschiedlich 
große Rollen.

Bei den eigenen Modellrech
nungen wurden mit dem Simulations- 
und Optimierungsmodell REMod-D16 
des Fraunhofer ISE verschiedene mög-
liche Systementwicklungen berechnet. 
Dabei wurden jeweils unterschiedliche 
Minderungsziele für die CO2-Emissionen 
vorgegeben, die jeweils jahresscharf ein-
zuhalten waren. Für den vorgegebenen 
Reduktionspfad berechnete das Modell 
die zeitliche Entwicklung der Zusammen-
setzung aller relevanten Erzeuger, Wand-
ler, Speicher und Verbraucher des Ener-
giesystems, mit denen die Gesamtkosten 
des Energiesystems beziehungsweise des 
Transformationspfades möglichst niedrig 
ausfielen. Die Berechnung beinhaltet auch 
die Kosten für die Infrastruktur wie Netz-
ausbau oder Ladeinfrastrukturen, die als 
Kostenaufschläge berücksichtigt wurden, 
jedoch nicht durch eine Netzabbildung di-
rekt im Modell. Der Verbrauch musste in 
den Rechnungen jederzeit stundengenau 
gedeckt sein,17 die CO2-Obergrenzen in 
jedem Jahr eingehalten werden. Das Ziel 
war dabei nicht, eine Zukunftsprognose 
abzugeben. Vielmehr sollte untersucht 
werden, wie sich die energiebedingten 
CO2-Emissionen entsprechend einem 
vorgegebenen Reduktionsziel zu den ge-
ringstmöglichen Gesamtkosten senken 
lassen, ohne die Versorgungssicherheit zu 
gefährden. Eine weitere Motivation für die 

16 Weiterführende Informationen zu dem Modell RE-
Mod-D finden sich in Henning et al. 2017, Palzer 2016 
und Fraunhofer ISE 2015.

17 Der Verbrauch für herkömmliche Stromanwen-
dungen, für die Prozesswärme der Industrie und 
für Warmwasser ist stundenscharf vorgegeben. 
Die originäre Stromnachfrage bleibt dabei auf dem 
heutigen Niveau von etwa 500 Terawattstunden, der 
Prozesswärmebedarf der Industrie bei 440 Terawatt-
stunden. Im Verkehrssektor gehen die Anzahl der 
Lkw und Pkw und ihr zeitlich aufgelöstes Fahrver-
halten als Annahmen in die Berechnung ein, wobei 
angenommen wurde, dass die Anzahl der Pkw bis 
2050 um 5 Prozent sinkt, die der Lkw hingegen um 5 
Prozent zunimmt. Der Raumwärmebedarf hingegen 
berechnet sich innerhalb des Modells anhand heutiger 
Lastkurven, aber in Abhängigkeit vom Standard der 
Gebäudedämmung.

aufwendigen Rechnungen war, mehr über 
die systemischen Zusammenhänge und 
Parameterabhängigkeiten des deutschen 
Energiesystems zu erfahren und die Sensi-
bilität für verschiedene Randbedingungen 
zu testen.18,19

Als wichtiges Ergebnis konnte mit 
dem Rechenmodell der Bedarf verschie-
dener Systemkomponenten ermittelt 
werden, die zu einem kostenoptimier-
ten Transformationspfad bei gegebe-
nen Bedingungen führen. Dazu gehören 
beispielsweise die Kapazitäten der ver-
schiedenen Erzeugungsanlagen (kon-
ventionelle Kraftwerke, verschiedene 
Erneuerbare-Energien-Anlagen), Wand-
lungsanlagen wie Elektrolyseure, Spei-
chersysteme wie Batteriespeicher oder 
thermische Speicher (in Einzelgebäuden 
und für Wärmenetze), Effizienzmaß-
nahmen wie die energetische Sanierung 
des Gebäudebestands sowie die Zusam-
mensetzung der Fahrzeugflotten. Unter 
gewissen Annahmen konnten auch Ge-
samtkosten für verschiedene Reduktions-
ziele miteinander verglichen und Aussa-
gen über die zeitliche Entwicklung aller 
genannten Parameter getroffen werden. 

Insgesamt wurden sieben Modell-
rechnungen mit unterschiedlichen An-
nahmen durchgeführt: Vor allem wurde 
untersucht, welche Auswirkungen unter-

18 Die Annahmen, die in die Modellrechnungen ein-
gingen, werden in Ausfelder et al. 2017, Kapitel 5.1 
diskutiert. Alle Annahmen (wie Zinssätze, Biomasse-
verfügbarkeit, Kostenkurven etc.) werden zudem als 
Materialien (Henning et al. 2017) veröffentlicht. 

19 In den Modellrechnungen wird angenommen, dass 
die Preise für fossile Brennstoffe konstant auf dem 
heutigen Niveau bleiben (siehe Ausfelder et al. 2017, 
Kapitel 5.2). Preisschwankungen in einer gewissen 
Bandbreite, die an den Märkten immer auftreten, 
würden die Ergebnisse der Rechnungen nicht wesent-
lich verändern. Entscheidender ist jedoch, dass von 
keinem starken Kostenanstieg bis 2050 ausgegangen 
wird. Der Preis für Erdgas unterlag in den vergange-
nen Jahren teilweise recht starken Schwankungen (10 
bis 30 Euro; EEX 2017). Der Preis von 33,1 €/MWh, 
der zu Beginn der Rechnungen festgelegt wurde, liegt 
über dem heutigen Wert von etwa 17 €/MWh (EEX 
2017). Erfahrungen mit dem Rechenmodell REMod 
legen allerdings nahe, dass sich die Systemzusammen-
setzungen bei fixen Werten der zulässigen CO2-Emis-
sionen durch einen niedrigeren Erdgaspreis nur 
geringfügig ändern. 
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schiedliche CO2-Reduktionszielwerte bis 
zum Jahr 2050 auf die Entwicklung des 
Gesamtsystems haben. In vier Rechnun-
gen wurden daher die energiebedingten 
CO2-Emissionen auf 60 Prozent, 75 Pro-
zent, 85 Prozent und 90 Prozent bis 2050 
gesenkt. 

In einem zweiten Schritt wurde un-
tersucht, welchen Einfluss der vermehrte 
Einsatz von Wasserstoff oder von synthe-
tischen Brenn- und Kraftstoffen auf das 
Gesamtsystem hat. Wird die Auswahl der 
Technologien dem Modell frei überlassen, 
wird Strom vor allem direkt verwendet. 
Die Entscheidungen der Verbraucherinnen 
und Verbraucher für ein Elektroauto, ein 
Brennstoffzellenfahrzeug oder ein Fahr-
zeug mit Verbrennungsmotor hängen je-
doch neben den Kosten von vielen anderen 
Faktoren ab, die in den Modellrechnungen 
nicht abgebildet werden können. Daher 
wurden zwei weitere Modelle mit dem 
CO2-Reduktionsziel von 85 Prozent berech-
net, die jedoch unterschiedliche Technolo-
gievorgaben hatten: Im ersten werden die 
Marktanteile von Wasserstofffahrzeugen 
bis zum Jahr 2050 auf 100 Prozent festge-
legt, gleichzeitig kommt Wasserstoff in der 
Wärmeversorgung stärker zum Einsatz. 

Im zweiten Modell wurde der Anteil der 
Wärmepumpen auf 40 Prozent und der der 
batterieelektrischen Fahrzeuge auf 50 Pro-
zent beschränkt, sodass Raumheizungen 
und Fahrzeuge hauptsächlich mit syntheti-
schen Brenn- beziehungsweise Kraftstoffen 
oder Gasen betrieben werden.

In allen Modellrechnungen mit dem 
CO2-Reduktionsziel von mindestens 85 
Prozent erreicht die installierte Kapazität 
an Windkraft- und Photovoltaikanlagen 
die angesetzte Obergrenze von summarisch 
500 Gigawatt, die sich aufgrund der be-
grenzten verfügbaren Flächen in Deutsch-
land ergibt und im Modell hinterlegt ist. 
Daher wurde in einem letzten Schritt ein 
zusätzliches Modell mit verschiedenen An-
nahmen berechnet, die den Ausbaubedarf 
an Windkraft und Photovoltaik möglichst 
gering halten sollen. Dazu zählen Energie-
einsparungen, eine verstärkte Nutzung der 
Solarthermie sowie die Möglichkeit, über 
einen Ausbau der Kuppelstellen in den 
elektrischen Netzen mehr Strom mit den 
Nachbarländern auszutauschen.
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2  Technologieoptionen für die zukünftige 
Energieversorgung

Mit dem Ausbau von Wind- und Photo-
voltaikanlagen wurde für die Stromerzeu-
gung bereits ein technisch gangbarer Weg 
gefunden, fossile Energieträger durch er-
neuerbare zu ersetzen. Um die politisch be-
schlossenen Klimaschutzziele zu erreichen, 
müssen jedoch auch im Wärme- und Ver-
kehrsbereich zunehmend klimaneutrale 
Energieträger als Ersatz für die herkömm-
lichen fossilen Brenn- und Kraftstoffe zum 
Einsatz gelangen. Bisher wird in diesen 
Sektoren hauptsächlich die nur begrenzt 
verfügbare Bioenergie genutzt, um den 
Anteil erneuerbarer Energien zu erhöhen. 
Beispiele sind Beimischungen biogener 
Kraftstoffe im Verkehrsbereich oder Fest-
holz, Pellets und Biogas zum Heizen. Strom 
dagegen spielt bei der Wärmeversorgung 
und im Verkehr bislang nur eine unterge-
ordnete Rolle (Abbildung 1).

Nachfolgend werden in diesem Ka-
pitel zunächst technologische Optionen 
der zukünftigen Energieversorgung in 
den drei wichtigen Verbrauchsbereichen 
Wärmeversorgung des Gebäudesektors 
(Abschnitt 2.1), Verkehr (2.2) und Indus-
trieprozesse (2.3) betrachtet. Dabei wird 
insbesondere der Aspekt der möglichen 
Nutzung von Strom als Alternative zu heu-
te genutzten fossilen Energieträgern disku-
tiert. Anschließend wird die Entwicklung 
des Stromsektors beleuchtet, einerseits 
hinsichtlich des Ausbaus der aus heutiger 
Sicht dominanten Erzeugungstechnologien 
Photovoltaik und Windenergie (2.4) und 
andererseits hinsichtlich des damit ver-
knüpften Bedarfs an Speichern und Reser-
vekraftwerken (2.5) und der dafür zur Ver-
fügung stehenden technischen Optionen. 
Chemische Energieträger werden auch 

langfristig eine wesentliche Rolle spielen, 
da sie bedarfsgerecht zur Verfügung ste-
hen. Neben der Biomasse und den daraus 
herstellbaren Brenn- und Kraftstoffen (2.6) 
sind Wasserstoff und daraus gewonnene 
synthetische Energieträger auf Basis von 
Kohlenwasserstoffen (2.7) eine Option der 
zukünftigen Energiewirtschaft. Schließlich 
werden Betrachtungen zu den Kosten der 
Transformation des gesamten Energiesys-
tems durchgeführt (2.8) und abschließend 
aus heutiger Sicht absehbare Phasen der 
Energiewende diskutiert (2.9).

Dabei folgt die Argumentation 
durchgängig einer systemischen Betrach-
tung; nur eine solche Herangehensweise, 
bei der die vielfältigen und zunehmenden 
Wechselbeziehungen zwischen den ver-
schiedenen Sektoren und Energieträgern 
Berücksichtigung finden, wird dem zukünf-
tigen komplexen Energiesystem gerecht. 
Energieeffizienz sowie Konzepte zur Re-
duktion des Verbrauchs sind immanenter 
Bestandteil dieser systemischen Herange-
hensweise. An etlichen Stellen wird deut-
lich gemacht, dass erfolgreich umgesetzte 
Maßnahmen, die ein Weniger an bereit-
zustellender Energie ermöglichen, nicht 
nur zu niedrigeren Gesamtkosten führen, 
sondern vor allem auch die notwendige zu 
installierende Leistung der Wandler erneu-
erbarer Energien – vor allem Sonne und 
Wind – begrenzen. Dies ist nicht zuletzt 
vor dem Hintergrund einer wachsenden 
gesellschaftlichen Skepsis insbesondere 
gegenüber einem weiteren massiven Aus-
bau von Windkraftanlagen und einem wei-
teren großflächigen Anbau von Biomasse 
für energetische Nutzung ein maßgeblicher 
Gesichtspunkt.
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2.1 Wärmebereitstellung im 
Gebäudesektor

Die Bundesregierung strebt langfristig ei-
nen „klimaneutralen Gebäudebestand“ an. 
Dafür soll der Anteil fossiler Primärener-
gie für den Gebäudebestand auf maximal 
20 Prozent des heutigen Wertes reduziert 
werden.20 Der größte Anteil des Energie-
verbrauchs in Gebäuden entfällt auf die 
Bereitstellung von Niedertemperaturwär-
me für Heizung und Warmwasser. Welche 
Mengen an Brennstoffen dafür ersetzt wer-
den müssen, zeigt ein Blick auf den heuti-
gen Verbrauch: Der Endenergieverbrauch 
lag im Niedertemperaturbereich im Mittel 
der Jahre 2011 bis 2015 bei rund 780 Tera-
wattstunden, was einem Anteil von rund 
32 Prozent am gesamten Endenergiever-
brauch Deutschlands entspricht 

20 BMWi 2015.

(siehe Abbildung 2). Auf Ein- und Zwei-
familiengebäude sowie auf Nichtwohnge-
bäude entfallen je knapp 40 Prozent und 
auf Mehrfamiliengebäude etwas über 20 
Prozent. Der gesamte Endenergiebedarf 
für Niedertemperaturwärme in Gebäuden 
teilt sich in rund 660 Terawattstunden für 
Raumwärme und 120 Terawattstunden für 
Warmwasser auf.21 Die damit verknüpften 
CO2-Emissionen betrugen im Jahr 2014 
rund 175 Millionen Tonnen und machten 
damit knapp 20 Prozent aller Treibhaus-
gasemissionen Deutschlands aus. Da die 
Potenziale zur Reduktion des Raumwär-
mebedarfs durch Maßnahmen des bauli-
chen Wärmeschutzes begrenzt sind, sind 
effiziente Wandlungstechniken sowie er-
neuerbare Energieträger unverzichtbar, 
um die Treibhausgasemissionen in diesem 
Bereich auf die angestrebten Zielwerte zu 
reduzieren.

21 Die Werte schwanken aufgrund der Wetterbedingun-
gen; die angegebenen Werte sind jeweils die Mittel-
werte der Jahre 2011 bis 2115 basierend auf BMWi 
2017-1.
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Abbildung 2: Endenergieverbrauch für die Bereitstellung von Niedertemperaturwärme in Gebäuden. Dargestellt 
ist die Aufteilung nach Gebäudetypen im Jahr 2015 (links) und nach Anwendungsart gemittelt zwischen 2011 und 
2015 (rechts). (Eigene Berechnungen, auf Grundlage der Daten von BMWi 2017-1 sowie Palzer 2016.)



2.1.1  Reduktion der CO2-Emissionen für 
Wärme in Gebäuden

Die Höhe der CO2-Emissionen für die Be-
reitstellung von Niedertemperaturwärme 
hängt von zwei Faktoren ab: dem Ener-
giebedarf und den mittleren spezifischen 
CO2-Emissionen der Bereitstellungstech-
niken, also der ausgestoßenen CO2-Menge 
pro bereitgestellter Menge Nutzenergie. 
Die CO2-Emissionen können demnach 
einerseits durch energetische Sanierung 
des Gebäudesektors reduziert werden, da 
hierdurch der Bedarf an Raumwärme di-
rekt verringert wird. Andererseits können 
Wärmebereitstellungstechniken verwen-
det werden, die geringere CO2-Emissionen 
verursachen.

Der Warmwasserbedarf in privaten 
Haushalten steigt aus Komfortgründen 
kontinuierlich leicht an, mit Blick auf den 
stetig sinkenden Raumwärmebedarf der 
Gebäude nimmt er an Bedeutung zu. Der 
Raumwärmebedarf hängt primär von zwei 
Faktoren ab: der Entwicklung der beheiz-
ten Wohnfläche und der Entwicklung im 

Bereich des baulichen Wärmeschutzes. 
Eine Absenkung des Raumwärmebedarfs 
des Gebäudesektors durch Maßnahmen 
des baulichen Wärmeschutzes ist aller-
dings aufgrund von Dämmrestriktionen 
und unter Beachtung wirtschaftlicher Ge-
sichtspunkte realistischer Weise auf rund 
45 bis 60 Prozent des heutigen Wertes be-
grenzt.22 Um die CO2-Emissionen im Nie-
dertemperaturwärmebereich auf maximal 
20 Prozent des heutigen Wertes zu redu-
zieren, müssen demnach die spezifischen 
CO2-Emissionen für die Wärmebereit-
stellung auf etwa ein Drittel des heutigen 
Wertes reduziert werden, also von einem 
mittleren Wert von 224 g/kWh auf rund 
65 bis 85 g/kWh.23 Dieser Zusammenhang 
wird in Abbildung 3 veranschaulicht.

22 Henning et al. 2013.
23 Zum Vergleich: Die spezifischen Emissionen eines 

modernen Erdgas-Brennwertkessels betragen bei 
einem Nutzungsgrad von 90 Prozent rund 240 g/
kWh (spezifische Emission von Erdgas bezogen auf 
Brennwert: 217 g/kWh inklusive Vorketten) und bei 
einer elektrischen Wärmepumpe mit einer Arbeitszahl 
von 3 rund 176 g/kWh bei Verwendung der mittleren 
CO2-Emissionen des heutigen Strommix (2016: 527 g/
kWh).
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sp
ez

ifi
sc

he
 C

O
2-E

m
is

si
on

en
 fü

r 
W

är
m

e 
in

 g
/k

W
h

Endenergie Raumwärme in TWh

Reduk�on Raumwärmebedarf

D
efossilisierung W

ärm
ebereitstellung

660 560 460 360 260 160

224

202

179

157

134

112

90

67

45

22

0

CO2-Emissionen im gesamten Niedertemperatur-Bereich

175 Mio t (heute)

158

140

123

105

88

70

53

18 Mio t

Ziel: 35 Mio t Machbare 
Reduk�on

Raumwärme-
bedarf

Notwendige 
spezifische 

CO2-Emissionen

Abbildung 3: Mögliche Reduktion der CO2-Emissionen für die Bereitstellung von Niedertemperaturwärme in 
Gebäuden. Heute betragen die CO2-Emissionen hierfür insgesamt 175 Millionen Tonnen. Die gestrichelten Linien 
entsprechen reduzierten Absolutwerten dieser Emissionen. Eine Reduktion um 80 Prozent bedeutet eine Reduktion 
auf 35 Millionen Tonnen CO2 (durchgezogene Linie). Gelingt es, den Endenergiebedarf für Raumwärme durch Maß-
nahmen des baulichen Wärmeschutzes um 40 bis 55 Prozent zu reduzieren, so dürfen pro Kilowattstunde bereitge-
stellter Wärme im Mittel nur noch etwa 65 bis 85 Gramm CO2 ausgestoßen werden. Bei der Darstellung wurde davon 
ausgegangen, dass sich der Energiebedarf für Warmwasser nicht verändert.



Welche Optionen bestehen, um die 
CO2-Emissionen für die Bereitstellung von 
Niedertemperaturwärme signifikant zu 
senken? Die Analyse der zukünftigen Ent-
wicklung des Energiesystems im Kontext des 
Zusammenspiels aller Sektoren und unter 
Berücksichtigung von systemischen Gesamt-
kosten liefert hier folgende Hauptergebnisse:

• Für die Zielerreichung erscheint nur 
ein Zusammenspiel aus der Reduk-
tion des Raumwärmebedarfs durch 
Maßnahmen des baulichen Wärme-
schutzes und von Lüftungswärme-
rückgewinnung einerseits und der 
Verwendung von Bereitstellungs-
techniken mit deutlich reduzierten 
CO2-Emissionen andererseits sinn-
voll. Aus Kostengründen erscheint es 
dabei nicht optimal, die technischen 
Möglichkeiten im Bereich der ener-
getischen Sanierung voll auszureizen.

• Um die spezifischen CO2-Emissionen 
bei der Verwendung von Brennstof-
fen zu reduzieren, ist eine effizientere 
Wandlung möglich. Die wichtigsten 
Techniken hierfür sind Gaswärme-
pumpen und Anlagen der Kraft-Wär-
me-Kopplung.

• Eine wesentliche Rolle spielt der Ein-
bezug erneuerbarer Energien. Dabei 
kommen als lokal im Gebäude nutz-
bare erneuerbare Energien insbe-
sondere Solarenergie (Solarthermie, 
Photovoltaik) und Umweltenergie 
(Erdreich, Außenluft) in Verbindung 
mit Wärmepumpen in Betracht.

• Für die dezentrale Wärmeversorgung 
in Einzelgebäuden erweisen sich ins-
besondere elektrische Wärmepum-
pen aus systemischer Sicht als zent-
rale Bausteine, ohne deren Einsatz im 
großen Maßstab Klimaschutzziele im 
Gebäudebereich mittel- und langfris-
tig schwer erreichbar erscheinen.

• Wärmenetzen kommt auch zukünf-
tig eine Bedeutung zu. Neben gro-
ßen städtischen Fernwärmenetzen 
in dichten urbanen Räumen können 
auch kleinere Wärmenetze in städti-
schen Quartieren eine sinnvolle Op-
tion sein.

Die zwei zuletzt genannten Punkte betref-
fen wesentlich das Thema Sektorkopplung 
und werden nachfolgend stärker im Detail 
ausgeführt.

2.1.2  Dezentrale Wärmebereitstellung in 
Einzelgebäuden

Niedertemperaturwärme wird heute in ers-
ter Linie durch die direkte Verbrennung von 
Brennstoffen erzeugt. Hierfür wird in ers-
ter Linie Erdgas und Heizöl eingesetzt und 
zu kleineren Anteilen Biomasse. Moderne 
Kessel, die den Brennwert des Brennstoffs 
nutzen, haben Wirkungsgrade erreicht, die 
durch technische Weiterentwicklung nicht 
mehr gesteigert werden können. Insofern 
können Verfahren mit direkter Verbren-
nung in Heizkesseln nur dadurch mit nied-
rigen CO2-Emissionen betrieben werden, 
dass Brennstoffe mit entsprechend niedri-
geren spezifischen CO2-Emissionswerten 
verwendet werden. Infrage kommen hierfür 
vorwiegend Brennstoffe aus Biomasse und 
längerfristig synthetische chemische Ener-
gieträger, die mit Strom aus erneuerbaren 
Quellen hergestellt werden. 

Die systemische Analyse unter Ein-
beziehung des Zusammenspiels aller Sekto-
ren und Berücksichtigung der systemischen 
Gesamtkosten zeigt jedoch, dass ein hoher 
Anteil der direkten Nutzung von Strom vor-
teilhaft gegenüber Techniken der direkten 
Verbrennung ist. Vor allem elektrische 
Wärmepumpen sollten demnach eine zen-
trale Rolle für die zukünftige Versorgung 
des Gebäudesektors mit Niedertemperatur-
wärme spielen. Diesem Resultat steht aller-
dings ein niedriger Marktanteil elektrischer 
Wärmepumpen heute gegenüber: Bei rund 
10 Prozent aller neu installierten Heizungs-
anlagen werden Wärmepumpen verwendet, 
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bei Neubauten liegt der Anteil bei rund 30 
Prozent. Außerdem werden heute Wärme-
pumpen vor allem im Bereich der Ein- und 
Zweifamiliengebäude eingesetzt. Hier be-
trägt der Anteil an allen Heizungsanlagen 
heute etwa 5 Prozent, während der Anteil 
im Bereich der Mehrfamiliengebäude bei 
weniger als 1 Prozent liegt.

Hemmnisse für eine größere Verbreitung 
von Wärmepumpen sind vielfältig:

• Kosten: Aus Nutzersicht wirken ins-
besondere die hohen Kosten prohi-
bitiv. Einerseits sind die Anschaf-
fungs- und Installationskosten von 
elektrischen Wärmepumpen höher 
als diejenigen von Heizkesseln. Ande-
rerseits ist der Endkundenpreis von 
Strom heute so viel höher als der End-
kundenpreis von Erdgas oder Heizöl, 
dass sich auch bei einer Betrachtung 
der Lebenszykluskosten in der Regel 
kein wirtschaftlicher Vorteil bei Ver-
wendung von Wärmepumpen ergibt.

• Heizungseinbindung: Die Effizienz von 
Wärmepumpenanlagen hängt stark 
von der Temperatur ab, bei der Wär-
me abgegeben wird: Je niedriger diese 
Temperatur, umso höher die Effizienz. 
Niedertemperaturübergabe systeme – 
wie zum Beispiel Fußbodenheizun-
gen – sind insbesondere in Neubauten 
und sanierten Altbauten anzutreffen. 
Insofern ist der Einsatz von Wärme-
pumpen vor allem bei diesen Hei-
zungssystemen sinnvoll, sodass Maß-
nahmen zur Förderung des Einsatzes 
von Wärmepumpen insbesondere auf 
diese Fälle abzielen sollten.

• Lastspitzen im Strombezug: Elektri-
sche Wärmepumpen benötigen dann 
die höchste elektrische Leistung, wenn 
niedrige Außentemperaturen vorherr-
schen. Ein schneller Zubau von elektri-
schen Wärmepumpen kann deshalb zu 
einem Anstieg der notwendigen Spit-
zenleistung bei der Stromversorgung 

führen und elektrische Netze zusätzlich 
belasten. Lösungsansätze hierfür bieten 
einerseits die Kombination mit Wärme-
speichern und andererseits sogenannte 
Hybridwärmepumpen. Hybridwärme-
pumpen (elektrische Grundlastwärme-
pumpe mit Spitzenlastkessel) sind eine 
Kombination aus elektrischer Wärme-
pumpe und Heizkessel und werden 
heute schon vielfach als Geräteeinheit 
im Kleinleistungsbereich für Ein- und 
Zweifamilienhäuser angeboten. Der 
Wärmepumpenteil deckt dabei einen 
Großteil des Energiebedarfs als Grund-
lastgerät und der Gas- oder Ölkessel die 
Spitzenlast ab. Durch die Verwendung 
zweier Energieträger ist im zukünfti-
gen Energiesystem ein Umschalten – 
zum Beispiel je nach Strompreis bezie-
hungsweise Stromangebot – möglich.

• Mehrfamiliengebäude: Für Mehrfami-
liengebäude müssen angepasste Lö-
sungen entwickelt werden. Dabei geht 
es einerseits um die Sicherstellung 
von ausreichend hohen Temperaturen 
für die Trinkwarmwasserbereitung24 
in Verbindung mit den hygienischen 
Anforderungen und andererseits um 
kostengünstige Lösungen für Nieder-
temperaturübergabesysteme im Ge-
bäudebestand. Daneben sind auch 
Fragen der Schallemission, vor allem in 
eng bebauten städtischen Räumen, von 
Bedeutung.

• Ausführung: Die Ausführung der Ins-
tallation von Wärmepumpenanlagen 
und des hydraulischen Systems hat 
einen großen Einfluss auf die Effizi-

24 Nach den gültigen Vorschriften muss bei großen 
Warmwasservolumina im Leitungsnetz und in Warm-
wasserspeichern, wie sie in Mehrfamiliengebäuden 
zum Einsatz kommen, einmal täglich die gesamte 
Wassermenge auf eine Temperatur von mindestens 
60 Grad Celsius erwärmt werden, um einen zuverläs-
sigen Legionellenschutz sicherzustellen. In kleinen 
Gebäuden werden die entsprechenden Volumina nicht 
erreicht, weshalb hier eine geringere Anforderung 
besteht. Alternative Möglichkeiten wie Ultrafiltrati-
on oder die Sicherstellung regelmäßiger Zapfungen 
können möglicherweise dazu führen, dass zukünftig 
auch in Mehrfamiliengebäuden diese Temperaturan-
forderungen nicht mehr notwendig sind.
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enz im Betrieb. Maßnahmen zu einer 
verstärkten Marktdurchdringung von 
Wärmepumpen sollten deshalb durch 
Maßnahmen flankiert werden, die eine 
hohe Qualität in der Breite sicherstel-
len. Dazu gehören zum Beispiel auch 
Aus- und Weiterbildungsinitiativen für 
Planer und Installateure.

Als erneuerbare Energiequelle kann in 
Gebäuden auch Solarthermie genutzt 
werden. Heute wird etwa ein Prozent 
des Endenergiebedarfs für Raumwärme 
und Warmwasser von Solarthermiean-
lagen gedeckt. Aufgrund des saisonalen 
Versatzes zwischen Solargewinnen und 
Raumwärmebedarf bietet sich die Nut-
zung von solarthermischen Anlagen ins-
besondere für die Warmwasserbereitung 
an und gegebenenfalls anteilig für die Be-
reitstellung von Raumwärme vor allem 
in Frühjahr und Herbst. Eine Übersicht 
über Wärmebereitstellungstechniken für 
Einzelgebäude und deren qualitative Be-
wertung finden sich im Anhang.

2.1.3 Wärmenetze
Städtische Fernwärmenetze können die 
Flexibilität des Gesamtsystems erhöhen 
und erweisen sich als interessante Option 
für Energiemanagement auf städtischer 
Ebene. Dabei spielt die Möglichkeit der 
Integration kostengünstiger großer Wär-
mespeicher eine wichtige Rolle, da da-
durch auch ein Energiemanagement in 
Wechselwirkung mit der Stromversorgung 
ermöglicht wird. So kann in Zeiten mit 
hohem Angebot elektrischen Stroms aus 
volatiler erneuerbarer Erzeugung Wärme 
in Großwärmepumpen oder Elektroden-
heizkesseln erzeugt werden. Diese Wärme 
kann – je nach Bedarf zeitversetzt – für 
die Wärmeversorgung genutzt werden. 
Zu Zeiten nicht ausreichend hoher Strom-
erzeugung aus erneuerbaren Energien 
können KWK-Anlagen Strom und Wär-
me erzeugen. Größere Anlagen, die an ein 
Wärmenetz angeschlossen sind, arbeiten 
dabei kostengünstiger als Kleinstanla-
gen für Einzelgebäude. Zugleich können 

in Wärmenetzen weitere Wärmequellen 
genutzt werden, wodurch die Flexibilität 
und Effizienz weiter gesteigert werden 
können. Beispiele hierfür sind Abwärme 
aus der Industrie, Solarthermie oder auch 
tiefe Geothermie. Letztere hat in einigen 
deutschen Großstadträumen das Potenzi-
al zur Bereitstellung großer Wärmemen-
gen (zum Beispiel München). Hier sind 
weitere Arbeiten notwendig, um dieses 
 Potenzial zu bewerten und gegebenenfalls 
zu erschließen.25

Neben großen städtischen Fern-
wärmenetzen in dichten urbanen Räu-
men können auch kleinere Wärmenetze 
in städtischen Quartieren eine sinnvolle 
Option sein. An diese Wärmenetze kön-
nen mehrere Gebäude oder Gebäude-
gruppen angeschlossen werden. Mithilfe 
von Speichern, die in Quartierslösungen 
kostengünstiger installiert werden kön-
nen als in Einzelgebäuden, ergibt sich 
sowohl ein höheres Potenzial für den Ei-
genverbrauch lokal erzeugten Stroms aus 
erneuerbaren Energien als auch ein hö-
heres Potenzial für stromnetzdienliches 
Verhalten. Bei entsprechenden Markt-
rahmenbedingungen können hier neue 
Geschäftsmodelle entstehen.

2.1.4 Fazit
Für das Erreichen der Klimaschutzziele im 
Wärmebereich stehen als grundsätzliche 
Optionen einerseits Maßnahmen zur Re-
duktion des Verbrauchs und andererseits 
der Einsatz von Techniken mit niedrigeren 
spezifischen Emissionen zur Verfügung. 
Keine dieser grundsätzlichen Optionen 
wird alleine zur Zielerreichung genügen. 
Eine direkte Stromnutzung für die Wär-
mebereitstellung scheint insbesondere dort 
zweckmäßig, wo der Einsatz elektrischer 
Wärmepumpen mit überschaubarem Auf-
wand machbar ist. Entwicklungsarbeiten 
zur Ausweitung möglicher Einsatzbereiche 

25 Dem Thema der städtischen Wärmeversorgung auf 
Basis tiefer Geothermie-Quellen widmet sich eine 
eigene Arbeitsgruppe von acatech.
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erscheinen vor diesem Hintergrund sinn-
voll. Voraussichtlich wird es aber auch 
mittel- und langfristig Bereiche des Ge-
bäudesektors geben, in denen eine Instal-
lation von elektrischen Wärmepumpen aus 
unterschiedlichen Gründen schwer umzu-
setzen ist. Deshalb sollten aus heutiger 
Sicht auch alle anderen technischen Opti-
onen wie Gas- und Hybridwärmepumpen, 
Solarthermie und Blockheizkraftwerke 
weiter verfolgt werden. Auch Wärmenetzen 
kommt im zukünftigen Energiesystem eine 
wichtige Rolle zu, insbesondere in verdich-
teten städtischen Räumen. Diese Aussage 
wird auch von den Ergebnissen der Mo-
dellrechnungen gestützt: In den durchge-
führten Untersuchungen (Modellrechnun-
gen) werden zwischen 20 und 35 Prozent 
aller Gebäude mit Wärmenetzen versorgt.

2.2 Verkehrssektor

Im Verkehrssektor sind im Hinblick auf die 
Energiewendeziele bisher die geringsten 
Erfolge zu verzeichnen. Trotz ehrgeiziger 
Vorgaben der Bundesregierung (-10 Pro-
zent bis 2020, -40 Prozent bis 2050) ist der 
Endenergieverbrauch im Verkehrsbereich 
seit 1990 von etwa 600 Terawattstunden 
pro Jahr um rund 20 Prozent auf etwa 730 
Terawattstunden pro Jahr gestiegen.27 Da-
bei werden im Individualverkehr 76 Pro-
zent der Personenkilometer mit benzin- 
oder dieselbetriebenen Autos zurückgelegt, 
im Güterverkehr entfallen auf Lkw 70 Pro-
zent der Tonnenkilometer.28 Strom trägt im 
Verkehrssektor heute lediglich mit 1 Pro-
zent zum Endenergiebedarf bei,29 haupt-
sächlich bei Eisenbahnen, U-Bahnen und 
Straßenbahnen. Der Anteil der erneuerba-
ren Energien im Verkehr stagniert seit acht 
Jahren bei etwa 5 Prozent.30 Dieser Anteil 
stammt im Wesentlichen aus der Beimi-

27 BMWi 2017-1.
28 Im Jahr 2012 wurden insgesamt 1.206 Milliarden Per-

sonenkilometer zurückgelegt: 76 Prozent motorisierter 
Individualverkehr, 5 Prozent Luftverkehr, 6 Prozent öf-
fentlicher Straßenpersonenverkehr, 7 Prozent Eisenbahn 
und 6 Prozent Fuß- und Fahrradverkehr (BMVI 2014-1). 

29 BMWI 2017-1.
30 BMWi 2017-2.
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schung von Bioethanol und Biodiesel zu 
Kraftstoffen31 sowie aus dem Stromanteil 
erneuerbarer Energien der Bahn. Vor dem 
zusätzlichen Hintergrund einer erwarteten 
weiteren Steigerung der Verkehrsleistung32 
erscheint die Erreichung der geplanten Kli-
maschutzziele im Verkehrsbereich als sehr 
große Herausforderung.

2.2.1 Personenverkehr
Batterieelektrische Fahrzeuge ermög-
lichen eine effiziente Nutzung von Strom 
aus erneuerbaren Energien. Elektrische 
Antriebe sind geräuschärmer als Verbren-
nungsmotoren und erzeugen lokal keine 
gesundheitsschädlichen Emissionen wie 
Feinstaub und Stickoxide. Zudem besit-
zen sie höhere Wirkungsgrade als Ver-
brennungsmotoren: Würden alle konven-
tionellen Pkw durch batteriebetriebene 
Elektrofahrzeuge ersetzt, ließe sich der 
Endenergiebedarf im Personenstraßenver-
kehr von etwa 400 Terawattstunden (vgl. 
Abbildung 4) auf rund 150 Terawattstun-
den reduzieren.33 Derzeit sind die Anteile 
von Elektrofahrzeugen beim Neukauf von 
Pkw noch sehr gering.34 Gründe sind unter 
anderen die derzeit hohen Anschaffungs-
kosten, die beschränkte Reichweite und 
eine noch lückenhafte Ladeinfrastruktur. 
Das Ziel der Bundesregierung von einer 
Million Elektroautos im Jahr 2020 scheint 

31 Die CO2-Bilanz von Biokraftstoffen wird kontrovers 
diskutiert und kann je nach eingesetzter Pflanze und 
Anbaustandort sehr unterschiedlich sein. Gemäß 
Nachhaltigkeitsvorgaben der EU müssen ab 2017 
die CO2-Emissionen von Biokraftstoffen mindestens 
50 Prozent geringer sein als die von konventionellen 
Kraftstoffen (Richtlinie 2009/28/EG, in Deutschland 
umgesetzt durch die Biokraft-NachV 2009).

32 UBA 2016-3; BMVI 2014-2. 
33 Hier ist für den Verbrennungsmotor ein durchschnitt-

licher Wirkungsgrad moderner Motoren (im Straßen-
betrieb) von etwa 30 Prozent angenommen. Für den 
Elektromotor ist ein durchschnittlicher Wirkungsgrad 
von etwa 80 Prozent angenommen.

34 In anderen Ländern ist der Marktanteil von Elek-
troautos teilweise deutlich höher. In Norwegen 
beispielsweise machten Mitte 2017 Elektrofahrzeuge 
(batteriebetriebene Elektroautos und Plug-in-Hybri-
de) rund 42 Prozent der Neuzulassungen aus (Mana-
ger Magazin 2017). Beim Kauf eines Elektrofahrzeugs 
entfallen in Norwegen die Mehrwertsteuer sowie die 
sogenannte Anschaffungssteuer. Sie sind so in der 
Regel günstiger als konventionelle Autos. Hinzu kom-
men weitere Anreize, wie die kostenlose Nutzung von 
Mautstraßen und Busspuren, kostenlose Parkplätze 
und mancherorts kostenlose Ladestationen. 

vor dem Hintergrund der aktuellen Zahlen 
kaum zu erreichen: Von den knapp 46 Mil-
lionen zugelassenen Pkw in Deutschland 
sind heute lediglich etwa 95.000 Elektro-
fahrzeuge.35, 36 

Parallel findet weltweit eine hoch-
dynamische Weiterentwicklung von Bat-
teriezellen und -systemen für die Elektro-
mobilität statt, die sowohl zu einer höheren 
Leistungsdichte als auch zu signifikanten 
Kostenreduktionen führt. Hybridfahr
zeuge, die sowohl über einen Elektromo-
tor mit einer leistungsstarken Batterie als 
auch über einen Verbrennungsmotor ver-
fügen, haben zudem höhere Reichweiten. 
Plug-in-Hybride37 sowie Fahrzeuge mit 
einem Verbrennungsmotor als Reichwei-
tenverlängerer (Range Extender) könnten 
auch längerfristig zum Einsatz kommen, da 
sie die Vorteile von Elektroautos mit den 
langen Reichweiten von herkömmlichen 
Fahrzeugen verbinden.

Brennstoffzellenfahrzeuge er-
zeugen den Strom für den Antrieb eines 
Elektromotors beim Fahren aus Wasser-
stoff und sind ebenfalls geräuscharm und 
lokal emissionsfrei. Vorteile gegenüber 
batterieelektrischen Autos sind eine höhere 
Reichweite und eine schnelle Betankung. 
Da sowohl bei der Umwandlung von Strom 
in Wasserstoff als auch bei der Rückkon-
version in Strom im Fahrzeug Wandlungs-
verluste auftreten, muss im Vergleich zu 

35 Die Zahl stammt aus den Berechnungen der Nationa-
len Plattform Elektromobilität (NPE 2017), auf Basis 
der Zahlen des Kraftfahrt-Bundesamtes. Sie umfasst 
alle batteriebetriebenen Elektroautos, Plug-in-Hybri-
de und Elektroautos mit Range Extender; Stand:  
31. Mai 2017.

36 Inzwischen gibt es in der Bundesregierung Zweifel, 
ob dieses Ziel erreicht werden kann. Bundeskanzlerin 
Angela Merkel selbst sagte im Mai 2017: „So, wie es 
im Moment aussieht, werden wir dieses Ziel nicht 
erreichen“ (Handelsblatt 2017).

37 Klassische Plug-in-Hybride funktionieren ähnlich 
wie sogenannte Vollhybride, bei denen die Batterie 
über die Bremsenergie und den Verbrennungsmotor 
aufgeladen wird. In bestimmten Fahrsituationen, bei-
spielsweise bei niedrigen Geschwindigkeiten, können 
sie rein elektrisch fahren. Anders als bei batteriebe-
triebenen Elektroautos können jedoch keine größeren 
Fahrstrecken rein elektrisch zurückgelegt werden. 
Plug-in-Hybride können zusätzlich mit einem Stecker 
am Stromnetz geladen werden. 
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batterieelektrischen Fahrzeugen mehr 
Energie für die gleiche Fahrleistung auf-
gebracht werden (siehe Abbildung 5). Da-
rüber hinaus sind Fahrzeuge mit Brenn-
stoffzelle in der Anschaffung derzeit teurer 
als jene mit Batterie. 

Erdgasfahrzeuge können sowohl 
mit Erdgas als auch mit Biomethan (zu 
Erdgasqualität aufbereitetem Biogas)38 so-
wie mit synthetischem Methan betrieben 
werden. Im Vergleich zu Benzin- oder Die-
selfahrzeugen verursachen sie geringere 
gesundheitsschädliche Emissionen und ha-
ben einen geringeren CO2-Ausstoß.39 Wird 
synthetisches Methan verwendet, das aus 
Strom aus erneuerbaren Energien herge-
stellt wird, so ist aufgrund der aufwendigen 
Gesamtwandlungskette mehr Energie für 
die gleiche Fahrzeugleistung erforderlich 
als bei den beiden zuvor beschriebenen An-
triebskonzepten (siehe Abbildung 5).

Synthetische Flüssigkraftstoffe 
haben im Wesentlichen die Eigenschaften 
von Benzin und Diesel. Ein Austausch der 
Fahrzeugflotte wäre daher nicht erforder-
lich, und auch das bestehende Tankstellen-
netz könnte weitergenutzt werden. Dabei 
ist es auch möglich, Kraftstoffe herzustel-
len, die keine toxischen Zusatzstoffe haben 
und nahezu rußfrei verbrennen (vielfach 
als „Designer-Kraftstoffe“ bezeichnet). 
Zu ihnen zählen beispielsweise Dimethy-
lether, kurz DME, oder Polyoxymethylen-
dimethylether, kurz OME. Fahrzeuge mit 
herkömmlichen Dieselmotoren müssten 
nur geringfügig umgerüstet werden, um 
mit OME fahren zu können. Den größten 
Nachteil synthetischer Flüssigkraftstoffe 
stellen die hohen Wandlungsverluste ent-

38 Als Biomethan wird Methan bezeichnet, das aus 
Biogas gewonnen wird. Biogas besteht zu 50 bis 75 
Prozent aus Methan, daneben enthält es weitere Gase 
wie CO2, Stickstoff und Wasserstoff. Vor einer Einspei-
sung des Methans in das Gasnetz werden die übrigen 
Gase abgetrennt.

39 Der VW VII Golf 1.2 TSI (Benzin, 77 kW Leistung) 
verursacht laut ADAC-Testbericht 148 Gramm CO2 
pro Kilometer, im Vergleich zu dem erdgasbetriebe-
nen VW Golf 1.4 TGI BlueMotion, der laut Testbericht 
98 Gramm CO2 pro Kilometer ausstößt (ADAC 2016, 
ADAC 2014).

lang der Gesamtkette von der Wasserstoff-
erzeugung über die Weiterkonversion zu 
Kraftstoffen bis zur Nutzung in Verbren-
nungsmotoren dar. 

2.2.2 Schwerlast-, Flug- und Schiffsverkehr
Im Logistikverkehr sind rein batterieelek-
trische Fahrzeuge vor allem für Kurzstre-
cken und den innerstädtischen Bereich 
eine Option. Für den Fernverkehr ist ihr 
Einsatz hingegen nicht absehbar, weil Bat-
terien für diesen Anwendungsbereich zu 
schwer sind.40 Ähnlich wie beim Personen-
fernverkehr sind auch hier Hybridlösun-
gen denkbar. Als direkt elektrische Lösung 
bieten Oberleitungs-Lkw eine Alternative. 
Diese können allerdings nur sinnvoll einge-
setzt werden, wenn sich das Oberleitungs-
netz möglichst über ganz Europa erstreckt. 
Da derartige Netze nicht alle Straßenab-
schnitte vom Start- bis zum Endziel abde-
cken können, müssten die Lkw zusätzlich 
mit Batterien oder Hybridantrieben ausge-
stattet werden, zum Beispiel für die Weiter-
fahrt zu den Logistikzentren. Eine weitere, 
bisher wenig diskutierte Möglichkeit ist das 
kabellose (induktive) Laden.

Brennstoffzellenantriebe und syn-
thetische Kraftstoffe stellen für den Güter-
fernverkehr langfristige Alternativen dar, 
denn der Vorteil der höheren Reichweite 
gegenüber batterieelektrischen Fahrzeu-
gen fällt hier deutlich stärker ins Gewicht 
als beim Personenverkehr. 

Wenn Prognosen eintreffen, die für 
den Flugverkehr und die Seeschiff
fahrt eine starke Zunahme des Verkehr-
saufkommens auf mehr als das Doppelte 
bis 2050 vorhersagen41, wird deren Be-
deutung für die Energie- und Klimabilanz 
umso mehr steigen. Für den Flugverkehr 
sind rein elektrische Lösungen aufgrund 
der benötigten Energiemengen zwischen 
zwei Beladevorgängen, aufgrund des Ge-
wichts von Batterien und aufgrund der 

40 UBA 2015 sowie UBA 2016-3.
41 UBA 2016-3.
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geringen Energiedichte von Wasserstoff 
eher unwahrscheinlich.42 Flüssigkraftstoffe 
dürften deshalb weiterhin schwer zu erset-
zen sein. Ähnliches gilt für den Schiffsver-
kehr, wobei hier erste Studien zum Einsatz 
von Wasserstoff oder Methan durchgeführt 
wurden.43

2.2.3  Effizienz und CO2-Emissionen der 
verschiedenen Antriebsarten

Ob durch strombasierten Wasserstoff 
und synthetische Kraftstoffe tatsäch-
lich CO2-Emissionen eingespart werden, 
hängt davon ab, wie der verwendete 
Strom erzeugt wird. So würden Brenn-
stoffzellenautos nur dann weniger Emis-
sionen verursachen als vergleichbare 
konventionelle Fahrzeuge, wenn bei der 
Stromerzeugung nicht mehr als rund 
300 g CO2/kWh ausgestoßen würden.44 
Bei synthetischen Kraftstoffen liegt der 
entsprechende Wert noch deutlich nied-
riger. Zum Vergleich: Der Strommix in 
Deutschland lag 2016 mit 527 g CO2/kWh 
deutlich darüber.45 Bei Verwendung von 
Netzstrom zur Herstellung der Energie-
träger können diese Technologien daher 
erst langfristig zum Erreichen der Kli-
maziele im Verkehr beitragen. Falls al-
lerdings Überschussstrom zur Erzeugung 
des Wasserstoffs und der synthetischen 
Kraftstoffe verwendet wird, der andern-
falls abgeregelt werden müsste, wäre 
die CO2-Bilanz bereits heute schon po-
sitiv. Effiziente batteriebetriebene Elek-
troautos hingegen verursachen bereits 
mit dem heutigen durchschnittlichen 

42 UBA 2015; UBA 2016-3.
43 2015 ging das erste mit Liquefied Natural Gas, kurz 

LNG, betriebene Schiff unter deutscher Flagge in 
Betrieb (Hochhaus Schiffsbetriebstechnik 2017). 
Ein hybrid-elektrisches Schubschiff mit Batterie 
und Brennstoffzelle befindet sich in der Entwicklung 
(Bizz-energy 2016). Zusätzliche Motivation für die 
Verwendung alternativer Brennstoffe sind die stren-
gen Emissionsbestimmungen für Nord- und Ostsee.

44 Für den Vergleich wurde ein Toyota Mirai mit einem 
gemessenen Verbrauch von 1 kgH2/100 km (ADAC 
2017) mit einem VW Golf 1.2 TSI BMT mit einem 
Benzinmotor und einer Leistung von 77 kW (ADAC 
2016) verglichen. Für den Strombedarf der Elektrolyse 
wurde dabei ein Wert von 4,3 kWh/m3 angenommen 
(Ausfelder et al. 2015).

45 UBA 2017-2.

Strommix weniger CO2-Emissionen als 
vergleichbare Benzin- oder Diesel-Pkw.46

Abbildung 5 stellt typische Wir-
kungsgrade der Umwandlungsketten für 
batterieelektrische Fahrzeuge, Brennstoff-
zellenfahrzeuge und Fahrzeuge mit Ver-
brennungsmotor, die mit synthetischem 
Kraftstoff betrieben werden, einander 
gegenüber. Dabei wurde angenommen, 
dass alle Wandlungsketten vollständig auf 
Strom aus erneuerbaren Energien basie-
ren. Für die gleiche Fahrstrecke benötigt 
ein Brennstoffzellenauto etwa zweiein-
halbmal so viel Strom wie ein batterie-
elektrisches Fahrzeug, ein mit syntheti-
schen Kraftstoffen betriebener Pkw sogar 
rund fünfmal so viel.47 Das bedeutet jedoch 
nicht, dass batterieelektrische Fahrzeuge 
in jedem Anwendungsfall die beste Option 
darstellen, denn die technische Effizienz ist 
nur eines von vielen Bewertungskriterien. 
Weitere wesentliche Kriterien für eine 
Gesamtbewertung sind beispielsweise die 
Transportfähigkeit der Energieträger und 
damit verbunden die Reichweite, die Kos-
ten und die Ressourceneffizienz.

2.2.4 Fazit
Für die Einsparung von Energie und Treib-
hausgasen im Verkehrssektor kann neben 
der Verwendung von erneuerbaren Ener-
gien und effizienteren Antrieben auch Ver
kehrsvermeidung und verlagerung 
(zum Beispiel vom Auto auf Fuß, Fahrrad 
und öffentliche Verkehrsmittel im Bereich 
des städtischen Personenverkehrs48 oder 
von der Straße auf die Schiene im Bereich 
des Güterverkehrs) eine wichtige Rolle 
spielen. Diese Optionen waren nicht Ge-
genstand der Untersuchungen in unseren 

46 Diese Aussage bezieht sich auf den heutigen Strommix 
und dessen mittlere CO2-Emissionen. Eine ausführ-
liche Diskussion dieser Werte vor dem Hintergrund 
des europäischen Emissionshandels findet sich in 
Ausfelder et al. 2017, Kapitel 3.6.

47 Das genaue Verhältnis ist abhängig vom Fahrverhal-
ten. So zeigt sich der Effizienzvorteil des Elektromo-
tors bei Langstreckenfahrten weniger als bei kürzeren 
Strecken.

48 Entwicklungspfade für den urbanen Verkehr werden 
in Fischedick/Grunwald 2017 diskutiert.
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Arbeiten zur Erstellung des Analysepa-
piers, sollen aber in ihrer Bedeutung nicht 
übersehen werden.

Neben dieser Option der Redukti-
on im Verbrauch stehen für das Erreichen 
der Klimaschutzziele im Verkehrsbereich 
unterschiedliche Antriebstechniken mit 
niedrigeren spezifischen Emissionen zur 
Verfügung. Keine dieser aus heutiger Sicht 
denkbaren Techniken wird alleine zur Ziel-
erreichung ausreichen. 

Systemisch und volkswirtschaftlich 
betrachtet sind batterieelektrische Fahrzeu-
ge eine relativ günstige Option zur Reduk-
tion von CO2-Emissionen im Verkehr, weil 
der Energieeinsatz in der Elektromobilität 
und damit der Ausbaubedarf an Wind- und

Photovoltaikanlagen im Vergleich zu den 
Alternativen Wasserstoff und synthetische 
Kraftstoffe merklich geringer ausfällt. Dies 
bestätigen auch die Modellrechnungen: Je 
ehrgeiziger die CO2-Minderungsziele sind, 
desto mehr Elektrofahrzeuge kommen bei 
reiner Kostenoptimierung zum Einsatz.50 
Eine direkte Stromnutzung scheint neben 
dem elektrischen Schienenverkehr deshalb 
insbesondere dort sinnvoll, wo der Einsatz 
der Elektromobilität mit überschaubarem 
Aufwand machbar ist. Alle Arbeiten zur Aus-
weitung möglicher Einsatzbereiche der Elek-
tromobilität sind vor diesem Hintergrund 
demnach sinnvoll. Dies umfasst die Weiter-
entwicklung von Batterien auf der gesamten 
Wertschöpfungskette ebenso wie die Schaf-
fung von Ladeinfrastrukturen. Voraussicht-
lich wird es aber auch mittel- und langfristig 

50 In die Kostenoptimierung flossen sowohl Kosten für 
die unterschiedlichen Fahrzeugkonzepte als auch 
für die notwendige Infrastruktur, also beispielsweise 
Kosten für Lade- oder Tankinfrastruktur, ein.
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Abbildung 5: Gesamt-Energieeffizienz von Pkw mit verschiedenen Antriebskonzepten, die alle auf Strom aus 
erneuerbaren Energiequellen (EE) basieren (Werte beispielhaft)49 

49 Ausfelder et al. 2017.



wesentliche Bereiche des Verkehrs geben, in 
denen eine direkte Stromnutzung nur schwer 
umzusetzen ist. Deshalb sollten – aus heu-
tiger Sicht – auch alle anderen technischen 
Optionen von Wasserstoffantrieben über 
hocheffiziente, verbrennungsbasierte An-
triebe für die entsprechenden Bereiche des 
Verkehrs (Schwerlastverkehr Straße, Schiffs-
verkehr, Luftverkehr, nicht-elektrifizierter 
Schienenverkehr) weiter verfolgt werden. 
Dies erfordert entsprechend die Entwick-
lung von Technologien und Konzepten zur 
Herstellung der Energieträger Wasserstoff 
und Flüssigkraftstoffe auf Basis erneuerba-
ren Stroms (siehe Abschnitt 2.7). 

2.3 Prozesse in der Industrie

Auf die Industrie entfallen rund 30 Prozent 
des Endenergieverbrauchs in Deutsch-
land.51 Zwei Drittel davon werden für 
Prozesswärme benötigt, was etwa 20 

51 BMWi 2017-1.

Prozent des Endenergieverbrauchs in 
Deutschland entspricht. Dieser Bedarf 
wird durch unterschiedliche Energieträger 
gedeckt, vor allem aber durch Erdgas. Auf 
die energieintensiven Grundstoffindustri-
en (Chemie, Metallerzeugung, Kokerei und 
Mineralölverarbeitung, Glaswaren, Kera-
mik, Steine und Erden sowie Papier und 
Pappe) entfällt davon mit etwa 75 Prozent 
der größte Anteil (Abbildung 6).

Maßnahmen, die im Zusammenhang mit 
der Reduktion von Klimagasen bei Indus-
trieprozessen diskutiert werden, umfassen 
einerseits die Erhöhung der Effizienz von 
Industrieprozessen und andererseits die 
Umstellung auf erneuerbare Energieträger. 
Dabei sind folgende Aspekte wesentlich: 

1. Die Anforderungen an die Energie-
träger sind, je nach Prozess, unter-
schiedlich und generell höher als bei 
der Erzeugung von Raumwärme oder 
Warmwasser. Einerseits werden in 
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Abbildung 6: Endenergieverbrauch für Prozesswärme in der Industrie (2015). Dargestellt ist die Aufteilung nach 
Prozessarten (links) und Branchen (rechts). (Eigene Berechnungen auf Grundlage von BMWi 2017-1.)



einigen Prozessen sehr hohe Tem-
peraturen benötigt, teilweise über 
1.500 Grad Celsius. Andererseits ha-
ben die Energieträger neben der Wär-
meversorgung weitere Aufgaben. So 
dient Koks beispielsweise als primäres 
Reduktionsmittel und sorgt im Hoch-
ofenprozess durch seine mechanische 
Stabilität für eine stabile Schichtung. 
Erneuerbare Energieträger müssen 
diese zusätzlichen Anforderungen 
weiterhin erfüllen, um in der Indust-
rie in die existierenden Prozesse inte-
griert werden zu können.

2. In vielen Prozessen wird ein Großteil 
der Energie aus der Prozesswärme 
für chemische Umwandlungen und 
physikalische Phasentransformati-
onen benötigt. Sie geht damit direkt 
in das Material (Produkt) ein und ist 
thermodynamisch notwendig. Zum 
Beispiel wird die Energie benötigt, 
um aus Sand und Mineralien Glas 
oder Keramik herzustellen, oder aus 
Erdöl werden die Monomere für die 
Kunststoffproduktion gewonnen. 
Weil dieser Teil des Energieeinsatzes 
unverzichtbar ist, können Effizienz-
maßnahmen lediglich dazu beitragen, 
energetische Verluste zu minimieren. 
Im Übrigen wurden die Prozesse in 
der Grundstoffindustrie in den ver-
gangenen Jahrzehnten bereits kon-
tinuierlich optimiert und haben nur 
noch ein verhältnismäßig geringes 
Effizienzpotenzial. 

3. Neben den energiebedingten Emis-
sionen entsteht bei einigen Verfahren 
CO2 als direktes Nebenprodukt der 
chemischen Reaktionen. Ein Beispiel 
für solche prozessbedingten Emissi-
onen ist das Kalkbrennen in der Ze-
mentherstellung. Der Kalkstein wird 
durch die Abspaltung von CO2 in Cal-
ciumoxid (Branntkalk) umgewandelt. 
Diese Emissionen können nur durch 
einen Wechsel zu einem anderen Her-
stellungsverfahren vermieden wer-

den.52 Ein alternativer Lösungsansatz 
wäre eine Abtrennung des CO2 aus 
dem Abgas durch Technologien zur 
Abscheidung und gegebenenfalls sei-
ne Weiternutzung in nachfolgenden 
Prozessen, zum Beispiel zur Herstel-
lung synthetischer Energieträger auf 
Basis von Wasserstoff (Carbon Cap-
ture and Storage (CCS) oder Carbon 
Capture and Utilization (CCU)).

2.3.1 Prozesse mit Strom führen
In einigen industriellen Verfahren könnte 
Strom anstelle von fossilen Energieträgern 
genutzt werden. Ob dadurch tatsächlich 
CO2-Emissionen vermieden werden, hängt 
davon ab, wie effizient das strombasierte 
im Vergleich zum konventionellen Ver-
fahren ist und wie der eingesetzte Strom 
erzeugt wird. Ein konkretes Beispiel ist 
die Ammoniaksynthese: Bei der konventi-
onellen Herstellung von Ammoniak wird 
Wasserstoff verwendet, der heute mithil-
fe von Dampfreformierung53 aus Erdgas 
gewonnen wird. Hierbei entstehen rund 
2 Tonnen CO2 pro Tonne Ammoniak. 
Der Wasserstoff könnte alternativ dazu 
strombasiert durch Elektrolyse aus Was-
ser gewonnen werden. Zusätzlich müsste 
Stickstoff, der im konventionellen Prozess 
durch den Entzug von Sauerstoff bei der 
Verbrennung aus der Luft bereitgestellt 
wird, durch die Zerlegung von Luft gewon-
nen werden. Weil die Elektrolyse und die 
Stickstoffgewinnung jedoch sehr energie-

52 Ein mögliches Verfahren, das die CO2-Emissionen 
bei der Zementherstellung senken könnte, wurde am 
Karlsruher Institut für Technologie entwickelt: Das 
Bindemittel „Celitement“ wird zwar mit den gleichen 
Ausgangsstoffen wie herkömmlicher Zement herge-
stellt, allerdings wird bei der Anwendung weniger Bin-
demittel benötigt, und der Herstellungsprozess läuft 
bei deutlich niedrigeren Temperaturen ab (Celitement 
GmbH 2017). So können sowohl der Energiebedarf 
als auch die CO2-Emissionen gesenkt werden. Das 
Verfahren befindet sich derzeit noch in der Entwick-
lung. Ein großtechnischer Einsatz ist heute noch nicht 
absehbar. 

53 Bei der Dampfreformierung aus Erdgas wird das 
Erdgas (Methan: CH4) in Wasserstoff (H2) und CO2 
umgewandelt, dazu werden Wasser und Sauerstoff 
im Prozess zugeführt. Gegenwärtig werden rund 
96 Prozent des weltweiten Wasserstoffbedarfs mithilfe 
der Dampfreformierung und verwandter Prozesse 
gewonnen. 
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intensiv sind,54 würden diese Verfahren 
erst dann zu geringeren CO2-Emissionen 
führen, wenn die spezifischen CO2-Emis-
sionen der Stromerzeugung bei weniger als 
einem Drittel des heutigen Wertes (Strom-
mix) liegen 55, 56 (das heißt unter 180 g CO2/
kWh; Strommix heute 57: 527 g CO2/kWh).

Strombasierte Verfahren, sowohl 
rein elektrische als auch solche auf Basis 
von synthetisch erzeugtem Wasserstoff, 
führen also erst dann zu einer Netto-Emis-
sionsminderung, wenn der Strom weitge-
hend treibhausgasneutral erzeugt wird. Der 
Mehrbedarf an Strom müsste dabei durch 
einen entsprechenden zusätzlichen Aus-
bau an Anlagen zur Nutzung erneuerbarer 
Energien gedeckt werden. So würde allein 
die Produktion von Ammoniak im heutigen 
Umfang einen zusätzlichen Strombedarf 
von rund 26 Terawattstunden verursa-
chen. Dies entspricht etwa 5 Prozent des 
derzeitigen Netto-Strombedarfs und einem 
Drittel der Strommenge, die aktuell aus 
Windkraft erzeugt wird.58 

Besonders anspruchsvoll ist es, 
die notwendigen Temperaturen mithilfe 
strombasierter Verfahren zu erreichen. 
Dabei machen Industrieprozesse bei ho-

54 Die Prozesskette benötigt rund 11,1 Megawattstunden 
pro Tonne Ammoniak (Bazzanella et al. 2017).

55 Dieser Wert errechnet sich wie folgt: Die chemische 
Umwandlung zu Ammoniak entspricht:  
2N2 + 3H2  2NH3. Mit dem Energiebedarf der Was-
serstoffelektrolyse bei Normdruck (4,3 kWh/m3; siehe 
Ausfelder et al. 2015) ergibt sich ein Energiebedarf 
von 8.959 kWh für die Herstellung des Wasserstoffs. 
Hinzu kommen 1.737 kWh für Abtrennung (Air 
Separation) und Kompression des Wasserstoffs (Baz-
zanella et al. 2017). Bei einem Wert der spezifischen 
CO2-Emissionen des heutigen Strommix (527 g CO2/
kWh) entstehen also 5,7 Tonnen CO2 pro Tonne 
Ammoniak. Bei der konventionellen Herstellung ent-
stehen 1,83 Tonnen CO2 pro Tonne Ammoniak, also 
etwa ein Drittel des Wertes. 

56 Weiterhin ist zu beachten, dass eine bedeutende 
Menge des Ammoniaks zu Harnstoff weiterverarbei-
tet wird. Hierfür werden 1,3 Tonnen CO2 pro Tonne 
Ammoniak benötigt. Diese werden aktuell aus dem 
Verfahren der Dampfreformierung abgetrennt und in 
die Harnstoffsynthese eingebracht. Prinzipiell kann 
auch eine andere CO2-Quelle genutzt werden, wofür 
ein zusätzlicher Energiebedarf für die CO2-Bereitstel-
lung berücksichtigt werden muss. Dies würde den 
Energiebedarf für die Harnstoffsynthese erhöhen.

57 UBA 2017-3.
58 BMWi 2017-1.

hen Temperaturen einen Großteil des 
Endenergieverbrauchs der Prozesswärme 
aus (vgl. Abbildung 6). Wärmepumpen 
beispielsweise können nicht für Prozesse 
oberhalb von 200 Grad Celsius eingesetzt 
werden. Heute liefern effiziente, in der 
Regel wärmegeführte KWK-Anlagen mit 
Erdgas als Brennstoff einen Großteil der 
thermischen Hilfsenergie, etwa für die Auf-
arbeitung der Einsatzstoffe, die mechani-
sche Aufarbeitung und den Transport, die 
Aufarbeitung der Produktströme und die 
Formgebung. Eine Alternative für Prozes-
se, die mit Wasserdampf betrieben werden, 
sind Elektrodenkessel, die jedoch nicht den 
Wirkungsgradvorteil von Wärmepumpen 
aufweisen. Diese würden, ähnlich wie bei 
der Ammoniaksynthese, erst dann weni-
ger CO2-Emissionen verursachen, wenn die 
CO2-Emissionen bei der Stromerzeugung 
auf etwa ein Drittel des heutigen Wertes 
reduziert würden. Prozesse bei hohen Tem-
peraturen von über 500 Grad Celsius sind 
grundsätzlich schwer mit direkt elektrisch 
bereitgestellter Wärme zu versorgen.59 

Eine weitere Herausforderung bei 
der Elektrifizierung von Industrieprozes-
sen ergibt sich, wenn diese zusätzlich zur 
Flexibilisierung der Stromnutzung beitra-
gen sollen (Demand Response), um auf die 
fluktuierende Bereitstellung von Strom aus 
Wind- und Photovoltaikanlagen zu reagie-
ren. Heute werden industrielle Prozesse 
in der Regel bei konstanter Energiever-
sorgung und optimalen technischen und 
wirtschaftlichen Betriebsparametern be-
trieben. Abweichungen von den optimalen 
Betriebsbedingungen, wie sie für eine hö-
here Flexibilität notwendig wären, können 
zu einer reduzierten Energieeffizienz des 
Verfahrens führen. Hybride Systeme, die 
sowohl Strom als auch beispielsweise Gas 
nutzen, könnten hier eine Lösung bieten. 
Gas würde dann eingesetzt, wenn Strom 
nicht ausreichend zur Verfügung steht. Al-

59 Für eine ausführliche Diskussion vgl. beispielsweise 
Nägler et al. 2016, Nägler et al. 2015 und Gruber et al. 
2015.
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lerdings sind für solche Prozesse oft hohe 
Investitionen notwendig, wie zum Beispiel 
für die Anschaffung eines Elektroden-
kessels oder die Bereitstellung doppelter 
 Infrastrukturen (für Gas und Strom). 

2.3.2  Recyclingprozesse und 
Abwärmenutzung

Eine Erhöhung der Recyclingquote ist 
eine vielversprechende Option, um den 
Energiebedarf in der Grundstoffindustrie 
zu senken, da Recycling in der Regel deut-
lich weniger energieaufwendig ist als die 
Herstellung der Primärsubstanz. Beispie-
le sind Glas, Papier, Plastik, Aluminium 
oder Stahl. Allerdings hängt der mögliche 
Beitrag des Recyclings von der weiteren 
Entwicklung des Verbrauchs, der Lebens-
dauer der entsprechenden Produkte und 
der Rückführungsquote ab. Da Produkte 
immer erst am Ende ihrer Nutzungsdau-
er, die von wenigen Tagen bis hin zu meh-
reren Jahrzehnten reichen kann, recycelt 
werden, kann die in den Altprodukten ent-
haltene Menge bei steigendem Bedarf also 
selbst bei vollständiger Wiedergewinnung 
nicht ausreichen.60 Eine weitere Herausfor-
derung besteht darin, dass nach heutigem 
Stand der Technik nicht alle Materialien 
mit angemessenem Aufwand auf die glei-
che Qualität wie die Primärprodukte zu-
rückgeführt werden können.

Anfallende Abwärme wird bereits 
heute vielfach in die bestehenden Indu-
strieprozesse integriert. Je nach Verfah-
ren fallen jedoch große Wärmemengen bei 
eher niedrigen Temperaturen an, für die es 
im Prozess keine Verwendung gibt. Diese 
können für Raumwärme- und Warmwas-
serversorgung genutzt werden, was bereits 
heute oftmals innerhalb eines Unterneh-
mens geschieht. Da industrielle Abwärme 
allerdings über das gesamte Jahr anfällt, 
Raumwärme aber vor allem in kalten Jah-
reszeiten benötigt wird, bleibt ein Teil der 
Energie oft ungenutzt. Um die Abwärme 

60 Angerer et al. 2016, S. 95−98.

möglichst effizient zu nutzen, könnte sie 
in Wärmenetze eingespeist werden. Für 
Fernwärmeversorger, die über natürli-
che Monopole verfügen und die Netze 
mit eigenen Kraftwerken versorgen, gibt 
es bisher jedoch kaum Anreize, externe 
Wärmequellen einzukoppeln.61 Für die 
produzierenden Industrieunternehmen 
wiederum sind diese Potenziale häufig 
schwer abschätzbar, oder sie scheuen 
den damit verbundenen finanziellen 
und organisatorischen Aufwand und 
verbindliche Lieferverpflichtungen.

2.3.3 Fazit
Die Betrachtung macht deutlich, dass 
es – anders als für die Wärmebereitstel-
lung im Gebäudesektor und auch für 
den Verkehrssektor – im Bereich der 
Industrieprozesse keine übergreifenden 
Konzepte gibt, die gesamthaft für diesen 
Sektor eine Perspektive für eine signifi-
kante Reduktion energie- und prozess-
bedingter CO2-Emissionen aufweisen. 
Zugleich zeigen die Zahlenbeispiele, 
dass dort, wo Strom oder strombasierte 
Energieträger als Ersatz für heutige fos-
sile Energieträger dienen könnten, sehr 
niedrige spezifische Emissionen des be-
reitgestellten Stroms notwendig sind, um 
positive Klimaeffekte zu erzielen. Insofern 
gilt es, für die Vielfalt der Prozesse in der 
Industrie in den kommenden Jahren 
individuelle Lösungen zu identifizieren 
und zu entwickeln, sodass diese dann 
bereitstehen und einen entsprechend 
hohen technischen Reifegrad entwickelt 
haben, wenn einfacher zu erschließende 
Reduktionspotenziale für CO2-Emissionen 

61 So kommt das Bundeskartellamt zu dem Schluss, 
dass durch die marktbeherrschende Stellung der 
Wärmenetzbetreiber, die gleichzeitig auch Wärmever-
sorger sind, „Anhaltspunkte für mögliche missbräuch-
liche Verhaltensweisen“ bestehen, darunter auch 
„Verweigerung oder Behinderung des Zugangs zum 
Fernwärmenetz für durchleitungswillige Wärmeerzeu-
ger“ (Bundeskartellamt 2012, S. 184). Die Verbrau-
cherschutzzentrale Hamburg beklagt ebenfalls, dass 
der Betreiber des Hamburger Fernwärmenetzes seine 
Monopolstellung ausnutzt, indem Schwesterunterneh-
men innerhalb des Konzerns bei der Beschaffung der 
Wärme bevorzugt werden und anderen Wärmeliefe-
ranten der Zugang zum Wärmenetz verweigert wird 
(VZHH 2012). 
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in den anderen Sektoren – Niedertempe-
raturwärme in Gebäuden und Verkehr – 
umgesetzt wurden.

2.4 Ausbau erneuerbarer Energien 
für die Stromerzeugung

Der zukünftige Strombedarf wird durch 
eine Zunahme der Stromnutzung in den 
zuvor skizzierten Anwendungsbereichen – 
also durch eine zunehmende Sektorkopp-
lung – merklich ansteigen (müssen). Die-
ser Befund ist heute weitgehender Konsens 
innerhalb der Diskussion zur Entwicklung 
unseres Energiesystems. Neben die direk-
te Stromnutzung zur Wärmebereitstellung 
und im Verkehr tritt die Verwendung er-
neuerbaren Stroms für chemische Ener-
gieträger wie Wasserstoff und synthetische 
Energieträger auf Basis von Kohlenwasser-
stoffen (siehe hierzu Abschnitt 2.7). Wie 
stark der Strombedarf zunehmen wird, 
hängt darüber hinaus insbesondere von 
der zukünftigen Entwicklung im Bereich 
des originären Strombedarfs ab – also für 
all die Anwendungen, die heute dominant 
mit Strom versorgt werden, wie künstliche 
Beleuchtung, stationäre Antriebe, Informa-
tions- und Kommunikationstechnik, Käl-
tetechnik etc. 

Beispielhaft zeigt Abbildung 7 die 
Stromnutzung im Jahr 2050 für drei aus-
gewählte Modellrechnungen. Anhand der 
Darstellung lässt sich erkennen, dass mit 
weitergehenden Klimaschutzzielen der 
Strombedarf deutlich zunimmt. Während 
bei einem Zielwert der Reduktion energie-
bedingter CO2-Emissionen um 60 Prozent 
der zusätzliche Strombedarf bei rund 170 
Terawattstunden liegt, resultiert bei einem 
Zielwert von 85 Prozent – unter sonst glei-
chen Randbedingungen – ein zusätzlicher 
Strombedarf von mehr als 500 Terawatt-
stunden, sodass sich der Strombedarf insge-
samt in etwa verdoppelt. Dieser zusätzliche 
Strombedarf entfällt zu 39 Prozent auf die 
direkte Stromnutzung im Verkehr, zu 33 
Prozent auf die Herstellung von Wasserstoff 

und zu 28 Prozent auf die direkte Nutzung 
zur Bereitstellung von Niedertemperatur-
wärme in Gebäuden. Im dritten dargestell-
ten Fall – einer Reduktion um 85 Prozent, 
aber mit verschiedenen Annahmen, die eine 
Erreichung der Reduktionsziele wesentlich 
erleichtern62 – resultiert eine Zunahme um 
rund 390 Terawattstunden.

Die Entwicklung des Strombedarfs 
von heute bis 2050 für die beiden Modell-
rechnungen mit einer Reduktion energie-
bedingter CO2-Emissionen um 85 Prozent 
zeigt Abbildung 8. Im Jahr 2015 wurden 
509 Terawattstunden Strom als Endener-
gie genutzt, davon etwa 47 Terawattstun-
den im Verkehr und für Wärmebereitstel-
lung.63 Auch bei optimistischen Annahmen, 
die eine Erreichung der Reduktionsziele 
wesentlich erleichtern, tritt ein deutlicher 
Anstieg des benötigten Stroms auf, aller-
dings verzögert im Vergleich zu weniger 
optimistischen Annahmen, was mögliche 
Verbrauchsreduktionen betrifft.64 Um die-
sen wachsenden Strombedarf bei zugleich 
kontinuierlich sinkenden CO2-Emissionen 
bereitzustellen, ist ein kontinuierlicher 
Ausbau von Anlagen zur Stromerzeugung 
mit erneuerbaren Energien notwendig. 
Den Korridor der Entwicklung der summa-
rischen installierten Leistung von Anlagen 
zur Nutzung volatiler erneuerbar Energi-
en – Sonne und Wind – zeigt Abbildung 9. 
Die Darstellung macht deutlich, dass selbst 
bei sehr optimistischen Annahmen, die 
eine Erreichung der Reduktionsziele we-

62 Die wichtigsten Annahmen hierzu sind: Vorgabe eines 
Ausstiegs aus der Stromerzeugung mit Braun- und 
Steinkohle; Reduktion des originären Strombedarfs 
um 25 Prozent bis 2050; jährlich sinkender Energie-
bedarf für Industrieprozesse um 0,5 Prozent pro Jahr; 
Verdoppelung der Leistung der Grenzkuppelstellen 
zum Stromaustausch mit den Nachbarländern. 

63 Basierend auf: BMWi 2017-3.
64 In den Szenarien, die in Ausfelder et al. 2017,  Kapitel 

4 verglichen wurden, reicht beispielsweise die 
Bandbreite der Brutto-Stromerzeugung von rund 450 
Terawattstunden bis etwa 800 Terawattstunden. Eine 
Ausnahme bildet das Szenario „Treibhausgasneutrales 
Deutschland“ (UBA 2013): Hier ist unter Einbezie-
hung des Stroms zur Herstellung von regenerativem 
Methan und regenerativen Kraftstoffen eine Brut-
to-Stromerzeugung von rund 3.000 Terawattstunden 
notwendig, wobei ein hoher Anteil der regenerativ 
erzeugten Energieträger importiert wird. 
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sentlich erleichtern, von einem Zubau für 
Solar- und Windenergieanlagen bis auf 
rund 350 Gigawatt auszugehen ist. Bei 
gleichem Reduktionsziel ohne derartige 
Annahmen würde im Jahr 2050 eine sum-
marische installierte Leistung von knapp 
500 Gigawatt benötigt. Die heute instal-
lierte Leistung für diese Anlagen beträgt 
knapp 95 Gigawatt, davon 48 Gigawatt 

für Wind Onshore, knapp 5 Gigawatt für 
Wind Offshore und knapp 42 Gigawatt 
für Photovoltaik. Daraus ergibt sich ein 
notwendiger mittlerer jährlicher Zubau 
in Höhe von rund 8 bis 12 Gigawatt – je 
nach Randbedingungen und natürlich in 
Abhängigkeit von der Zusammensetzung 
der Anlagen (Photovoltaik, Wind Onshore, 
Wind Offshore).
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Abbildung 7: Stromnutzung im Jahr 2050 in drei ausgewählten Modellrechnungen. Oben (-60 %): freie Optimierung 
des Energiesystems unter Maßgabe einer Reduktion energiebedingter CO2-Emissionen um 60 Prozent; Mitte  
(-85 % a): freie Optimierung, Reduktion um 85 Prozent; Unten (-85% b): Modellrechnung mit verschiedenen 
 Annahmen, die eine Erreichung der Reduktionsziele wesentlich erleichtern, Reduktion um 85 Prozent.

Abbildung 8: Entwicklung des Strombedarfs in den Modellrechnungen mit einer Reduktion energiebedingter 
CO2-Emissionen um 85 Prozent. Dabei wird nach Strombedarf für originäre Stromanwendung und für Stromanwen-
dungen bei Wärme und Verkehr (Sektorkopplung) unterschieden.  
Links (-85 % a): freie Optimierung, Reduktion um 85 Prozent; Rechts (-85% b): Modellrechnung mit verschiedenen 
Annahmen, die eine Erreichung der Reduktionsziele wesentlich erleichtern, Reduktion um 85 Prozent.



2.4.1 Fazit
Die Transformation des Energiesystems 
basiert zentral auf den Techniken zur Er-
zeugung von Strom aus den erneuerbaren 
Energien Sonne und Wind. Die Analyse 
macht deutlich, dass je nach Randbedin-
gungen ein mittlerer jährlicher Zubau in 
Höhe von 8 bis 12 Gigawatt erforderlich 
ist. Dies ist nicht unmöglich, wie der Pho-
tovoltaikzubau zwischen 2009 und 2012 
von 22 Gigawatt zeigt, jedoch eine große 
technische, energiewirtschaftliche und 
gesellschaftliche Herausforderung. Eine 
installierte Leistung an Erneuerbaren von 
mehreren Hundert Gigawatt benötigt nicht 
nur Fläche, sondern verursacht auch Ver-
änderungen im Landschaftsbild, die an 
Akzeptanzproblemen scheitern könnten. 

Ein zügiger Ausbau der erneuerba-
ren Energien erfordert einen korrespon-
dierenden Ausbau der Stromnetze auf al-
len Spannungsebenen.66 Durch räumlich 
sinnvolle Anordnung von Anlagen zur 
Nutzung erneuerbarer Energien (nah am 
Verbraucher bei gleichzeitig guten Wind- 
beziehungsweise Solar-Potenzialen) und 
neuen Großverbrauchern (an günstigen 
Orten im Übertragungsnetz) kann der Netz-
ausbaubedarf reduziert werden. Beispiele 
sind Photovoltaikanlagen im Stadtbereich 
im Gegensatz zu ländlichen Gebieten oder 
Elektrolyseure im Norden von Deutschland 
in der Nähe von Windparks. Ausbauziele für 
erneuerbare Energien und Stromnetze soll-
ten daher auf die – für die Erreichung der 
Klimaschutzziele unerlässliche – Zunahme 
der Sektorkopplung abgestimmt werden.

66 In den Modellrechnungen kommen bei einem 
Einsparziel von 85 Prozent für das Jahr 2050 im 
Zeitraum 2030 bis 2035 nahezu doppelt so viele 
Windkraft- und Photovoltaikanlagen zum Einsatz 
wie in den Szenarien des Netzentwicklungsplans 
(NEP). Der Grund ist ein umfangreicherer Einsatz von 
Wärmepumpen und Elektroautos, der im Vergleich 
zu den NEP-Szenarien zu einem um 30 bis 50 Prozent 
höheren Stromverbrauch führt (BNetzA 2016).
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Abbildung 9: Korridor zur Entwicklung der summarischen installierten Leistung für Anlagen zur Nutzung fluktu-
ierender erneuerbarer Energien zur Stromerzeugung (Sonne, Wind). Die Darstellung basiert auf den Modellrech-
nungen mit einer Reduktion energiebedingter CO2-Emissionen um 85 Prozent. Der untere Rand der Fläche ergibt 
sich aus der Modellrechnung mit verschiedenen Annahmen, die eine Erreichung der Reduktionsziele wesentlich 
erleichtern, der obere Rand aus der Modellrechnung ohne derartige Annahmen. Zusätzlich ist die Ausbauentwick-
lung der installierten Leistung für Photovoltaik und Windenergieanlagen dargestellt, wie sie sich aus der Förderung 
erneuerbarer Energien nach dem EEG 2017 ergibt65 (obere Linie [petrol]: ohne Begrenzung der Photovoltaik-Leistung 
auf 52 Gigawatt; untere Linie [blau]: mit Begrenzung der Photovoltaik-Leistung auf 52 Gigawatt).

65 Eigene Berechnungen auf Basis von EEG 2017 und 
BMWi 2017-4.



2.5 Regelbare Kraftwerke und 
Energiespeicher

Ein Ausfall der Stromversorgung hat heute 
bereits schwerwiegende Folgen, die sich in 
Zukunft noch steigern werden, wenn die 
Elektrifizierung voranschreitet. Das betrifft 
dann in zunehmendem Maße die Mobilität. 
Gleichermaßen könnte bei längeren Pha-
sen ohne ausreichende Versorgung mit 
Strom aus erneuerbaren Quellen (bei so-
genannten „Dunkelflauten“), die vor allem 
in kalten Jahreszeiten auftreten, die Ver-
sorgung für Raumwärme und Warmwasser 
nicht mehr sichergestellt sein. Somit be-
trifft die Frage der Versorgungssicherheit 
in der Stromerzeugung zunehmend das 
gesamte Energiesystem, wenn Strom (aus 
erneuerbaren Energien) zum dominieren-
den Energieträger wird. 

Techniken auf der Anwendungssei-
te, die Strom direkt verwenden, können 
Schwankungen in der Stromerzeugung nur 
in sehr begrenztem Umfang ausgleichen. 
Beispielsweise können Wärmepumpen mit 
einem Warmwasserspeicher und Batteri-
en in Elektroautos zu einem kurzfristigen 
Ausgleich von maximal einigen Stunden 
beitragen, sofern die erforderliche Steue-
rungstechnik zur Verfügung steht (Smart 
Meter, Smart Grid, Smart Home). In die-
sen Fällen spielen Techniken und Konzep-
te der Lastanpassung (Demand Response) 
eine wichtige Rolle: Das Grundprinzip der 
gegenwärtigen Stromversorgung, wonach 
die Stromerzeugung streng der Stromlast 
folgt, geht dann über in ein komplexeres 
Zusammenspiel aus Erzeugung und Las-
ten, wonach anteilig auch Lasten in Ab-
hängigkeit von der Stromverfügbarkeit 
betrieben werden. Wenn die genannten 
Techniken allerdings nicht systemdienlich 
betrieben werden, können sie das System 
zu Spitzenlastzeiten zusätzlich belasten, 
etwa wenn ein Großteil der Elektroautos 
zur gleichen Tageszeit aufgeladen wird. 
Insbesondere aber können sie nicht dazu 
beitragen, längere Phasen ohne ausrei-
chende Versorgung zu überbrücken. Wenn 

in einer „kalten Dunkelflaute“ ein großer 
Anteil des Heizbedarfs elektrisch gedeckt 
werden muss, wird das Stromsystem da-
durch sogar zusätzlich belastet. 

Um trotz der sich ändernden Bedin-
gungen dennoch eine stabile Stromversor-
gung mit hoher Versorgungssicherheit zu 
gewährleisten, spielen einerseits Speicher 
und andererseits regelbare Reservekraft-
werke eine unverzichtbare Rolle. Speicher 
für Strom – hier kommen insbesondere 
Pumpspeicherkraftwerke und stationäre 
Batteriespeicher in Betracht – können im 
Zusammenspiel mit Solar- und Windener-
gieanlagen die Verfügbarkeit der volatilen 
erneuerbaren Energien auf kurzen Zeitska-
len (mehrere Stunden) erhöhen. Allerdings 
lässt sich die Kapazität von Pumpspeicher-
kraftwerken kaum erweitern, und Batterie-
speicher werden selbst bei weiterhin stark 
sinkenden Kosten nicht so groß dimen-
sioniert und rentabel betrieben werden 
können, dass damit eine mehrtägige oder 
gar mehrwöchige Verschiebung zwischen 
Lade- und Entladezeiten für die gesamte 
Energieversorgung realisierbar ist. Deshalb 
wird auch zukünftig eine Reservekapazi-
tät zur Stromerzeugung benötigt werden, 
um in längeren Phasen ohne ausreichende 
Versorgung mit Strom aus erneuerbaren 
Quellen eine sichere Stromversorgung zu 
gewährleisten.

2.5.1  Flexible Reservekapazität zur 
Stromerzeugung

Zur Bereitstellung einer flexiblen Reser-
veleistung kommen grundsätzlich sämt-
liche Techniken, die lagerbare chemische 
Energieträger verwenden, in unterschied-
lichen Leistungsklassen in Betracht – von 
Blockheizkraftwerken in Gebäuden oder 
Wärmenetzen über Gasturbinen und 
Brennstoffzellen bis hin zu großskali-
gen Gas- und Dampfkombikraftwerken. 
Wichtig ist dabei die Ermöglichung eines 
hochdynamischen flexiblen Betriebs in 
Wechselwirkung mit der Stromerzeugung 
in Solar- und Windenergieanlagen. Als 
Brennstoff kommen fossile Energieträger, 
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Biomasse oder synthetische Gase (Was-
serstoff oder Methan), die aus Strom her-
gestellt und in Speichern gelagert werden, 
infrage. 

Kriterium für die Zusammensetzung 
der Reservekapazität ist letztlich, welche 
Kraftwerke welche Laufzeit bei positiver 
Residuallast erzielen können. Hocheffi-
ziente Gas und Dampfkombikraft
werke mit hohen Wirkungsgraden über 
60 Prozent benötigen aufgrund ihrer 
hohen leistungsbezogenen Investitions-
kosten eine entsprechend hohe Laufzeit. 
Hochflexible und schnell reagierende Gas-
turbinen mit relativ niedrigen spezifischen 
Investitionskosten sind dagegen eher ge-
eignet, um auch bei geringen Jahresvoll-
laststunden gesicherte Reserveleistungen 
bereitzustellen. Biomassekraftwerke, 
die heute überwiegend durchgängig betrie-
ben werden, können in Zukunft ebenfalls 
flexibler arbeiten. Werden sie in erster 
Linie als Reservekraftwerke genutzt, wird 
pro Kraftwerk weniger Biomasse benötigt, 
sodass Biomassekraftwerke an weiteren 
Standorten zugebaut werden könnten, um 
die Stromversorgung abzusichern, ohne in 
Summe mehr Biomasse zu verbrauchen. 
Eine weitere wichtige Säule der Versor-
gungssicherheit können KraftWär
meKopplungsanlagen sein, wobei vor 
allem Erdgas und Biogas als Brennstoffe 
dienen können. Im Gegensatz zum heuti-
gen wärmegeführten Betrieb, der sich oft 
ausschließlich am Wärmebedarf ausrichtet, 
wird sich die Fahrweise zukünftig eher am 
Strombedarf orientieren. Bei allen genann-
ten Anlagen wird sich die Betriebsweise 
aufgrund des sich wandelnden Energiesys-
tems mit einem ständig wachsenden Anteil 
an Stromerzeugung aus volatilen Quellen 
ändern müssen. Da sich allerdings nahezu 
alle Anlagen bei einer derart geänderten 
Betriebsweise unter heutigen Marktbedin-
gungen nicht betriebswirtschaftlich ren-
tabel betreiben lassen, zeigt sich hier die 
Notwendigkeit eines geänderten regulato-
rischen Rahmens. Dieser muss einerseits 
einen kosten- und versorgungstechnisch 

optimierten Mix hinsichtlich der instal-
lierten Leistung der einzelnen Techniken 
bewirken und andererseits einen system-
dienlichen Betrieb anreizen.

Die benötigte Reservekapazi
tät beträgt in den Modellrechnungen je 
nach Randbedingungen zwischen 60 und 
100 Gigawatt. Sie hängt dabei nicht allzu 
stark von den Klimazielen ab. Zum Ver-
gleich: Heute sind etwa 100 Gigawatt an 
konventionellen Kraftwerken installiert. 
Dies bedeutet, dass auch in Zukunft ein 
Kraftwerkspark der gleichen Größenord-
nung benötigt wird. Die Zusammensetzung 
könnte sich allerdings ändern: Bei hohen 
CO2-Einsparzielen kommen vor allem 
KWK-Anlagen, Gas- und Dampfkombi-
kraftwerke und Gasturbinen zum Einsatz. 
Der wichtigste Brennstoff für die Stromer-
zeugung ist dann Erdgas mit einem Anteil 
von mindestens 75 Prozent. Bei einem 
CO2-Reduktionsziel von 85 Prozent erhöht 
sich in den Rechnungen die gesamte ins-
tallierte Leistung in der Stromerzeugung 
zusammen mit den rund 500 Gigawatt an 
erneuerbaren Energien von heute etwa 200 
Gigawatt auf rund 600 Gigawatt. Sie würde 
also mehr als verdreifacht.

Allerdings werden Reservekraft-
werke künftig mit geringer Auslastung 
betrieben werden, wobei sich die Be-
triebsbedingungen im Zuge der Ener-
giewende fortwährend ändern werden. 
In den Modellrechnungen werden im 
Jahr 2050 KWK-Anlagen mit 2.000 bis 
4.000 Volllaststunden im Jahr betrieben, 
Gas-und-Dampf(GuD)-Kraftwerke mit 
etwa 1.000 bis 2.000 Volllaststunden und 
Gasturbinen mit deutlich unter 1.000 Voll-
laststunden. 

2.5.2 Kurzzeitspeicher
Kurzzeitspeicher für Strom – hier kommen 
wie erwähnt insbesondere Pumpspeicher-
kraftwerke und stationäre Batteriespeicher 
in Betracht – können im Zusammenspiel 
mit Solar- und Windenergieanlagen die 
Verfügbarkeit der volatilen erneuerbaren 
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Energien erhöhen. Die bestehenden Pump-
speicherkraftwerke können allerdings nur 
einen relativ kleinen Beitrag leisten: Wenn 
alle in Deutschland vorhandenen Pump-
speicher gefüllt sind, können sie etwa 
sechs Stunden lang eine Stromleistung von 
6,4 Gigawatt bereitstellen.67 Unter Berück-
sichtigung aller in Planung befindlichen 
Projekte ergäbe sich eine zusätzliche Leis-
tung von rund 8 Gigawatt.68 Heute beträgt 
der Bedarf in Deutschland zu Spitzenlast-
zeiten aber insgesamt etwa 80 Gigawatt.69 
Stationäre Batteriespeicher können zu-
künftig einen wichtigen Beitrag leisten, um 
erneuerbaren Strom zwischenzuspeichern 
und zeitversetzt abzugeben. Sie eignen sich 
insbesondere für den Tag-Nacht-Ausgleich 
in Verbindung mit Photovoltaikanlagen – 
eine Anwendung, für die sich bereits heute 
ein Markt entwickelt. Zukünftig sind ganz 
unterschiedliche Speichergrößen denk-
bar: vom Kleinspeicher in Wohngebäuden 
über Quartiersspeicher in Siedlungen bis 

67 BNetzA 2017. 
68 Daten stammen aus Wikipedia 2017. Die Projekte 

befinden sich in unterschiedlichen Phasen des Pla-
nungsprozesses, und einige Projekte stehen infrage; 
vgl. auch „Die Energiewende erfolgreich gestalten: Mit 
Pumpspeicherkraftwerken“ (Voith 2014).

69 Information von der Homepage der  
Bundesregierung 2017.

hin zu Multi-MW-Großspeichern, die in 
Wind- oder Photovoltaikkraftwerke inte-
griert werden. Neben der bedarfsgerechten 
Strombereitstellung können Batteriespei-
cher in Verbindung mit Komponenten der 
Leistungselektronik auch wichtige System-
funktionen im Stromsystem übernehmen 
(Spannungs- und Frequenzhaltung, Bereit-
stellung von Momentanreserve). 

In Abbildung 10 ist der zeitliche 
Verlauf des Zubaus von stationären Bat-
teriespeichern dargestellt, wie er sich aus 
der Modellrechnung mit einer Reduktion 
energiebedingter CO2-Emissionen um 85 
Prozent ohne sonstige Restriktionen er-
gibt. Der wesentliche Zubau erfolgt dabei 
nach dem Jahr 2025, sodass im Jahr 2050 
eine installierte Leistung von rund 75 Gi-
gawattstunden resultiert.70 Da die meisten 
Batteriespeicher eine Entladekapazität 
von einer Vollentladung pro Stunde (oder 
mehr) erlauben, kann mit dieser Kapazi-
tät rechnerisch der maximale Strombedarf 
eine Stunde lang gedeckt werden. In der 
Modellrechnung werden diese Batterie-

70 Der Wert von 75 Gigawattstunden entspricht rech-
nerisch 15 Millionen 5-kWh-Batteriespeichern, zum 
Beispiel in Gebäuden, oder 7.500 10-MWh-Batterie-
speichern in Solar- oder Windkraftwerken.
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Abbildung 10: Zeitlicher Verlauf der installierten Kapazität von stationären Batteriespeichern (linke Achse) sowie 
von Wärmespeichern in Einzelgebäuden und in Wärmenetzen (rechte Achse). Die Darstellung basiert auf der Mo-
dellrechnung mit einer Reduktion energiebedingter CO2-Emissionen um 85 Prozent ohne sonstige Restriktionen.



speicher mit rund 200 Vollzyklen pro Jahr 
betrieben, wirken also im Wesentlichen als 
Tag-Nacht-Speicher.

Thermische Speicher (Warmwas-
serspeicher) für Wärmenetze und Einzel-
gebäude bieten ebenfalls Flexibilität, um 
schwankende Stromeinspeisung im Stun-
den- oder Tagebereich abzufedern, und 
bilden eine Schnittstelle zwischen Wär-
me- und Stromsektor. Abbildung 10 zeigt 
den zeitlichen Verlauf der installierten Ka-
pazität von Wärmespeichern in Einzelge-
bäuden und Wärmenetzen, basierend auf 
der Modellrechnung mit einer Reduktion 
energiebedingter CO2-Emissionen um 85 
Prozent ohne sonstige Restriktionen. Im 
Ergebnis der Systemoptimierung erfolgt 
ein weitgehend kontinuierlicher Zubau 
bis auf knapp 600 Gigawattstunden71 im 
Jahr 2050 bei Wärmespeichern in Einzel-
gebäuden und auf knapp 1.400 Gigawatt-
stunden72 im Fall von Wärmespeichern 
in Wärmenetzen. In der Modellrechnung 
werden diese Wärmespeicher mit rund 50 
Vollzyklen pro Jahr (Speicher in Wärme-
netzen) beziehungsweise 200 Vollzyklen 
pro Jahr (Speicher in Einzelgebäuden) be-
trieben. Erstere wirken also eher als Tages- 
bis Wochenspeicher und letztere eher als 
Tag-Nacht-Speicher.

2.5.3 Fazit
Ein kontinuierlicher, deutlicher Ausbau er-
neuerbarer Energien zur Stromerzeugung 
führt nicht dazu, dass auf eine Bereitstel-
lung einer Reserveleistung in ähnlicher 
Höhe wie die Leistung des heutigen kon-
ventionellen Kraftwerksparks verzichtet 
werden kann, da die Stromerzeugung aus 
erneuerbaren Energien selbst bei Instal-
lation erheblicher Mengen an Kurzzeit-
speichern nur eine sehr geringe gesicherte 
Erzeugungsleistung aufweist. Die wichtigs-

71 Der Wert von 600 Gigawattstunden entspricht rechne-
risch rund 13 Millionen 1-m³-Wärmespeichern auf Basis 
von Wasser als Speichermedium in Einzelgebäuden.

72 Der Wert von 1.400 Gigawattstunden entspricht 
rechnerisch 800 Wärmespeichern mit je 50.000 m³ 
Speichervolumen für Wasser, die in Wärmenetze 
integriert sind.

te Anforderung an die bereitgestellte Re-
servekapazität ist deren hohe Flexibilität 
einschließlich der Möglichkeit eines hoch-
dynamischen Betriebs. Kurzzeitspeicher 
sowohl von Strom als auch von Wärme 
spielen trotz dieser notwendigen Reser-
vekapazität eine wichtige Rolle, da sie dazu 
beitragen, die Erzeugung von volatilen er-
neuerbaren Energien und deren Verbrauch 
zeitlich zu entkoppeln, ihre Verfügbarkeit 
zu steigern und damit den Anteil dieser 
Energien an der Gesamtstromerzeugung zu 
erhöhen. Für die kommenden Jahre sollte 
deshalb eine Weiterentwicklung aller heu-
tigen und zukünftigen Technologien zur 
Energiespeicherung wie zur Bereitstellung 
flexibel und dynamisch verfügbarer Strom-
erzeugung auf Basis chemischer (fossiler, 
biogener, synthetischer) Energieträger er-
folgen. Daneben wird ein systemdienlicher 
Ausbau und Betrieb dieser Techniken nur 
dann möglich sein, wenn die Marktrah-
menbedingungen im Sinne entsprechender 
Anreize modifiziert werden.

2.6 Biomasse

Biomasse ist heute der wichtigste erneu-
erbare Energieträger73 und wird auch im 
zukünftigen Energiesystem eine wichtige 
Rolle spielen: Biogene Energieträger kön-
nen in allen Sektoren eingesetzt werden 
und können dort, wo chemische Energie-
träger notwendig sind, fossile Brenn- und 
Kraftstoffe ersetzen.

Die auf Biomasse basierenden 
Energieträger sind allerdings vielfältig 
und basieren auf unterschiedlichen Quel-
len. Die wichtigsten Quellen für die ener-
getische Nutzung sind Anbaubiomasse 
sowie Rest- und Abfallstoffe. Während 
zum Heizen großenteils Holz eingesetzt 
wird, werden Biokraftstoffe heute aus 

73 Biomasse (einschließlich Klärgas, Müll und Deponie-
gas) deckte im Jahr 2015 etwas mehr als 8 Prozent 
des deutschen Primärenergiebedarfs und damit rund 
zwei Drittel des Primärenergiebeitrags erneuerbarer 
Energien. Basierend auf: BMWi 2017-4.
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Stärke- und Ölpflanzen wie Mais, Raps 
und Palmöl hergestellt. Dabei wird Bio-
ethanol zum Teil importiert, da der über 
die Beimischungspflicht definierte Bedarf 
sonst nicht gedeckt werden kann.74 Bei 
diesen Anbaubiomassen sind die Risiken 
für Umwelt und Nahrungsmittelsicher-
heit vergleichsweise hoch.75 Rest- und 
Abfallstoffe wie Waldrestholz, Stroh, 
Gülle, Mist und Rückstände aus der Le-
bensmittelverarbeitung haben hingegen 
geringe Risiken für Umwelt und Nah-
rungsmittelsicherheit. Zugleich ist bei 
ihrer Nutzung eine hohe gesellschaftliche 
Akzeptanz gegeben. Um daraus Biokraft-
stoffe herzustellen, werden allerdings an-
dere Prozesse benötigt als für die Verar-
beitung der heute genutzten Stärke- und 
Ölpflanzen. Technisch sind geeignete 
Verfahren bereits weit entwickelt, unter 
derzeitigen Rahmenbedingungen kann 
ihr Einsatz jedoch in der Regel nicht mit 
den fossilen Alternativen konkurrieren.76

Insgesamt wird das Ausbaupo-
tenzial der Biomasse in Deutschland 
unterschiedlich eingeschätzt, die Schät-
zungen liegen aber meist deutlich un-
ter einer Verdoppelung des heutigen 
Energieeinsatzes von knapp 300 Tera-
wattstunden.77,78 Insbesondere der Flä-
chenverbrauch, die Konkurrenz zur Nah-
rungsmittelerzeugung sowie ökologische 
Folgen durch Wasserverbrauch und den 
Einsatz von Düngemitteln und anderen 
Agrarchemikalien setzen dem Anbau 
von Energiepflanzen Grenzen. So kann 
der Anbau von Bioenergie zu erhebli-

74 Weidner/Elsner 2016.
75 Das Umweltbundesamt schließt in seiner Studie zu 

alternativen Kraftstoffen für den Verkehr die Nutzung 
von Anbaubiomasse aufgrund der Konkurrenz zur 
Nahrungsmittelherstellung komplett aus (UBA 2015).

76 Weidner/Elsner 2016.
77 Wert enthält Klärgas, Deponiegas und Müll. Basierend 

auf: BMWi 2017-4.
78 Verschiedene Studien gehen davon aus, dass zwischen 

5 und 25 Prozent des Endenergiebedarfs in Deutsch-
land im Jahr 2050 durch Bioenergie gedeckt werden 
könnten. Siehe hierzu Szarka et al. 2017.

chen Treibhausgasemissionen79 und an-
deren Umweltschäden, wie Verlust von 
Artenvielfalt, Schädigung von Böden und 
Schadstoffeintrag in Gewässern, führen.80 
Dem könnte beispielsweise durch (inter-
national verankerte) Landnutzungspoli-
tiken entgegengewirkt werden. Da dies 
allerdings nicht absehbar ist, lässt sich 
das nachhaltig nutzbare Potenzial an 
Anbaubiomasse nur schwer abschätzen.

Das Potenzial technisch nutzba-
rer Rest- und Abfallbiomasse lässt sich 
hingegen gut quantifizieren: Heute fal-
len jedes Jahr Rest- und Abfallstoffe 
mit einem Energiegehalt von etwa 275 
Terawattstunden an, die derzeit nur zu 
gut der Hälfte genutzt werden.81 Würde 
das gesamte Potenzial ausgeschöpft, 
könnten damit rechnerisch etwa 7 Pro-
zent des heutigen Primärenergiebedarfs 
in Deutschland gedeckt werden. 

2.6.1 Fazit
Energieträger auf Basis von Bio masse 
werden heute zu 64 Prozent für die 
Wärmebereitstellung, zu 22 Prozent für 
die Stromerzeugung und zu 14 Prozent als 
Kraftstoffe verwendet.82 Für die zukünftige 
Nutzung von Biomasse im Kontext der 
Energiewende und vor dem Hintergrund 
einer systemischen Optimierung des 
Energiesystems sind hier folgende Ände-
rungen absehbar:

79 Die Treibhausgasemissionen, die durch Biomasse-
anbau und energetische Nutzung entstehen, sind 
von Fall zu Fall sehr unterschiedlich. Unter anderem 
hängen sie davon ab, von welcher Art von Vegetation 
die für den Anbau verwendete Fläche zuvor bewach-
sen war (Landnutzungsänderung). Eine Umwandlung 
von Wäldern und Dauergrünland in Agrarland führt 
beispielsweise dazu, dass CO2 freigesetzt wird. Durch 
den Einsatz von Stickstoffdünger entsteht Lachgas, ein 
starkes Treibhausgas. Auch fossile Kraftstoffe für den 
Betrieb landwirtschaftlicher Nutzfahrzeuge für Aus-
saat und Ernte erzeugen CO2-Emissionen (acatech/
Leopoldina/Akademienunion 2017, S. 62−63). 

80 Maßnahmen, die Umweltauswirkungen des Bioener-
gieausbaus zu reduzieren, werden in der Stellungnah-
me Rohstoffe für die Energiewende. Wege zu einer 
sicheren und nachhaltigen Versorgung (acatech/
Leopoldina/Akademienunion 2017) diskutiert.

81 Brosowski et al. 2016. 
82 Basierend auf: BMWi 2017-4.
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• Langfristig werden biomassebasier-
te Energieträger voraussichtlich nicht 
oder nur in sehr geringem Umfang 
direkt verbrannt werden, um daraus 
Niedertemperaturwärme für Raumhei-
zung und Warmwasser bereitzustellen. 
Der Grund hierfür ist, dass man ihren 
großen Vorteil, bedarfsgerecht erneu-
erbare Energie bereitstellen zu können 
und in unterschiedlichen Sektoren ver-
wendbar zu sein, besser nutzen sollte. 
Diese Aussage wird auch robust durch 
Ergebnisse der Modellrechnungen ge-
stützt. Dagegen können Verfahren zur 
Nutzung von Biomasse in Prozessen 
in Gewerbe und Industrie, bei denen 
hohe Temperaturen benötigt werden, 
zukünftig eine wichtigere Rolle spielen.

• Die Bedeutung von Biomasse für die 
Bereitstellung von Kraftstoffen im Ver-
kehr wird ebenfalls deutlich zuneh-
men. Insofern gewinnen Verfahren zur 
maßgeschneiderten Herstellung von 
Kraftstoffen auf Basis unterschiedli-
cher biogener Rohstoffe eine wachsen-
de Bedeutung. Es gilt deshalb, die aus 
heutiger Sicht relevanten Verfahren 
weiterzuentwickeln und im Rahmen 
von Pilotanlagen zu erproben, um eine 
breitere Nutzung von Biomasse im 
Kraftstoffsektor zu ermöglichen.

• Die Stromerzeugung in Blockheiz-
kraftwerken, die mit Biogas betrie-
ben werden, erfolgt heute weitgehend 
kontinuierlich im Sinne einer hohen 
Auslastung. Ähnlich wie für fossil be-
triebene Kraftwerke sollte sich dies 
mittelfristig ändern. Aus der Perspek-
tive des Gesamtsystems ist eine Stro-
merzeugung zu Zeiten mit einer hohen 
Stromerzeugung aus Wind- und Solar-
anlagen nicht sinnvoll. Auch hier wird 
es deswegen wichtig sein, Rahmenbe-

dingungen zu entwickeln83, die einen 
derartigen bedarfsgerechten Betrieb 
anreizen.

2.7 Synthetische Brenn- und 
Kraftstoffe

Wie die drei ersten Abschnitte dieses Ka-
pitels gezeigt haben, ist in allen drei Ver-
brauchssektoren – Wärme für Gebäude, 
Verkehr und Prozesse in der Industrie – ein 
vollständiger Umstieg auf eine direkte Nut-
zung elektrischer Energie aus unterschiedli-
chen Gründen, die sich aus der Anwendung 
ergeben, wenig realistisch. Dies gilt insbe-
sondere im Bereich des Last- und Luftver-
kehrs und etlicher Industrieprozesse, die auf 
spezifische Energieträger angewiesen sind. 
Daraus begründet sich die Notwendigkeit für 
die Bereitstellung alternativer Energieträger, 
deren Herstellung und Verwendung im Ver-
gleich zu heutigen fossilen Energieträgern 
mit deutlich niedrigeren oder bestenfalls 
keinen Emissionen von Treibhausgasen ver-
bunden ist. Neben Biomasse, die bereits im 
vorigen Abschnitt eingehender thematisiert 
wurde, sind hier vor allem Wasserstoff und 
synthetische Brenn- und Kraftstoffe techni-
sche Optionen.

Neben den Gründen, die sich aus der 
Perspektive der Anwendung ergeben, spre-
chen zwei weitere Gesichtspunkte für eine 
zukünftige Relevanz von Wasserstoff und/
oder synthetischen Energieträgern, die sich 
aus einer gesamtsystemischen Betrachtung 
ergeben:

1. Mit einem kontinuierlichen weiteren 
Ausbau von Anlagen zur Stromerzeu-
gung aus volatilen Quellen – Sonne 
und Wind – wird es zunehmend Zeiten 
geben, in denen die aktuelle Stromer-

83 Der Strom- oder Energiemarkt wird in Zukunft, bei 
einem sehr hohen Anteil volatiler Energiequellen, 
vermutlich Geschäftsmodelle zur Unterstützung der 
Flexibilisierung sowohl auf Verbraucher- (Demand 
Side Management) wie auch auf Erzeugerseite (hoch-
flexible Kraftwerke, Speichersysteme) bieten müssen. 
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zeugung die Summe aller Stromver-
bräuche übersteigt. Kurzzeitspeicher 
wie Pumpspeicherkraftwerke und Bat-
teriespeicher können helfen, derartige 
Überschüsse teilweise auszugleichen. 
Es ist aber völlig unrealistisch und 
selbst bei stark sinkenden Kosten für 
Batteriespeicher nicht bezahlbar, so 
große Mengen Kurzzeitspeicher zu 
installieren, dass auch längere Pha-
sen einer hohen Stromproduktion aus 
Sonne und Wind gespeichert werden 
können. Diese Strommengen können 
in Elektrolyseanlagen in Wasserstoff 
umgewandelt werden. Für den erzeug-
ten Wasserstoff bestehen verschiede-
ne direkte Nutzungsoptionen oder die 
Möglichkeit der Weiterkonversion in 
gasförmige oder flüssige Kohlenwas-
serstoffe. Wasserstoff und synthetische 
Brenn-/Kraftstoffe wirken insofern als 
systemische Langzeitspeicher.84

2. Wie zuvor dargestellt, wird eine er-
hebliche Reservekapazität zur Strom-
erzeugung benötigt, um längere Pha-
sen mit niedriger Stromerzeugung 
aus volatilen erneuerbaren Energien 
zu überbrücken. Hierfür werden lang-
fristig ebenfalls Energieträger benö-
tigt, die möglichst geringe, bestenfalls 
gar keine Treibhausgasemissionen im 
Betrieb erzeugen.

2.7.1 Herstellung und Speicherung
Alle heute diskutierten Verfahren zur Her-
stellung synthetischer Brenn- und Kraft-
stoffe aus erneuerbarem Strom verwen-
den als ersten Schritt die Herstellung von 
Wasserstoff mittels Elektrolyse. Neben der 

84 Bei reinen Energiespeichern, die bei Ladung und 
Entladung die gleiche Energieform verwenden (wie 
Batteriespeicher), skalieren die Herstellkosten – in 
erster Näherung – mit der Größe, also der speicher-
baren Energiemenge. Bei Wandlern zur Herstel-
lung synthetischer Energieträger (Elektrolyseure, 
Methanisierer etc.) skalieren die Herstellkosten – in 
erster Näherung – mit der Nennleistung der Wandler, 
während die eigentlichen Speicher stoffliche Speicher 
(Behälter) sind, die oftmals im Vergleich zu den 
Wandlern sehr niedrige Herstellkosten aufweisen. 
Dies ist einer der Gründe dafür, dass Batteriespeicher 
selbst bei stark gesunkenen Kosten nicht als systemi-
sche Langzeitspeicher in Betracht kommen werden.

direkten Nutzung des Wasserstoffs, zum 
Beispiel zur Stromerzeugung in Brenn-
stoffzellen für Fahrzeugantriebe oder in 
Reservekraftwerken, kann in verschie-
denen Verfahren eine Weiterkonversion 
zu verschiedenen flüssigen oder gasför-
migen Kohlenwasserstoffen erfolgen, die 
eine sehr hohe Energiedichte aufweisen. 
In diesen Verfahren wird in aller Regel 
CO2 als Kohlenstofflieferant benötigt. Die-
se synthetisch hergestellten Brenn- und 
Kraftstoffe lassen sich so erzeugen, dass sie 
fossile Energieträger wie Erdgas, Benzin, 
Diesel oder Kerosin unmittelbar ersetzen. 
Generell ist auch eine Rückverstromung in 
thermischen Kraftwerken oder KWK-An-
lagen85 sowie eine Nutzung als Brennstoff 
in Heizungsanlagen möglich. Die Prozess-
abläufe sind schematisch in Abbildung 11 
dargestellt. 

Synthetisch erzeugtes Methan kann 
in das Erdgasnetz eingespeist werden. 
Zusammen mit den dazugehörigen Ka-
vernen- und Porenspeichern kann darin 
Methan mit einem Heizwert von etwa 250 
Terawattstunden gespeichert werden.86 
Dies entspricht knapp einem Drittel des 
heutigen jährlichen Endenergiebedarfs 
für Raumwärme und Warmwasser. Zu-
sätzlich befinden sich noch Erdgasspei-
cher mit einer Kapazität von etwa 150 
Terawattstunden bereits in Planung oder 
im Bau.87 Außerdem kann dies den Aus-
baubedarf der Stromnetze im Vergleich 
zu einem sehr weitgehend auf direkter 
Stromnutzung basierenden Gesamtver-
sorgungssystem mindern.88 In einem 
zukünftigen Energiesystem könnte das 
Methan etwa in Fahrzeugen für weite 
Strecken verwendet werden, in Zeiten von 

85 Wird Wasserstoff rückverstromt, entstehen die 
wenigsten Wandlungsverluste, da Umwandlungs-
schritte in weitere Energieträger entfallen. Bei einer 
Umwandlung von Strom zu Wasserstoff und wieder zu 
Strom kann heute ein Gesamtwirkungsgrad von etwa 
40 Prozent erzielt werden (Ausfelder et al. 2015). 

86 Krzikalla et al. 2013, S. 72; Landesamt für Bergbau, 
Energie und Geologie 2017. 

87 Hartmann et al. 2012.
88 Vgl. beispielsweise Ausfelder et al. 2015. 
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hohem Stromverbrauch und gleichzeitig 
auftretendem Heizbedarf könnten Hy-
bridwärmepumpen damit Raumwärme 
und Warmwasser bereitstellen und so 
Lastspitzen ausgleichen, und bei längeren 
Dunkelflauten könnte das Methan in Gas-
kraftwerken zur Stromerzeugung genutzt 
werden. Mit modernen Anlagen könnten 
aus den 400 Terawattstunden gespeicher-
ter Energie knapp 250 Terawattstunden 
elektrischer Energie erzeugt werden. Dies 
würde etwa einem Achtel des zukünftigen 
jährlichen Endenergiebedarfs entsprechen, 
wenn es gelingt, diesen von heute gut 2.500 
Terawattstunden auf 2.000 Terawattstun-
den oder weniger zu senken – ein Wert, der 
in den Modellrechnungen dieser Arbeit in 
fast allen Szenarien erreicht wird.

Wasserstoff kann Methan beige-
mischt und so bereits heute in das Erdgas-
netz eingespeist werden. Aus technischen 
Gründen ist dieser Wasserstoffanteil der-
zeit allerdings auf 10 Prozent beschränkt. 
Soll Wasserstoff in größerem Umfang in 
der Energieversorgung eingesetzt werden, 
müsste die vorhandene Infrastruktur we-
sentlich modifiziert oder eine eigene Infra-
struktur aufgebaut werden. Eine „elegan-
te“ Lösung, um einerseits das bestehende 
Erdgasnetz nutzen zu können, andererseits 
aber auch reinen Wasserstoff (zum Beispiel 

für Brennstoffzellen) zur Verfügung zu ha-
ben, wäre der Transport eines Gemisches 
von Wasserstoff und Methan im Gasnetz 
und die Trennung der Gase am Ort der 
Entnahme. Solche Verfahren könnten 
eine Alternative zum Aufbau eines eigenen 
Wasserstoffnetzes darstellen.89

Wird CO2 aus Industrieprozessen 
oder konventionellen Kraftwerken als Koh-
lenstoffquelle zur Herstellung syntheti-
scher Energieträger auf Basis erneuerbaren 
Stroms verwendet, können fossile Brenn- 
und Kraftstoffe eingespart und damit die 
CO2-Emissionen gesenkt werden. Wenn 
man diesen Gedanken weiterentwickelt, 
kommt man zu der wünschenswerten Uto-
pie einer CO2-neutralen Energieversorgung 
trotz Verwendung von kohlenstoffhaltigen 
Brenn- und Kraftstoffen. Diese Vision lässt 
sich aber nur dann realisieren, wenn die 
eingesetzten Primär energien ausschließ-
lich erneuerbar sind und wenn alle ent-
stehenden CO2-Emissionen vollständig 
wiederverwertet werden, wenn also der 
Kohlenstoffkreislauf vollständig geschlos-
sen wird. Dies kann natürlich nur gelingen, 
wenn CO2 aus Biomasse oder aus der Luft 
gewonnen und damit der Kohlenstoffkreis-

89 Hierzu gibt es bereits erste Forschungsprojekte;  
vgl. zum Beispiel TU Wien 2016. 
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lauf über die Luft geschlossen wird. Bio-
masse steht allerdings nur in begrenzten 
Mengen zur Verfügung, während die Ver-
fahren, um CO2 aus der Luft zu gewinnen, 
sehr energieaufwendig und teuer sind. So-
lange jedoch fossile Kraftwerke und Indus-
trieprozesse noch CO2 an die Umwelt abge-
ben, erscheint es in jedem Fall sinnvoll, das 
CO2 aus deren Emissionen abzutrennen 
und wiederzuverwerten.90

2.7.2 Ergebnisse aus Modellrechnungen

Die im Rahmen der Analysearbeiten durch-
geführten Modellrechnungen stützen die 
Aussage, dass die Herstellung von Wasser-
stoff und dessen Nutzung in verschiedenen 
Anwendungen sinnvoll oder sogar notwen-
dig ist, um trotz eines kontinuierlich geringer 
werdenden Einsatzes fossiler Energieträger 
eine sichere Energieversorgung zu gewähr-
leisten. Bereits bei deutlich niedrigeren als 
den angestrebten Zielen zur Reduktion ener-
giebedingter CO2-Emissionen – nämlich ei-
ner Reduktion um 60 Prozent − spielt die 
Elektrolyse auf Basis erneuerbaren Stroms 
bereits eine Rolle. Allerdings wird in die-
sem Fall auch deutlich, dass die Techni-
ken zur Herstellung von Wasserstoff und 
weiteren synthetischen Energieträgern – 
bei Kostenoptimierung des Transformati-
onspfades – erst in einer späteren Phase 
der Energiewende eine wesentliche Rolle 
spielen. Die Rechnungen zeigen aber auch: 
Je ambitionierter die Reduktionsziele sind, 
desto früher sollte mit diesem Ausbau be-
gonnen werden. 

In Abbildung 12 ist illustrativ die 
Zusammensetzung aller chemischen 
Energieträger für das Jahr 2050 für drei 
ausgewählte Modellrechnungen darge-
stellt, die sich hinsichtlich der Redukti-
onsziele für energiebedingte CO2-Emis-
sionen unterscheiden, ansonsten aber 
keinen Restriktionen unterliegen. Zu-
sätzlich ist die Zusammensetzung der 

90 Unvermeidliche, prozessbedingte CO2-Emissionen aus 
der Industrie könnten auch dann langfristig genutzt 
werden, wenn CCS als Technologie nicht in Betracht 
kommt (vgl. Kapitel 2.3).

chemischen Energieträger Deutschlands 
im Jahr 2016 dargestellt. Besonders be-
merkenswert ist, dass die Gesamtmenge 
an chemischen Energieträgern von heu-
te deutlich über 3.000 Terawattstunden 
auf Werte um die 1.000 Terawattstunden 
in den Modellrechnungen mit ambitio-
nierten Klimaschutzzielen sinkt. In allen 
Modellergebnissen spielen Erdöl und 
insbesondere Kohle nur noch eine ge-
ringe Rolle. Fossiles Erdgas ist dagegen 
selbst bei einer Reduktion energiebeding-
ter CO2-Emissionen um 90 Prozent noch 
der wichtigste chemische Energieträger. 
Eine ähnlich wichtige Rolle spielt Was-
serstoff, sowohl für die direkte Verwen-
dung als auch für die Weiterkonversion 
in synthetische Kohlenwasserstoffe. In 
den Modellrechnungen werden je nach 
Randbedingung zwischen 50 und 200 
Terawattstunden Wasserstoff erzeugt, 
wovon jeweils unterschiedliche Anteile 
für die Weiterkonversion zu synthetischen 
Kraftstoffen verwendet werden. Damit ist 
die Menge an hergestelltem Wasserstoff 
größer als der in Abbildung gezeigte Wert, 
da in der Abbildung die Menge syntheti-
schen Kraftstoffs dargestellt ist.

Mittel- und langfristig wird unsere 
Energiewirtschaft demnach eine neue In-
dustriebranche benötigen, nämlich große, 
Multi-Megawatt Fabriken zur Herstellung 
von Wasserstoff aus erneuerbarem Strom 
und gegebenenfalls dessen Weiterkon-
version in kohlenstoffbasierte syntheti-
sche Energieträger. Großanlagen in der 
Chemieindustrie werden heute möglichst 
rund um die Uhr betrieben, um eine hohe 
Ausnutzung der installierten Anlagen und 
damit einen betriebswirtschaftlich güns-
tigen Betrieb zu gewährleisten. Anlagen 
zur Herstellung von Wasserstoff sollten 
allerdings aus systemischer Perspektive 
ausschließlich mit erneuerbarem Strom 
betrieben werden und nicht mit Strom aus 
Kraftwerken, die fossile Energieträger, Bio-
masse oder synthetische Energieträger ver-
wenden. Die durchgeführten auf Stunden-
werten basierenden Systemsimulationen 
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zeigen allerdings, dass es sich – wiederum 
aus einer gesamtsystemischen Sicht – als 
günstig erweist, wenn Elektrolyseanlagen 
nicht nur Strom direkt aus Wind- und Sola-
ranlagen nutzen, sondern auch Strom, der 
in Kurzzeitspeichern – Batteriespeichern 
und Pumpspeicherkraftwerken − zwi-
schengespeichert wurde. Damit erreichen 
Elektrolyseure – je nach sonstigen Annah-
men und Randbedingungen – eine Laufzeit 
von jährlich 2.000 bis 4.000 Volllaststun-
den. Wie schon bei den Reservekraftwer-
ken gilt auch hier, dass entsprechende 
Marktrahmenbedingungen notwendig 
sind, um einen betriebswirtschaftlich ren-
tablen Betrieb dieser Elektrolyseanlagen zu 
ermöglichen. Wichtig wird allerdings sein, 
die notwendige Infrastruktur frühzeitig zu 
planen, Absatz für die Erzeugungsproduk-
te zu schaffen und gleichzeitig auch die 
Marktintegration unter Berücksichtigung 
energiewirtschaftlicher Abhängigkeiten zu 
ermöglichen.

Anlagen zur Weiterkonversion von 
Wasserstoff und CO2 in gasförmige oder 
flüssige synthetische Energieträger können 
eine noch höhere Auslastung erreichen, da 
sich Wasserstoff relativ gut speichern lässt. 
Insbesondere Standorte mit geologischen 
Bedingungen, die eine unterirdische Was-
serstoffspeicherung erlauben, scheinen 
vor diesem Hintergrund günstig für die 
Errichtung und den Betrieb entsprechen-
der Anlagen.

2.7.3  Import synthetischer Brenn- und 
Kraftstoffe

Die zuvor dargestellten Ergebnisse basie-
ren auf der Annahme, dass die gesetzten 
Klimaschutzziele im Wesentlichen durch 
in Deutschland nutzbare erneuerbare 
Energien erreicht werden. Global gibt 
es viele Standorte mit deutlich günstige-
ren meteorologischen Bedingungen zur 
Nutzung erneuerbarer Energien – also 
signifikant höherer Solarstrahlung oder 
signifikant höheren mittleren Windge-
schwindigkeiten. An derartigen Standor-
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91 Basierend auf: BMWi 2017-3. In der Grafik sind die Primärenergiewerte für 2016 dargestellt. Für Biomasse ist hier 
der Energiegehalt der Ausgangsstoffe angegeben, während in den Modellrechnungen der Energiegehalt der herge-
stellten Energieträger angegeben ist.



ten wäre eine deutlich höhere Auslastung 
von Anlagen zur Herstellung von Wasser-
stoff und synthetischen chemischen Ener-
gieträgern möglich. Damit ließen sich die 
Herstellungskosten grundsätzlich deutlich 
verringern.92

Allerdings ist eine solche Lösung 
mit erheblichen politischen Unwägbarkei-
ten verbunden. So könnten durch einen 
hohen Importanteil neue Abhängigkeiten 
geschaffen werden, zumal von Ländern, die 
als Produzenten infrage kommen, zugleich 
aber als politisch wenig stabil einzuschätzen 
sind.93 Dabei ist zu bedenken, dass Deutsch-
land auch heute mit rund 70 Prozent einen 
Großteil der Primärenergie – teilweise auch 
aus unsicheren Ländern – importiert (Stand 
2016).94 Die Produktions- und Logistikin-
frastruktur für neue Importgüter müsste 
mit den Produzentenländern abgestimmt 
und gemeinsam aufgebaut werden. Die 
Lieferungen können dann aber zu neuen 
Handelsströmen und damit zu wachsenden 
Handelsbeziehungen der jeweiligen Länder 
mit Deutschland führen. 

2.7.4 Fazit
In unserem heutigen Energiesystem spie-
len fossile Energieträger die tragende Rol-
le. Selbst wenn es gelingt, etliche Anwen-
dungen, die heute fossile Energieträger 
nutzen, anteilig auf direkte Stromnutzung 
umzustellen, werden chemische Energie-
träger an vielen Stellen wichtig bleiben. 
Biomassebasierte Energieträger werden 
angesichts ihres begrenzten Potenzials 
hierfür nicht ausreichen. Insofern werden 
synthetische Energieträger, die aus Strom 
aus erneuerbaren Energien hergestellt 
werden, ein unverzichtbarer Teil einer zu-
künftigen klimaverträglichen Energiever-
sorgung sein – in Deutschland und global. 

92 Ausfelder et al. 2017, Kapitel 5.3.6.
93 In der Rohstoffwirtschaft wird das sogenannte ge-

wichtete Länderrisiko zur Bewertung des Lieferrisikos 
bei Rohstoffen verwendet. Solche Bewertungen könn-
ten auch hier helfen, das Risiko einzuschätzen. Siehe 
hierzu DERA 2016.

94 Auswertungstabellen zur Energiebilanz Deutschland 
(AGEB 2017-2). 

Der elektrolytischen Herstellung von Was-
serstoff kommt dabei eine Schlüsselrolle 
zu, da sie zugleich den ersten Verfahrens-
schritt für alle denkbaren weiteren Prozes-
se zur Herstellung von Energieträgern auf 
Basis von Kohlenwasserstoffen darstellt.95 
Deshalb gilt es, sobald wie möglich die 
technologischen Grundlagen zu schaffen 
und die aus heutiger Sicht relevanten Ver-
fahren zu entwickeln und im Rahmen von 
Pilotanlagen zu betreiben, um schnell ei-
nen hohen Reifegrad zu erreichen. Außer-
dem sollten möglichst bald die Rahmenbe-
dingungen so angepasst werden, dass die 
Herstellung von Wasserstoff und syntheti-
schen Energieträgern systemdienlich und 
ökonomisch sinnvoll wird.

2.8 Kosten der Energiewende

Die Kosten sind einer der zentralen Dis-
kussionspunkte, wenn es um das Für und 
Wider der Energiewende geht. Die Defini-
tion der „richtigen“ Kostengröße ist dabei 
keinesfalls einfach, hier sind viele verschie-
dene Kostendefinitionen denkbar. Im Rah-
men der für die Analyse durchgeführten 
Modellrechnungen wurde versucht, die 
kumulierten systemischen Gesamtkosten 
für die Energiewende zu fassen. Darunter 
fallen alle Kostenanteile, die für den Er-
halt beziehungsweise Umbau und Betrieb 
des Energiesystems im Zeitraum von heute 
bis 205096 notwendig sind: Investitionen in 
Neuanlagen und Ersatz von Altanlagen, Fi-
nanzierungskosten für Investitionen, Kos-
ten für fossile und biogene Energieträger 
und sonstige Betriebs- und Wartungskos-
ten für alle Anlagen. Einbezogen sind auch 
Kosten für wichtige Effizienzmaßnahmen 
wie insbesondere die energetische Sanie-
rung von Gebäuden. Bewusst nicht einbe-
zogen wurden externe Kosten, also Kos-

95 In der Veröffentlichung von Emonts et al. 2017 bei-
spielsweise wird die Rolle von Wasserstoff als flexibler 
Energiespeicher und Treibstoff dargestellt.

96 2050 wurde als Zieljahr angenommen, da dies mit 
dem Zieljahr der Bundesregierung zur Erreichung der 
gesetzten Klimaschutzziele übereinstimmt.

49Technologieoptionen für die zukünftige Energieversorgung



ten, die sich heute nicht im Preis, den der 
Endkunde für Energie bezahlt, widerspie-
geln, die aber für die Gesellschaft anfallen. 
Ebenso sind keine Steuern enthalten. Der 
Vergleich derartiger summarischer Kosten 
mit einer Referenzentwicklung, die keinen 
Klimaschutzzielen folgt, ermöglicht die 
Ermittlung einer Kostendifferenz, die der 
Einhaltung der Klimaschutzziele geschul-
det ist. Zum Vergleich wurde deshalb ein 
Referenzszenario angenommen, in dem 
die energiebedingten CO2-Emissionen bis 
zum Jahr 2030 um 40 Prozent verringert 
werden und dann bis 2050 konstant auf 
diesem Niveau verharren.97

Abbildung 13 zeigt die kumulier-
ten systemischen Gesamtkosten für Mo-
dellrechnungen, die sich hinsichtlich der 
Zielwerte der Reduktion energiebedingter 
CO2-Emissionen unterscheiden. Die kumu-
lierten systemischen Gesamtkosten hängen 
stark vom Wert der zulässigen CO2-Emissi-
onen ab. Während eine Reduktion um 60 
Prozent zu einer Steigerung der Gesamt-
kosten um 7 Prozent führt, fallen zum Er-
reichen der Klimaschutzziele (85 Prozent) 
bis zum Jahr 2050 insgesamt Mehrkosten 
in Höhe von rund 2 Billionen Euro an, 

97 Weitere Informationen zu den Annahmen finden sich 
Ausfelder et al. 2017.

was einer Steigerung um 50 Prozent ent-
spricht. Dieser Wert entspricht im Mittel 
der nächsten 33 Jahre einem jährlichen 
Betrag von etwa 60 Milliarden Euro und 
somit knapp 2 Prozent des deutschen 
Bruttoinlandsprodukts von 2016. 

Sollen 90 Prozent der energiebe-
dingten CO2-Emissionen eingespart wer-
den, könnten die Mehrkosten allerdings 
schon mehr als 3 Billionen Euro gegenüber 
der Referenzentwicklung betragen. Solche 
überproportional großen Klimaschutzan-
strengungen im Energiesektor könnten 
erforderlich werden, wenn fehlende Re-
duktionspotenziale beispielsweise in der 
Landwirtschaft kompensiert werden müs-
sen, um das politische Ziel von -80 bis -95 
Prozent der gesamten Treibhausgasemis-
sionen in Deutschland zu erreichen. 

Da die Kostenentwicklung der ver-
schiedenen Technologien bis 2050 unge-
wiss ist, sind auch Schätzungen der Ge-
samtkosten immer mit einer sehr hohen 
Unsicherheit behaftet. Insbesondere für 
den Vergleich mit dem Referenzsystem 
sind auch die Preise fossiler Energieträger 
von Bedeutung. Hier wurde angenommen, 
dass diese dauerhaft bis 2050 auf dem sehr 
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niedrigen Stand von heute verbleiben.98 
Trotzdem machen die genannten Zahlen 
deutlich, dass es sich bei der Energiewende 
um ein gesamtgesellschaftliches Großpro-
jekt handelt, das von der volkswirtschaftli-
chen Dimension an die Wiedervereinigung 
heranreicht.99 Umso wichtiger ist es, die 
Umsetzung durch klug gesetzte Rahmen-
bedingungen zu lenken und volkswirt-
schaftlich möglichst effizient zu gestalten, 
um unnötige Mehrkosten zu vermeiden. 

Im Fall der Modellrechnungen mit 
85 beziehungsweise 90 Prozent Minderung 
energiebedingter CO2-Emissionen entfällt 
mehr als die Hälfte der Mehrkosten auf 
Investitionen in Windkraft- und Photovol-
taikanlagen, Speicher, Anlagen zur Energie-
wandlung wie Elektrolyseure, Netze, neue 
Verbrauchsgeräte wie Elektroautos und 
Wärmepumpen sowie die Sanierung von Ge-
bäuden. Dieser hohe Betrag für Investitionen 
reduziert sich nach Abschluss des Umbaus 
des Energiesystems auf Investitionen für 
den Ersatz von Anlagen, die am Ende ihrer 
Lebensdauer außer Betrieb gehen. Insofern 
werden nach 2050 die Kosten eines umge-
bauten Energiesystems, in dem erneuerbare 
Energien den größten Anteil der Versorgung 
decken, wieder deutlich niedriger liegen als 
in den Jahren der Umbauphase.

In den dargestellten Kosten sind 
volkswirtschaftliche Aspekte wie lokale 
Wertschöpfung, Beschäftigungseffekte und 
Exportchancen nicht berücksichtigt. Da die 
benötigten Technologien aller Voraussicht 
nach weltweit eine wachsende Rolle spie-
len werden, ist der Aspekt der Technolo-
giekompetenz für ein Hochtechnologieland 

98 Die Entwicklung der Preise von Erdöl, Erdgas und 
Kohle hängt unter anderem vom Erfolg des interna-
tionalen Klimaschutzes ab, da eine Begrenzung der 
zulässigen CO2-Emissionen zu niedrigeren Preisen 
dieser Energieträger führt. Dies würde die Kosten 
für fossile Energieträger bei den Rechnungen mit 
ambitionierten Klimaschutzzielen stärker absenken 
als im Referenzfall, sodass die Mehrkosten tendenziell 
niedriger ausfielen. 

99 Für die Wiedervereinigung wurden aus Anlass ihrer 
25-jährigen Wiederkehr ähnliche „Kosten“-Werte in 
Höhe von 2.000 Milliarden Euro angegeben (siehe 
zum Beispiel Hansen 2014).

wie Deutschland, dessen Wirtschaft stark 
auf Technologieexport baut, von großer 
Bedeutung.

2.9 Phasen der Energiewende 

Der „Umfang“ der Sektorkopplung“ lässt 
sich quantitativ durch den Anteil der direk-
ten Stromnutzung in den Sektoren Wärme 
und Verkehr und für die Erzeugung von 
Wasserstoff für die Anwendung als End-
energie sowie für die Weiterkonversion in 
synthetische Brenn- und Kraftstoffe aus-
drücken. Wie Ergebnisse der Modellrech-
nungen zeigen, wird die direkte Stromnut-
zung – beispielsweise in Elektrofahrzeugen 
und Wärmepumpen – zeitnah eine wichtige 
Rolle spielen (siehe Abbildung 14). Ab dem 
Jahr 2030 wird zunehmend auch die Her-
stellung von synthetischen Energieträgern 
aus Strom bedeutsam sein. 

Insgesamt lassen sich aus der Ana-
lyse möglicher Pfade zur Transformation 
des Energiesystems unter Maßgabe der 
Einhaltung der politisch gesetzten Klima-
schutzzeile vier wesentliche strukturelle 
Phasen identifizieren, die sich durch spe-
zifische Erfordernisse und Charakteristika 
auszeichnen (siehe Abbildung 15). 

Die erste, weitgehend abgeschlos-
sene Phase I der vergangenen 25 bis 30 
Jahre war dadurch gekennzeichnet, dass 
substanzielle Technologieentwicklungen 
im Bereich der Photovoltaik und der Wind-
energienutzung, aber auch bei Biomasse-
technologien oder Komponenten des ener-
gieeffizienten Bauens stattgefunden haben. 
Diese haben bei all diesen Techniken zu 
wesentlichen Kostenreduktionen – teil-
weise um Größenordnungen – geführt100 
und damit überhaupt erst die Vorausset-
zung dafür geschaffen, einen Umbau der 
Energieversorgung zu ermöglichen, die 
überwiegend auf erneuerbaren Energien 

100 REN21 2014.
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und der effizienten Energienutzung basiert. 
Gleichzeitig wurde begonnen, die erneu-
erbaren Energien in der Stromerzeugung 
erheblich auszubauen. Es ist offensicht-
lich, dass ein fortgesetzter Ausbau dieser 
Energieerzeuger nicht möglich ist, ohne 
dass eine umfassende Systemintegration 
stattfindet. 

In der nun anstehenden Phase II 
der Systemintegration beginnen Tech-
nologien der direkten Stromnutzung wie 
Wärmepumpen und Elektromobilität 
ebenso eine wichtiger werdende Rolle zu 
spielen wie Kurzzeitspeicher für Strom 
(Batterien) und Wärme. Zugleich gilt es, 
sowohl die Energieerzeugung in Kraft-
werken als auch den Energieverbrauch 
zunehmend an das Angebot der volatilen 
Einspeisung anzupassen. Potenziale der 
flexiblen Stromnutzung gilt es in allen 
Anwendungsbereichen und Sektoren zu 
entwickeln und Anreizsysteme für die Ak-
tivierung eines systemdienlichen Betriebs 
zu schaffen. Außerdem geht es darum, 
den komplexer werdenden Energiemarkt 
mit wesentlich mehr Beteiligten auch auf 
der Erzeuger- und Lieferantenseite zu or-
ganisieren und sicher und zuverlässig zu 

betreiben. Dies erfordert neben einem 
angepassten Marktrahmen auch die Ent-
wicklung der Technologien und Standards, 
um das Management dieses Marktes zu be-
wältigen. 

Die Phase III der Energiewende ist 
durch die großmaßstäbliche Herstellung 
von Wasserstoff und dessen Nutzung im 
Energiesystem charakterisiert. Diese Not-
wendigkeit ergibt sich einerseits daraus, 
dass nicht alle Anwendungsgebiete einer 
direkten Stromnutzung leicht zugänglich 
sind, und andererseits aus dem weiteren 
Ausbau fluktuierender erneuerbarer Ener-
gien, der zunehmend zu Zeiten einer Er-
zeugung großer Strommengen führt, die 
nicht mehr durch Kurzzeitspeicher und 
Lastmanagement nutzbar gemacht werden 
können. Die Entwicklung der hierfür infra-
ge kommenden Technologieoptionen kann 
bereits heute im Rahmen von Forschung 
und Pilotprojekten vorangetrieben und 
erprobt werden, um dann zur Verfügung 
zu stehen, wenn der großflächige Einsatz 
benötigt wird. 
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energiebedingter CO2-Emissionen um 85 Prozent. Dabei wird nach Strombedarf für direkte Stromnutzung in den 
Sektoren Verkehr und Wärme und indirekte Stromnutzung zur Herstellung synthetischer Energieträger unterschie-
den. Oben (-85 % a): freie Optimierung, Reduktion um 85 Prozent; Unten (-85% b): Modellrechnung mit verschiede-
nen Annahmen, die eine Erreichung der Reduktionsziele wesentlich erleichtern, Reduktion um 85 Prozent.



In Phase IV werden schließlich die 
fossilen Energieträger final aus dem Sys-
tem verdrängt. Aus heutiger Sicht scheint 
es fraglich, wie machbar in Deutschland 
eine vollständige Eigenversorgung mit 
erneuerbaren Energien ist. Importe von 
Strom oder chemischen Energieträgern 
aus erneuerbaren Energien, die in Ländern 
mit größeren Potenzialen für Solar- und 
Wind energie hergestellt werden, könnten 
die Kosten der Energiewende reduzieren 
und speziell dazu beitragen, den Ausbau 
der Windkraft auf ein gesellschaftlich ak-
zeptiertes Maß zu begrenzen. 

Natürlich sind die beschriebenen 
Phasen zeitlich nicht scharf voneinander 
zu trennen, sondern gehen fließend inei-
nander über. Vor allem sind beim Ausbau 
der erneuerbaren Energien und bei Maß-
nahmen zur Reduktion des Energiever-
brauchs wie der energetischen Sanierung 
von Gebäuden kontinuierliche Fortschritte 
notwendig, um die angestrebten Ziele er-
reichen zu können. 
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Zunehmende Sektorkopplung
Kon�nuierliche Technologieentwicklung und steigende Energieeffizienz
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1 – Basistechnologien
Entwicklung EE
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Entwicklung Effizienztechnologien
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2 – Systemintegra�on
Flexibilisierung, Digitalisierung
Direkte Stromnutzung, Speicher
Entwicklung neuer Strommarkt

3 – Synthe�sche Brenn-/Kra�stoffe
Hohe nega�ve Residuallasten
Großskalige Elektrolyse
SBK für Verkehr und Industrie -55 bis -85 %

4 – Finale Defossilisierung
Verdrängung fossiler Energieträger
EE-Importe
Abschluss Umbau Energieversorgung

-85 bis -100 %
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Abbildung 15: Die vier Phasen der Energiewende



3  Politische Rahmenbedingungen und 
Steuerungselemente

Mit der Integration der erneuerbaren Ener-
gien in alle Sektoren tritt die Energiewende 
in Deutschland in eine neue Phase ein. Da-
mit die knappen klimafreundlichen Ener-
gieträger künftig aber auch dort eingesetzt 
werden, wo es am sinnvollsten und volks-
wirtschaftlich effizientesten ist, müssen die 
politischen Rahmenbedingungen angepasst 
werden.

Im vorangegangenen Kapitel wur-
den wichtige Elemente der Transformati-
on des Energiesystems längs der politisch 
gesetzten Klimaschutzziele benannt, wie 
sie sich aus einer gesamtsystemischen Be-
trachtung und Kostenoptimierung ergeben. 
Dies betrifft beispielsweise den Einsatz 
strombasierter Versorgungstechniken auf 
der Nutzungsseite, den Einsatz von Kurz-
zeitspeichern oder andere Maßnahmen zur 
Flexibilisierung der Stromnutzung. Ohne 
einen Marktrahmen, der eine verstärkte 
Umsetzung dieser Versorgungsmaßnah-
men anreizt, wird es schwierig sein, diese 
nächste Phase der Energiewende im not-
wendigen Umfang zu beschreiten. Vor dem 
Hintergrund der zunehmenden Wechsel-
wirkung und Verschmelzung der verschie-
denen Sektoren des Energiesystems er-
scheint es logisch und notwendig, in allen 
Sektoren ein einheitliches Preissignal für 
CO2-Emissionen zu setzen. Damit könnten 
Energieträger und Technologien, die heute 
sehr unterschiedliche Marktbedingungen 
vorfinden, unter gleichen Bedingungen 
miteinander konkurrieren. Wo dies nicht 
ausreicht, können ergänzend weitere Maß-
nahmen, zum Beispiel zur Technologieför-
derung und Infrastrukturentwicklung, oder 
in einzelnen Bereichen auch ordnungs-
rechtliche Vorgaben notwendig sein.

Die Energiemärkte sind heute sehr 
unterschiedlichen Gesetzen und Regulie-
rungen unterworfen: So ist Strom durch 
Abgaben, Umlagen und Steuern wesentlich 
höher belastet als Benzin, Diesel, Erdgas 
und Heizöl.101 Unterschiedliche Regulie-
rungen und Preisgestaltungen wirken aber 
hemmend auf die notwendige zunehmende 
Kopplung der Sektoren, die zugleich eine 
stärkere Verzahnung der Märkte für Strom, 
Wärme und Kraftstoffe mit sich bringen 
würde. Dies führt – neben anderen Hemm-
nissen – dazu, dass kein stärkerer Einsatz 
von Strom im Wärme- und Verkehrssektor 
stattfindet.102 

Ein zentrales, übergreifendes Ele-
ment für eine möglichst kostengünstige 
Entwicklung des Energiesystems längs der 
Klimaschutzziele ist eine Marktgestaltung, 
bei der die verschiedenen Energieträger 
und Technologien unter Einbeziehung ih-
rer jeweiligen klimaschädigenden Wirkung 
unter gleichen Bedingungen miteinander 
konkurrieren können (Level Playing Field). 
Dafür wäre ein einheitliches, alle Sekto-
ren umfassendes, möglichst europaweit 

101 Weil es in Deutschland keine CO2-Steuer gibt, kann 
die faktische CO2-Bepreisung unterschiedlicher 
Energieträger nicht explizit, sondern nur implizit ver-
glichen werden. In der Studie Neue Preismodelle für 
die Energiewende (Agora Energiewende 2017-1) führt 
Agora Energiewende beispielsweise folgende Werte 
an: Der implizite CO2-Preis auf Strom betrage durch 
EEG-Umlage und Stromsteuer insgesamt 185 €/t, 
während die Ökosteuer zu einer impliziten CO2-Be-
preisung von 58 €/t für Diesel, 65 €/t für Benzin, 19 
€/t für Erdgas und 8 €/t für leichtes Heizöl führe.

102 Die Expertenkommission zum Monitoring-Prozess 
„Energie der Zukunft“ der Bundesregierung kommt 
zu dem Schluss, dass die aktuelle Förderung der 
erneuerbaren Energien nicht kompatibel ist mit der 
Idee der Sektorkopplung, da sie Strom unattraktiv 
gegenüber fossilen Energieträgern macht (Experten-
kommission zum Monitoring-Prozess „Energie der 
Zukunft“ 2016, S. Z-6).
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gültiges CO2-Preissignal notwendig. Da 
eine CO2-Bepreisung fossile Energieträger 
einheitlich verteuern würde, würden Tech-
nologien, die erneuerbare Energien nutzen, 
schneller wettbewerbsfähig und in den An-
wendungen (Sektoren) eingesetzt, wo sie 
zu niedrigsten Kosten die größte Wirkung 
im Sinne der Vermeidung von CO2-Emis-
sionen entfalten.

Ein solcher technologieneutraler 
Ansatz hat den Vorteil, dass diejenigen 
CO2-Vermeidungstechnologien zum Ein-
satz kommen, die am kostengünstigsten 
sind. Die Emissionen können dabei auf vie-
le verschiedene Arten reduziert werden.103 
Technologieneutrale Regulierungsinstru-
mente reagieren auch flexibel gegenüber 
unvorhergesehenen neuen Technologien. 
Diese können auf den Märkten in Konkur-
renz zu den etablierten Technologien treten. 
Wird hingegen die „Einsatzreihenfolge“ der 
CO2-Vermeidungstechnologien durch tech-
nologiespezifische Regulierungen induziert, 
müsste der Gesetzgeber im Vorfeld wissen, 
welche CO2-Vermeidungstechnologien zu 
welchem Zeitpunkt am kostengünstigsten 
sein werden. Auf unvorhergesehene Ent-
wicklungen wie Technologiesprünge lässt 
sich damit schwieriger reagieren, sodass hö-
here volkswirtschaftliche Kosten drohen als 
erforderlich. Bei einer Vielzahl an kleintei-
ligen, technologiespezifischen Regelungen, 
wie sie derzeit bestehen, muss der Gesetzge-
ber daher ständig an verschiedenen Stellen 
nachsteuern, um Verzerrungen wieder aus-
zugleichen. Ein solcher Ausgleich wird oft 
dadurch erschwert, dass einmal eingeführte 
Maßnahmen schwer wieder abzuschaffen 
sind. Kleinteilige oder sich häufig ändernde 
Regelungen senken erfahrungsgemäß zu-
gleich die Bereitschaft für langfristige Inves-
titionen in Infrastrukturen oder aufwendige 
Technologieentwicklungen.

103 Während beispielsweise ein Effizienzstandard für 
Pkw nur auf die Erhöhung der Emissionseffizienz bei 
Verbrennungsmotoren abzielt, setzt ein CO2-Preissig-
nal im Verkehrssektor Anreize für Emissionseffizienz 
von Antrieben, weniger Nutzung und den Umstieg 
auf emissionsärmere Verkehrsmittel (Elektroautos, 
öffentlicher Nahverkehr etc.) (Flachsland 2011).

Damit der CO2-Preis Investitionen 
in klimafreundliche Technologien anreizt, 
ist die Verlässlichkeit der Politik in Bezug 
auf die Klimaschutzziele entscheidend.104 
Denn nur wenn die Akteure des Ener-
giesystems Planungssicherheit dahinge-
hend haben, dass CO2-Preise langfristig Be-
stand haben, werden sie investieren. Eine 
starke Selbstverpflichtung der Politik zum 
Klimaschutz und Vertrauen der Akteure in 
die Verbindlichkeit der Klimaschutzziele 
sind daher essenziell.

Ein einheitlicher CO2-Preis ist al-
lerdings kein Allheilmittel. So gibt es eine 
Vielzahl an Investitionen und Kaufent-
scheidungen, bei denen der Energiepreis 
nicht das einzige entscheidende Kriterium 
ist. In der energiewirtschaftlichen Praxis 
werden deshalb ergänzende Instru
mente benötigt, um Verteilungsaspekte 
oder Marktversagen zu adressieren und 
Lock-in-Effekte105 zu vermeiden. Auch Fra-
gen des Erhalts oder Aufbaus von Wert-
schöpfung in Deutschland und Europa 
können Gründe für ergänzende Politik-
maßnahmen sein. Beispielsweise könnten 
sich problematische Verteilungswirkungen 
für einkommensschwache Haushalte erge-
ben, wenn deren Wärmeversorgung sehr 
teuer würde aufgrund einer Angleichung 
der Belastung von Diesel und (chemisch 
gleichwertigem leichtem) Heizöl auf ein 
hohes Niveau. Marktversagen kann 

104 Sektorübergreifende Klimaschutzinstrumente sollten 
daher auch über eine hinreichend starke institutionel-
le Verankerung verfügen. Der EU ETS zum Beispiel 
ist Teil der Verträge der Europäischen Union. Ein 
Ausstieg eines EU-Mitgliedsstaates würde aufwen-
dige Neuverhandlungen der europäischen Verträge 
notwendig machen, was dem EU ETS eine vergleichs-
weise stabile institutionelle Grundlage gibt.

105 Lock-in-Effekte sind Barrieren, die das Verlassen 
eines einmal eingeschlagenen Pfades erschweren. 
Sie können beispielsweise entstehen, wenn weiter-
hin in fossile Technologien investiert wird, weil die 
zukünftige Entwicklung des CO2-Preises unterschätzt 
wird. Ist eine Investition einmal getätigt, wird die 
entsprechende Anlage möglichst bis zum Ende ihrer 
technischen Lebensdauer weiter betrieben, auch wenn 
sich im Nachhinein herausstellt, dass eine andere, 
emissionsärmere Alternative wirtschaftlicher gewesen 
wäre. Ab einem bestimmten Niveau des CO2-Preises 
könnten Anlagen, die aus solchen Fehlinvestitionen 
hervorgehen, zu volkswirtschaftlichen Mehrkosten 
abgeschaltet werden.
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beispielsweise auftreten, wenn nicht alle 
Marktteilnehmer über den gleichen Kennt-
nisstand über relevante Regulierungen 
verfügen (Informationsdefizite und -asym-
metrien),106 Differenzen zwischen langfris-
tigem volkswirtschaftlichem Nutzen und 
kurzfristigen Amortisationserwartungen 
von Unternehmen und Haushalten beste-
hen oder zu geringe private Anreize vor-
handen sind, Infrastrukturen auszubauen 
oder in Forschung und Entwicklung zu in-
vestieren. Zudem können ergänzende Ins-
trumente auch externe Kosten etwa lokaler 
Umweltfolgen und/oder Schadstoffemis-
sionen, berücksichtigen. 

Zu den ergänzenden Instrumen-
ten zählen etwa Technologieförderung, 
staatliche gesteuerte und gegebenenfalls 
mitfinanzierte Infrastrukturentwicklung 
und ordnungsrechtliche Vorgaben (zum 
Beispiel Grenzwerte für Energieverbrauch 
oder zulässige Emissionen oder die Har-
monisierung technischer Standards). Ein 
einheitlicher CO2-Preis sollte jedoch als 
Hauptinstrument der Klimapolitik Vor-
rang haben, und Doppelregulierungen 
sollten möglichst vermieden werden. Zu-
sätzliche Instrumente stehen daher un-
ter einem Prüfvorbehalt: Notwendigkeit, 
Wirksamkeit und Kosten-Nutzen-Verhält-
nis sollten einer laufenden Evaluierung 
unterliegen, und die Instrumente sollten 
so gestaltet werden, dass sie für Nachjus-
tierungen offen sind.

Insgesamt steht der Gesetzgeber vor 
der Aufgabe, zwischen Technologieoffen-
heit und dem Risiko von Lock-in-Effekten, 
die die Klimaschutzziele gefährden, abzu-
wägen. Außerdem sind bei einer Neukon-
zeption der Maßnahmen zahlreiche an-
dere Gesichtspunkte zu berücksichtigen, 
von sozial- und beschäftigungspolitischen 
Konsequenzen über ausgewogene Anpas-

106 Ein mögliches Beispiel sind Hauseigentümer, die eine 
Investitionsentscheidung für ein Heizungssystem 
treffen, das langfristig teuer sein wird, weil sie nicht 
ausreichend über die zukünftige Preisentwicklung von 
fossilen Energieträgern informiert sind.

sungen des von der Energiepolitik tangier-
ten Steuersystems bis hin zu einer höheren 
Verlässlichkeit und längerfristigen Plan-
barkeit der Maßnahmen des reformierten 
Regelsystems. Dabei ist es nicht zuletzt 
wichtig, im gesellschaftlichen Dialogstän-
dig abzuwägen, wie politische Ziele erreicht 
werden können und diesen Diskurs aktiv 
zu gestalten. Die – hier im Fokus stehen-
de – volkswirtschaftliche Effizienz ist bei 
dem Abwägungsprozess deshalb nicht das 
einzige Kriterium.

3.1 Optionen, um ein einheitliches 
Preissignal zu schaffen

Ein einheitliches Preissignal für CO2 kann 
auf unterschiedliche Weise realisiert wer-
den. Naheliegend ist die Weiterentwick-
lung des europäischen Emissionshandels 
(EU ETS), da hiermit bereits ein System 
zur Bepreisung von CO2-Emissionen vor-
handen ist. Alternativ käme eine CO2-Steu-
er infrage, die entweder auf EU-Ebene oder 
ergänzend zum europäischen Emissions-
handel auf nationaler Ebene erhoben wer-
den könnte. 

Eine CO2-Steuer fixiert den Preis 
für Emissionen, die Emissionsmenge wird 
allerdings dem Markt überlassen. Im Ver-
gleich zum Emissionshandel wird damit 
das Preisrisiko für Unternehmen redu-
ziert, allerdings auf Kosten des Risikos, 
das Emissionsziel zu verfehlen. Dass eine 
solche Entscheidung durchaus kontrovers 
sein kann, zeigt die Situation in Kanada, 
wo sich einige Provinzen für die Einfüh-
rung eines Emissionshandels und andere 
für eine CO2-Steuer entschieden haben.107

Mit einer Erweiterung des EU ETS 
oder der Einführung einer nationalen 
CO2-Steuer würde das Ziel eines Level 
Playing Field allerdings nur erreicht wer-
den, wenn gleichzeitig das bestehende Ab-

107 Government of Canada 2017.
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gabensystem umfassend reformiert würde. 
Dies würde insbesondere die heterogene 
CO2-Bepreisung fossiler Energieträger in 
verschiedenen Anwendungen und Sektoren 
(Stichwort: Reform der Öko- und Strom-
steuer) und die Förderung erneuerbarer 
Energien, zum Beispiel durch das EEG, 
betreffen. Die Vielzahl der existierenden 
Steuern, Abgaben, Entgelte und Umlagen 
führt heute dazu, dass diese Komponenten 
im Jahr 2016 gut drei Viertel des Endver-
braucherpreises für Strom ausmachen und 
die implizite CO2-Bepreisung beim Einsatz 
unterschiedlicher fossiler Energieträger in 
verschiedenen Sektoren stark variiert.108 
Entsprechend umstritten ist die Effektivi-
tät der Lenkungsfunktion des eingesetzten 
klima- und energiepolitischen Instrumen-
tariums.109 

Wie hoch ein CO2-Preis sein soll-
te, um als klimapolitisches Instrument 
die gewünschte Wirkung zu entfalten, 
wurde in dieser Studie nicht untersucht. 
Die „High-Level Commission on Carbon 
Prices“ untersucht in ihrem Report von 
2017, welcher CO2-Preis global notwendig 
wäre, um die Ziele aus dem Pariser Klima-
schutzabkommen zu erreichen und gleich-
zeitig wirtschaftliches Wachstum und 
Entwicklung im Sinne der „Sustainable De-
velopment Goals“ zu fördern.110 Die Exper-
tengruppe kommt zu dem Schluss, dass ein 
Preis von mindestens 40 bis 80 US- Dollar 
pro Tonne CO2-Äquivalent (entspricht 
etwa 35 bis 70 Euro pro Tonne) bis 2020 
und mindestens 50 bis 100 US-Dollar pro 
Tonne (entspricht etwa 40 bis 85 Euro pro 

108 Eine Reform des bestehenden Abgabensystems 
könnte auch berücksichtigen, dass die Nutzung 
fossiler Energieträger externe Kosten, die über die 
CO2-Bepreisung nicht erfasst würden, generieren kann 
(lokale Umweltverschmutzung, Staus, siehe zum Bei-
spiel Parry/Vollbergh 2017) und dass auch CO2-arme 
Technologien für die Gesellschaft Kosten verursachen, 
zum Beispiel durch Infrastrukturbedarf (Straßen) oder 
Umweltwirkungen (Feinstaub).

109 Eine detaillierte Diskussion hierzu findet sich in Aus-
felder et al. 2017; vgl. hierzu auch: Haucap 2017.

110 CPLC 2017.

Tonne) bis 2030 dafür notwendig wären.111 
Die Autorinnen und Autoren betonen, dass 
eine hohe Verlässlichkeit der Politik sowie 
Transparenz und eine hohe Planbarkeit 
ausschlaggebend für den Erfolg eines sol-
chen Instrumentes sind. Gleichzeitig soll-
te der Preis aber auch angepasst werden 
können, um künftige Entwicklungen wie 
Lerneffekte oder technologische Entwick-
lungen berücksichtigen zu können. Diese 
Anpassungen müssten jedoch nachvoll-
ziehbar und transparent erfolgen. Regie-
rungsstrategien („Policies“) sollten „plan-
bar flexibel“ („predictably flexible“) sein. 

3.1.1  Ausbau des Europäischen 
Emissionshandelssystems

Mit dem Europäischen Emissionshan-
delssystem ist bereits ein Instrument zur 
Bepreisung von CO2-Emissionen europa-
weit implementiert. Allerdings nehmen 
hier nur größere Anlagen teil: Kraftwerke 
mit einer Feuerungsleistung ab 20 Mega-
watt und einige Industriebranchen. Hier-
durch werden lediglich etwa 45 Prozent der 
Treibhaus gasemissionen im Energiesektor 

111 In den hier dargestellten Modellrechnungen wurden 
die CO2-Preise, die für die gewählten Reduktionspfade 
notwendig wären, nicht direkt berechnet. Allerdings 
lassen sich die CO2-Vermeidungskosten über den 
gesamten Zeitraum bis zum Jahr 2050 für die unter-
schiedlichen Reduktionspfade anhand der System-
kosten und der vermiedenen CO2-Mengen abschätzen 
(vgl. Ausfelder et al. 2017, Kapitel 5.3.4). Die Vermei-
dungskosten liegen zwischen rund 60 Euro pro Tonne 
bei der Modellrechnung mit einer Reduktion energie-
bedingter CO2-Emissionen um 85 Prozent und unter 
Zugrundelegung verschiedener Annahmen, die eine 
Erreichung der Reduktionsziele wesentlich erleichtern 
(siehe hierzu auch Abschnitt 2.4), und 400 Euro pro 
Tonne bei der Modellrechnung mit einer Reduktion 
energiebedingter CO2-Emissionen um 90 Prozent und 
ohne Zugrundelegung von Annahmen, die eine Errei-
chung der Reduktionsziele wesentlich erleichtern. Bei 
niedriger gesetzten Klimaschutzzielen liegen die Wer-
te also in einer ähnlichen Größenordnung wie die von 
der Expertengruppe ermittelten CO2-Preise, bei höher 
gesetzten Klimaschutzzielen dagegen deutlich darü-
ber. Ein wichtiger Gesichtspunkt ist dabei, dass sich 
die Modellrechnungen ausschließlich auf Deutschland 
fokussieren, vorwiegend nationale Lösungen aber in 
der Regel zu höheren Kosten führen als international 
abgestimmte Lösungen. Hinzu kommt, dass erneu-
erbare Energien in Deutschland im internationalen 
Vergleich nicht über die besten Standortbedingungen 
verfügen. Generell ist zu beachten, dass die absoluten 
Werte aufgrund der vielen Annahmen, die in die 
Rechnungen einfließen, eine recht hohe Unsicherheit 
aufweisen. Der relative Vergleich zwischen den ver-
schiedenen Modellrechnungen, bei denen gleichartige 
Annahmen getroffen wurden, ist hingegen belastbarer.
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in Europa abgedeckt.112 Emissionen aus 
dem Verkehrssektor, mit Ausnahme des 
Flugverkehrs, und ein Großteil der Wär-
meerzeugung werden hingegen nicht er-
fasst. Um im Hinblick auf die Sektorkopp-
lung ein wirksames Preissignal zu setzen, 
müsste das EU ETS dahingehend erweitert 
werden, dass es die gesamten Emissionen 
des Energiesektors umfasst. 

Der Emissionshandel hat gegenüber 
anderen Mechanismen im Prinzip eine 
relativ hohe ökologische Treffsicherheit: 
Die Menge an CO2-Zertifikaten ist vorge-
geben, der Marktpreis für die Zertifikate 
stellt sich entsprechend nach Angebot und 
Nachfrage ein. Es ist also von vornherein 
sichergestellt, dass eine vorgegebene Men-
ge an CO2-Emissionen nicht überschritten 
wird. Empirische Studien deuten darauf 
hin, dass in Europa die Emissionen in 
vom Emissionshandel betroffenen Unter-
nehmen gegenüber Kontrollgruppen und 
Referenzszenarien gesunken sind und dass 
das EU ETS in regulierten Unternehmen 
teilweise auch zum Einsatz emissionsärme-
rer Technologien geführt hat.113 Inwieweit 
die ursprünglich ausgegebene Menge an 
CO2-Zertifikaten im Einklang mit den na-
tionalen Klimaschutzzielen steht, ist eine 
offene Frage, da die Festlegung der Zerti-
fikatemengen von politischen Kompromis-
sen abhängt.

Eine europäisch koordinierte Vor-
gehensweise ist zudem volkswirtschaftlich 
besonders effizient, da Emissionsminde-
rungen länderübergreifend dort realisiert 
werden können, wo sie am kostengüns-
tigsten sind.114 Eine Verbesserung und 
Erweiterung des EU ETS wäre insofern 

112 EC 2016.
113 Diese Untersuchungen werden in Ausfelder et al. 2017 

in Kapitel 6 ausführlicher diskutiert. 
114 Mittelfristig könnte das EU ETS zudem mit den Emis-

sionshandelssystemen anderer Länder und Regionen 
gekoppelt werden. Derzeit gibt es in 35 Ländern 
Emissionshandelssysteme auf unterschiedlichen 
administrativen Ebenen (ICAP 2017). Die Einführung 
des nationalen Emissionshandelssystems in China im 
Jahr 2017 wird zur Schaffung des weltweit größten 
Marktes für Zertifikate führen. 

naheliegend. Allerdings erfordert eine 
Umgestaltung oder Erweiterung des EU 
ETS eine bessere Koordinierung zwischen 
nationaler und europäischer Ebene.

In der Kritik steht das EU ETS vor al-
lem wegen der derzeit sehr niedrigen Preise 
für die Zertifikate von unter 5 Euro pro Ton-
ne. Einerseits hat das System seine zentrale 
Aufgabe, die Emissionen emissionshandels-
pflichtiger Anlagen unter dem vorgegebenen 
Deckel zu halten, kosteneffizient erfüllt.115 
Andererseits überschritt die in den vergange-
nen Jahren ausgegebene Menge an Zertifika-
ten den aktuellen Bedarf bei Weitem, was zu 
einem „Überschuss“ von etwa 1,5 Milliarden 
CO2-Zertifikaten geführt hat (dies entspricht 
nahezu der europaweit ausgegebenen Zerti-
fikatemenge eines Jahres).116 Die Menge die-
ser „Überschuss“-Zertifikate und ihr daraus 
resultierender niedriger Preis hängen unter 
anderem mit dem Ausbau erneuerbarer 
Energien und der schwachen wirtschaftli-
chen Entwicklung in vielen EU-Staaten zu-
sammen. Es stellt sich allerdings die Frage, 
ob der niedrige Zertifikatepreis ausreichende 
Signale für die langfristige Transformation 
des Energiesystems setzt. Um frühzeitig 
Investitionen in Vermeidungstechnologien 
sowie Forschung und Entwicklung anzurei-
zen, müsste die Signalwirkung des EU ETS 
vermutlich merklich gesteigert werden.

Ob die von der EU ab dem Jahr 2019 
vorgesehene Marktstabilitätsreserve, die 
bestehende Zertifikateüberschüsse abbauen 
soll, kurzfristig zu einem substanziellen 
Preisanstieg führen wird, ist umstritten. 
Die Marktakteure dürften die geplante 
temporäre Herausnahme von Zertifikaten 
längst antizipiert und bereits eingepreist 
haben.117 Deshalb werden weitere, ergänzen-

115 Stellungnahme der Expertenkommission zum Monito-
ring-Prozess „Energie der Zukunft“ 2016, S. 25.

116 Heute nicht eingesetzte Zertifikate können von den 
Firmen auch in späteren Jahren verwendet werden. 
Aufgrund dieses sogenannten „Banking“ ist es mög-
lich, dass Ausgabe und Einsatz von Zertifikaten zu 
einem bestimmten Zeitpunkt nicht zusammenfallen.

117 acatech/Leopoldina/Akademienunion 2015;  
Euro-Case 2014. 
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de Maßnahmen diskutiert beziehungsweise 
wurden zum Teil bereits beschlossen: 

• Eine zusätzliche Erhöhung des jährli-
chen Reduktionsfaktors,118 um die Men-
ge der verfügbaren Zertifikate schneller 
zu reduzieren. 

• Die permanente Stilllegung der im 
Zeitraum 2014 bis 2016 zurückgehal-
tenen 900 Millionen Zertifikate.119 Mit 
der Überführung dieser Zertifikate in 
die Marktstabilitätsreserve wird dieser 
Forderung de facto nachgekommen120, 
solange die Reserve unangetastet 
bleibt. 

• Eine Ausweitung des Emissionshandels 
auf alle Sektoren und CO2-Emissionen, 
was vor allem auch im Sinne eines sek-
torübergreifenden Preissignals die zu-
nehmend notwendige Kopplung der 
Energiesektoren unterstützen würde. 
Bei der Festlegung der Menge an Zer-
tifikaten, die für die neu zu integrieren-
den Sektoren zusätzlich bereitgestellt 
werden müsste, könnte der bisherige 
Zertifikateüberhang berücksichtigt 
werden.

• Die Einführung eines Preiskorridors 
bestehend aus einem Mindest- und 
einem Höchstpreis für CO2-Zertifika-
te.121 Eine Reduktion der Preisschwan-
kungen wird zwar ebenfalls über die 
Einführung der Marktstabilitätsreser-
ve erreicht; eine festgelegte Preisober- 
und -untergrenze ist allerdings nicht 
vorgesehen.

118 Mit dem Reduktionsfaktor wird die insgesamt pro 
Jahr ausgegebene Menge an Zertifikaten verringert. 
Für die vierte Handelsperiode (2021 bis 2030) ist be-
reits eine Erhöhung des jährlichen Reduktionsfaktors 
auf 2,2 Prozent vorgesehen. Dies würde zur Erfüllung 
des gesamteuropäischen Reduktionsziels für das Jahr 
2030 (40 Prozent gegenüber 1990) beitragen und die 
vom EU ETS erfassten Emissionen um 43 Prozent 
gegenüber 2005 reduzieren (EC 2017-1).

119 EC 2017-2, Andor et al. 2015.
120 EC 2017-2.
121 acatech/Leopoldina/Akademienunion 2015.

Die ersten drei Ansätze sind rein men-
genbasiert, nutzen also ausschließlich die 
Menge der Zertifikate als Stellschraube. 
Durch den Preiskorridor würden dagegen 
die Vorzüge von Mengen- und Preissteu-
erung kombiniert: Während der Emissi-
onshandel weiterhin die jährliche Höchst-
menge von Emissionen vorgibt, kann ein 
Mindestpreis, beispielsweise in Form ei-
nes Preisaufschlags, einen Grundanreiz 
der Emissionsreduktion garantieren. Ein 
Höchstpreis hingegen würde Unternehmen 
gegenüber Preisspitzen absichern. Durch 
den Preiskorridor könnten so Unsicherhei-
ten mit Blick auf den Preispfad bis 2050 
reduziert und die Planungssicherheit für 
Unternehmen erhöht werden.122 

Im Anschluss an eine umfassende 
Reform sollten weitere Nachjustierungen 
gegen das Risiko abgewogen werden, dass 
die Unsicherheit für die regulierten Unter-
nehmen dadurch erhöht werden kann. Um 
langfristige Planbarkeit zu schaffen, könn-
ten zudem die Klimaziele für die folgenden 
Handelsperioden bis 2050 mit Blick auf 
das gesamte europaweite Reduktionsziel 
für das Jahr 2050 (80 bis 95 Prozent ge-
genüber 1990) institutionell stärker veran-
kert werden.

Derzeit setzt der Zertifikatehan-
del direkt bei den Emittenten an: Rund 
11.000 Anlagen der Stromerzeugung und 
der verarbeitenden Industrie sind emis-
sionshandelspflichtig.123 Würden auch 
Wärme- und Verkehrssektor124 in das EU 
ETS aufgenommen, so würde sich die Zahl 
der vom Emissionshandel erfassten Emit-
tenten dramatisch erhöhen. Schließlich 
waren 2015 allein 252 Millionen Perso-

122 Um sicherzustellen, dass der Preiskorridor die 
mengengesteuerte Preisbildung nicht verzerrt (und zu 
keinen Ineffizienzen im Gesamtsystem führt), ist eine 
sorgfältige Festlegung der Preisgrenzen wichtig. 

123 acatech/Leopoldina/Akademienunion 2015.
124 Auch eine Einbeziehung der Landwirtschaft in den 

Emissionshandel wird diskutiert, ist aber nicht Thema 
dieser Stellungnahme.

59Politische Rahmenbedingungen und Steuerungselemente

http://www.rwi-essen.de/media/content/pages/publikationen/rwi-positionen/rwi-position_64_eu-zertifikathandel.pdf


nenkraftwagen in Europa registriert.125,126 
Ein System, in dem jede Besitzerin und je-
der Betreiber eines Heizungskessels oder 
Fahrzeugs selbst am Emissionshandel 
teilnehmen müsste, wäre daher nicht nur 
enorm teuer, sondern auch administrativ 
kaum handhabbar. Eine Lösungsmöglich-
keit bestünde darin, das EU ETS in ein so-
genanntes Upstream-System umzubauen. 
Dieses würde direkt bei den Produzenten 
und Importeuren fossiler Energieträger 
ansetzen. Hierbei wären lediglich etwa 
1.000 Akteure – beispielsweise Raffineri-
en und Erdöl-Importeure – verpflichtet, 
die Emissionszertifikate zu halten.127 Die 
damit verbundenen Kosten würden dann 
möglichst an die Nachfragenden bis zu 
den Endkundinnen und Endkunden wei-
tergegeben, um dort entsprechende Ver-
haltens- oder Produktionsanpassungen 
anzureizen. 

Parallel zur Ausweitung des Emis-
sionshandels könnten sektorspezifische 
Instrumente wie EEG und Energiesteuern 
(zum Beispiel die Ökosteuer), die eben-
falls die Reduktion der CO2-Emissionen 
zum Ziel haben, schrittweise abgebaut 
werden. Die wegfallenden Staatseinnah-
men müssten allerdings anderweitig kom-
pensiert werden, sofern sie nicht durch 
andere Abgaben gedeckt sind. Zudem ha-
ben Energiesteuern neben der Reduktion 
der CO2-Emissionen weitere Funktionen: 
Die Energiesteuer auf Benzin und Diesel 
zum Beispiel enthält neben dem Ökosteu-
eranteil einen rein fiskalischen Anteil zur 
Deckung der Kosten für Straßenbau und 
-unterhalt. Würde die Ökosteuer abge-
schafft, könnten derartige Kosten auf alle 
Fahrzeuge unabhängig vom Antriebssys-
tem, also inklusive der Elektrofahrzeuge, 
umgelegt werden.

125 Hinzu kommen die Betreiber von Luftfahrzeugen auf 
Langstreckenflügen.

126 ACEA 2017. 
127 SRU 2008, Flachsland et al. 2011.

Die Einbeziehung weiterer Sekto-
ren in das EU ETS wird teilweise auch 
von Akteuren der betroffenen Sektoren 
befürwortet.128 Widerstände sind wegen 
der zu erwartenden Preissteigerungen vor 
allem aus der energieintensiven Indust-
rie zu erwarten. Inwieweit Unternehmen 
von den Auswirkungen des Emissions-
handels entlastet werden sollen, um ihre 
Abwanderung zu verhindern oder gravie-
rende Wettbewerbsnachteile zu mildern, 
wird kontrovers diskutiert. Derzeit wer-
den die Belastungen dieser Unterneh-
men über die freie Zuteilung von Zerti-
fikaten umfangreich kompensiert. Dabei 
zeigen allerdings Untersuchungen, dass 
manchmal Überkompensation stattfindet 
oder Industriezweige freie Zuteilungen 
erhalten, obwohl ihr Abwanderungsrisiko 
äußerst gering ist.129 

Es bietet sich daher eine Realloka-
tion der kostenlosen Emissionsberechti-
gungen mit Fokus auf tatsächlich betrof-
fene Unternehmen an, um Widerstände zu 
überwinden und die Wirkung des EU ETS 
nicht zu verzerren. Eine Alternative, um 
einheitliche Wettbewerbsbedingungen zu 
schaffen, wäre die Besteuerung besonders 
emissionsintensiver Importe (Border Tax 
Adjustments)130, sofern ein solches Vorge-
hen mit internationalen Handelsabkom-
men kompatibel gestaltet wird. 

Auf politischer Ebene sind eben-
falls Widerstände gegen einen Ausbau des 
Emissionshandels zu erwarten, da insbe-
sondere osteuropäische EU-Mitglieds-
staaten wirtschaftliche Nachteile fürchten. 
Die Akzeptanz einer Erweiterung des EU 
ETS könnte jedoch erhöht werden, indem 

128 So spricht sich der Verband der Automobilindustrie 
für eine Integration des Verkehrssektors in den EU 
ETS aus (VDA 2017).

129 Martin et al. 2014.
130 Grenzausgleichssteuern besteuern Güter im Land des 

Konsums (Bestimmungslandprinzip) und sollen Wett-
bewerbsungleichheiten (aufgrund unterschiedlicher 
Steuerbelastungen) ausgleichen.
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Einnahmen aus der Versteigerung der 
Zertifikate umverteilt werden.131 

Zudem ist zu prüfen, inwieweit ein-
kommensschwache Haushalte zusätzlich 
belastet würden. Einnahmen des EU ETS 
aus dem Verkauf der Emissionsberechti-
gungen könnten gezielt eingesetzt werden, 
um sowohl den Strukturwandel in beson-
ders betroffenen Ländern zu unterstützen 
als auch zusätzliche Belastungen für ein-
kommensschwache Haushalte abzumildern.

Eine solche Neuausrichtung der 
Klimaschutzpolitik brächte vor allem eine 
Entlastung durch den Abbau volkswirt-
schaftlicher Ineffizienzen. Der dadurch 
frei werdende finanzielle Spielraum könnte 
beispielsweise für Investitionen in staat-
lich finanzierte Infrastrukturmaßnahmen 
genutzt werden. Weiterhin ist es von zen-
traler Bedeutung, nicht nur die Kosten, 
sondern insbesondere auch die diversen 
Nutzen klimaschonender Technologien 
(Umweltschutz, mögliche positive gesell-
schaftliche und volkswirtschaftliche Effek-
te) empirisch aufzuarbeiten, transparent 
zu machen und aktiv zu kommunizieren.

3.1.2 Einführung einer CO2-Steuer
Als Alternative zum erweiterten Emis-
sionshandel käme die Einführung einer 
CO2-Steuer in Betracht, entweder auf eu-
ropäischer Ebene als Ersatz oder Ergän-
zung des EU ETS oder zusätzlich zum EU 
ETS auf nationaler Ebene.132 Wie im Fall 
des Emissionshandels wäre die Einfüh-
rung einer CO2-Steuer auf europäischer 
Ebene gegenüber nationalen Lösungen zu 

131 Während verschiedene Fachleute eine Neugestaltung 
des EU ETS aufgrund der unterschiedlichen Inter-
essen der einzelnen Länder in Europa für unwahr-
scheinlich halten (vgl. zum Beispiel Expertenkommis-
sion zum Monitoring-Prozess „Energie der Zukunft“ 
2016), betonen andere Gremien, dass eine Einigung in 
Europa mithilfe von Transferzahlungen erzielt werden 
könnte (SVR 2016).

132 Dies wird unter anderem von der Expertenkommis-
sion zum Monitoring der Energiewende (Exper-
tenkommission zum Monitoring-Prozess „Energie 
der Zukunft“ 2016) sowie von weiteren Fachleuten 
empfohlen (vgl. beispielsweise WWF 2014; Schultz 
projekt consult 2017; BEE 2017).

bevorzugen. Es ist jedoch unwahrschein-
lich, dass eine solche Steuer europaweit 
eingeführt wird, da sich die EU bereits 
für das Instrument des Emissionshandels 
entschieden hat. Erschwerend kommt hin-
zu, dass der Rat der Europäischen Union 
in Steuerfragen einstimmig entscheiden 
muss.133 Entsprechend erscheint eine Er-
gänzung des Emissionshandels durch na-
tionale Maßnahmen, wie sie bereits in eini-
gen europäischen Ländern diskutiert oder 
eingeführt wurden,134 realistischer. 

Der Vorteil einer CO2-Steuer liegt 
insbesondere in der höheren Planungs-
sicherheit bezüglich der Entwicklung der 
CO2-Preise. Denn auch in einem sektor-
übergreifenden Emissionshandelssystem 
(ohne Mindestpreis) bliebe das Risiko 
bestehen, dass niedrige Preise für Emis-
sionszertifikate keine ausreichenden An-
reize für Investitionen in Energieeffizienz, 
erneuerbare Energien und Technologien 
der Sektorkopplung setzen und dass eine 
vergleichsweise hohe Unsicherheit über 
die Entwicklung der Preise für Zertifika-
te besteht. Die klar vorhersehbare Preis-
entwicklung im Falle einer Steuer (oder 
reformiertes EU ETS mit Preiskorridor) 
würde dagegen ein positives Signal an die 
Wirtschaft zur frühzeitigen (Weiter-)Ent-
wicklung grüner Technologien senden. Als 
nachteilig kann sich allerdings erweisen, 
dass CO2-Steuern nicht auf konjunkturelle 
Schwankungen reagieren. Für Unterneh-
men bleiben sie auch während einer Re-
zession ein fixer Kostenfaktor. Zertifikate-
märkte dagegen reagieren auf Änderungen 
der konjunkturellen Lage. So sinkt in Zei-
ten einer Rezession die Nachfrage nach 
Zertifikaten und damit der CO2-Preis, was 
Unternehmen entlastet. 

133 EU 2017.
134 Während beispielsweise in Großbritannien ein 

Energiesteueraufschlag bei fossiler Stromerzeugung 
erfolgt, wird in den Niederlanden der Verbrauch von 
fossilen Energieträgern korrespondierend zum 
CO2-Gehalt mit der „Energy Tax“ besteuert 
(FOES 2014). Auch Schweden hat bereits seit den 
1990er Jahren eine CO2-Steuer.
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Auch für den Staat sind Einnahmen 
aus CO2-Steuern besser planbar. Dadurch 
entstehen Freiräume, ineffiziente ener-
gie- und klimapolitische Maßnahmen zu 
reduzieren und damit eine schrittweise 
Vereinfachung und Harmonisierung der 
klimapolitischen Regulierungen voranzu-
treiben. Elemente einer solchen Steuerre-
form könnten beispielsweise die Abschaf-
fung der Stromsteuer und eine Reform der 
Energiesteuer sein – ähnlich wie bei einer 
Ausweitung des EU ETS. Darüber hinaus 
wäre als Teil eines solchen Reformpake-
tes denkbar, die Förderung erneuerbarer 
Energien abzuschaffen oder weiter zu re-
formieren. Ein Hauptziel des EEG – eine 
Änderung der relativen Preise zugunsten 
erneuerbarer Energien – würde durch eine 
CO2-Steuer ebenfalls erreicht. Zudem er-
fassen CO2-Steuern ebenso wie der Emis-
sionshandel zielgenau den CO2-Gehalt 
verschiedener fossiler Energieträger und 
setzen damit effiziente Anreize, die Emis-
sionen zu reduzieren.

Selbst bei einer aufkommensneutra-
len Ausgestaltung der Steuerreform würde 
eine Entlastung der Wirtschaft erreicht, da 
die Kosten der Emissionsreduktionen effi-
zienter verteilt würden, wobei es gegenüber 
der heutigen Situation natürlicherweise 
Gewinner und Verlierer gäbe. Dennoch 
dürften aus Teilen der Wirtschaft erhebli-
che Widerstände gegen zusätzliche steuer-
liche Belastungen zu erwarten sein. Bei der 
Einführung einer allgemeinen CO2-Steuer 
1991 in Schweden wurde auf diesen Wider-
stand beispielsweise mit erheblichen Steu-
ernachlässen für die Industrie reagiert.135 
Dies wiederum relativierte die effiziente 
Verteilung der Kosten für die Emissions-
reduktionen und schränkte so die entzer-
rende Wirkung der Steuer stark ein. Eine 
CO2-Steuer, die kurzfristig wirtschaftlich 
tragbar und gesellschaftlich akzeptabel ist 
und mit der dennoch die langfristigen Kli-
maziele erreicht werden, müsste entspre-

135 Åkerfeldt/Hammar 2015.

chend progressiv über die Zeit ausgestaltet 
sein. Wie auch bei einer Erweiterung des 
EU ETS könnten Nachteile im internati-
onalen Wettbewerb gegebenenfalls durch 
eine Besteuerung besonders emissions-
intensiver Importe (Border Tax Adjust-
ments) kompensiert werden.

Als akzeptanzsteigernd könnte sich 
zudem erweisen, dass die Verteilungswir-
kungen einer CO2-Steuer geringer sind 
als beim EEG.136 Allerdings wäre eben-
so wie bei einer Erweiterung des Zerti-
fikatehandels genau zu prüfen, ob und 
inwieweit zusätzliche Belastungen einer 
CO2-Steuer für einkommensschwache 
Haushalte durch begleitende Maßnah-
men aufgefangen werden könnten. Ein 
Anstieg der Verbraucherpreise für Erd-
gas und Erdöl, die im Jahr 2017 noch 
70 Prozent der Raumwärme in deutschen 
Haushalten bereitstellten137, könnte ohne 
kompensierende Maßnahmen für die 
wirtschaftlich schwächsten Haushalte zu 
nicht vertretbaren Mehrkosten führen und 
zugleich die Akzeptanz der Energiewende 
schmälern.

Da die Einführung einer CO2-Steuer 
auf europäischer Ebene nicht zu erwarten 
ist, wäre die Einführung einer einheitli-
chen nationalen CO2Steuer eine Op-
tion. Eine solche Steuer würde sich direkt 
auf die Emissionen in Deutschland in den 
bisher nicht vom EU ETS erfassten Sekto-
ren auswirken (Wärme- und Verkehrssek-
tor) und damit auch auf die europäischen 
CO2-Emissionen. Inwieweit sie allerdings 
als Ergänzung zum Emissionshandel auch 
in den vom EU ETS erfassten Sektoren 
ökonomisch und ökologisch sinnvoll ist, 
hängt kritisch von ihrer Ausgestaltung ab. 
Hier gibt es eine Reihe verschiedener Mög-
lichkeiten mit entsprechenden Vor- und 
Nachteilen: 

136 Die regressive EEG-Umlage belastet ärmere Haushal-
te stärker als eine CO2-konsumbasierte Bepreisung 
(Gutachten der Expertenkommission zum Monito-
ring-Prozess „Energie der Zukunft“ 2016).

137 BMWi 2017-3.
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1. Es könnte eine nationale CO2-Steuer 
ausschließlich auf Emissionen erho-
ben werden, die vom EU ETS nicht 
erfasst sind. Die Steuersätze könn-
ten an die Entwicklung der Preise für 
EU-Emissionszertifikate gekoppelt 
werden. Damit könnte der CO2-Preis 
in allen Sektoren (EU ETS und Nicht-
EU-ETS) vereinheitlicht und somit 
ein Level Playing Field geschaffen 
werden (Nachteile: Da die Entwick-
lung der Zertifikatepreise unsicher 
ist, wäre damit auch die Entwicklung 
der Steuersätze unsicher; solange die 
Zertifikatepreise niedrig sind, wären 
die Steuersätze ebenfalls niedrig und 
damit die CO2-Vermeidung gering).138

2. Alternativ könnte eine Steuer auf alle 
Sektoren erhoben und derart aus-
gestaltet werden, dass sie mindes-
tens die Höhe des Zertifikateprei-
ses erreicht und zwischen ETS- und 
Nicht-ETS-Sektoren differenziert. 
Damit würden in den ETS-Sektoren 
sowohl die Steuer als auch die Zertifi-
katepreise anfallen. Um die Preise in 
allen Sektoren anzugleichen, könnte 
die Steuer dann in den ETS-Sektoren 
um den Betrag der Zertifikateprei-
se gemindert werden (Vorteile: Level 
Playing Field; planbare steuerliche 
Belastung; Steuer könnte Zertifika-
tepreise überschreiten und damit zu-
sätzliche Emissionsreduktionen in den 
Nicht-ETS-Sektoren bewirken. Nach-
teil: höhere Belastung in den ETS-Sek-
toren ohne zusätzliche Emissionsre-
duktion auf europäischer Ebene).139

138 Eine Aufgabe der Kopplung an die Zertifikatepreise 
würde entsprechend eine höhere Besteuerung möglich 
machen, die für die Unternehmen besser zu antizipie-
ren wäre, aber dann würde kein Level Playing Field 
generiert.

139 Da die Emissionen in den ETS-Sektoren durch das 
Cap vorgegeben sind, würden sie auch durch einen 
zusätzlichen Preis nicht gemindert. 

3. Eine CO2-Steuer könnte auch uniform 
in allen Sektoren erhoben werden. In 
dieser Ausgestaltung würde sie quasi 
einen Mindestpreis für CO2-Emis-
sionen in Deutschland konstituieren, 
den die vom EU-Emissionshandel 
erfassten Sektoren zusätzlich zu ent-
richten hätten (Vorteil: Mindestan-
reize für Emissionsminderung in 
allen Sektoren. Nachteil: kein Level 
Playing Field, höhere Belastung in 
den ETS-Sektoren ohne zusätzliche 
Emissionsreduktion auf europäischer 
Ebene in diesen Sektoren).

Damit eine in den ETS-Sektoren erhobe-
ne CO2-Steuer auch in diesen Sektoren 
einen zusätzlichen Klimaschutzeffekt hat 
(also bei Variante 2 und 3), könnten die in 
Deutschland durch die Steuer erreichten 
zusätzlichen Emissionsminderungen an 
den Aufkauf und die Stilllegung von Zer-
tifikaten gekoppelt werden. 

3.1.3  Reform der Finanzierung des 
Ausbaus erneuerbarer Energien 

Solange der Status quo bestehen bleibt, 
also keine CO2-Steuer erhoben wird und 
der CO2-Preis im EU ETS auf dem gegen-
wärtig niedrigen Stand verbleibt, wird der 
Ausbau erneuerbarer Energien bei heuti-
ger Gesetzeslage hinter dem zurückblei-
ben, was entsprechend den für die Ana-
lyse durchgeführten Modellrechnungen 
notwendig sein wird, um die nationalen 
Klimaziele zu erreichen (vgl. Kapitel 2.4). 
Eine stärkere Förderung des Ausbaus er-
neuerbarer Energien erscheint für diesen 
Fall unausweichlich. Dies kann, muss 
aber nicht notwendigerweise im Rahmen 
des EEG geschehen. So ist zum Beispiel 
auch der schrittweise Übergang in eine 
europäische Erneuerbaren-Förderung 
denkbar.140 Denn obwohl mehr erneuerba-
re Energien wegen der Überlappung mit 
dem EU ETS europaweit keine zusätzlichen 
Emissionsminderungen im Stromsektor 

140 acatech/Leopoldina/Akademienunion 2015.
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bringen, kann die Sektorkopplung sehr 
wohl den Treibhausgasausstoß mindern, 
wenn Strom aus erneuerbaren Energien in 
Nicht-ETS-Sektoren eingesetzt wird. 

Die EEG-Umlage verteuert aller-
dings den Strom im Vergleich zu anderen 
Energieträgern und reduziert damit die 
ökonomischen Anreize, Sektorkopplungs-
technologien zu nutzen. Dies gilt insbe-
sondere dort, wo die bisherigen Energie-
steuersätze vergleichsweise niedrig sind, 
also beispielsweise im Wärmebereich. Ent-
sprechend sind Forderungen, die Finan-
zierung der Förderung der erneuerbaren 
Energien zu reformieren, in den vergan-
genen Jahren lauter geworden. Angesichts 
von Prognosen, dass die EEG-Umlage bis 
zum Jahr 2023 weiter ansteigen könnte141, 
umfasst diese Diskussion nicht nur die 
Ausgestaltung der Ausnahmetatbestände 
für energieintensive Unternehmen und den 
Eigenverbrauch von Solarstrom, sondern 
auch die Berechnung und Verteilung der 
EEG-Umlage. Eine umfassende Darstel-
lung alternativer Lösungsansätze ist im 
Rahmen dieser Stellungnahme zwar nicht 
möglich, im Folgenden soll aber zumindest 
auf alternative Ansätze zur Finanzierung 
der Förderung erneuerbarer Energien hin-
gewiesen werden.142 Ein zentraler Hebel für 
die Reduktion der Kosten, der Höhe der 
EEG-Umlage und damit für die Sektor-
kopplung besteht in einer kosteneffizienten 
Ausgestaltung der Erneuerbaren-Förde-
rung. Diese wurde bereits in verschiedenen 
Studien diskutiert.143 Im Folgenden werden 
Ansätze diskutiert, die darauf abzielen, die 
Verteilung der Kosten von Umlagen und 
Abgaben neu auszurichten. Beide Ansätze 
sind zueinander komplementär.

141 Agora Energiewende 2017-2.
142 Für eine umfassendere Diskussion der Regelungen für 

Ausnahmetatbestände siehe zum Beispiel SRU 2016. 
Reformoptionen für die Konzessionsabgabe werden in 
Raue LLP 2013 detailliert aufgezeigt. 

143 acatech/Leopoldina/Akademienunion 2015;  
SVR 2016.

Vorschlägen, wie eine alternative 
Gestaltung der EEG-Finanzierung aus-
sehen könnte, liegen drei Hauptziele zu-
grunde: eine angemessene Entlastung 
von Unternehmen, die sich dem interna-
tionalen Wettbewerb stellen müssen und 
abwandern könnten144, die Reduktion der 
Verteilungswirkungen des EEG (bisher 
wurden Geringverdienende überpropor-
tional belastet) und die Verbesserung der 
Bedingungen für die Sektorkopplung. Je 
nach Ausgestaltung der alternativen Vor-
schläge werden diese Ziele in unterschied-
lichem Maße erreicht. Zwei Hauptkategori-
en von Vorschlägen können unterschieden 
werden: 

1. Finanzierung des EEG direkt über 
den Staatshaushalt, also aus allgemei-
nen Steuermitteln145;

2. Finanzierung über eine erweiterte 
EEG-Umlage auf den Einsatz fossi-
ler Energien in Strom, Wärme und 
Verkehr. 

Für beide Vorschläge existieren ver-
schiedene Varianten der Ausgestaltung. 
Grundsätzlich gilt es, einen Kompromiss 
zwischen volkswirtschaftlicher Effizienz, 
Auswirkungen auf die internationale Wett-
bewerbsfähigkeit, Akzeptanz und Vertei-
lungswirkungen zu finden.

144 Energieintensive Unternehmen profitieren derzeit so-
wohl von den niedrigen Börsenstrompreisen als auch 
von den Ausnahmetatbeständen bei der EEG-Umlage.

145 Jenseits einer direkten Finanzierung aus dem Staats-
haushalt wird auch eine Vorfinanzierung der Kosten 
des EEG über eine Fondslösung diskutiert. In letzte-
rem Fall würde die EEG-Umlage auf einem bestimm-
ten Niveau eingefroren. Defizite im EEG-Konto, die 
aus einem weiteren Ausbau resultieren, würden über 
Kreditaufnahme finanziert und später abgetragen, 
wenn die EEG-Umlage unter das festgeschriebene Ni-
veau sinkt. Das Volumen des so entstehenden Fonds 
und die anfallenden Zinskosten werden in verschiede-
nen Studien allerdings sehr unterschiedlich beurteilt 
(vgl. Pittel/Weissbart 2016; Matthes et al. 2014). Im 
Sinne einer Ausweitung der staatlichen Schulden-
aufnahme und der damit verbundenen Lasten für 
künftige Generationen ist eine solche Lösung zudem 
kritisch zu sehen. 
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Steuerfinanzierung der Förderung 
erneuerbarer Energien
Variante (1) wird primär darüber gerecht-
fertigt, dass es sich bei dem Ausbau erneu-
erbarer Energien um eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe handele, deren Kosten 
nicht nur von den Stromverbrauchern zu 
tragen seien. Am weitreichendsten wäre 
eine komplette Übernahme der Finanzie-
rungskosten für den Ausbau der erneuer-
baren Energien durch den Staat, um die 
EEG-Umlage komplett abzuschaffen.146 
Inwieweit eine solche Lösung mit europä-
ischem Recht vereinbar wäre, müsste ge-
prüft werden. Alternativ könnte der Staat 
nur den Anteil für die Technologieförde-
rung an den Kosten des bisherigen Ausbaus 
übernehmen. Aus volkswirtschaftlicher 
Sicht wäre eine solche Zuordnung sinnvoll, 
wenn nicht nur die Anlagenbetreiber von 
dieser Technologieförderung profitierten, 
sondern die gesamte Volkswirtschaft, zum 
Beispiel aufgrund von Lerneffekten oder 
wenn so auch CO2-Emissionen in den 
Nicht-ETS-Sektoren vermieden würden 
(beispielsweise mithilfe von regenerativ 
erzeugtem Strom für Elektroautos). Al-
lerdings dürfte der Anteil der Förderung, 
der auf diesen Zweck zurückzuführen ist, 
nur einen geringen Teil der Gesamtkosten 
des EEG ausmachen.147 Positiv wäre in 
beiden vorgeschlagenen Modellen, dass 
die Stromkosten gegenüber den Kosten 
fossiler Technologien sinken würden. Als 
kritisch zu sehen ist allerdings, dass die 
Kosten der Stromerzeugung zumindest 
teilweise in den allgemeinen Staatsausga-
ben untergingen und der gesellschaftliche 
Druck, den Ausbau erneuerbarer Energien 
kosteneffizient zu gestalten, abnähme. Die 
geringeren Energiepreise würden zudem 

146 Eine Variante dieses Vorschlags könnte in der 
Übernahme der zukünftigen Ausbaukosten durch den 
Staat bestehen (VCI 2017). In diesem Fall würde die 
EEG-Umlage über die Zeit absinken, sobald Altanla-
gen aus der Förderung ausscheiden. 

147 Ein großer Teil der EEG-Gesamtkosten geht auf 
unverhältnismäßig hohe Profitmargen der Investoren 
in der Vergangenheit zurück, da die Technologiepreise 
meist schneller fielen als erwartet und die Vergü-
tungssätze oft zu langsam und zu schwach angepasst 
wurden.

weniger Anreize für Energieeinsparungen 
bieten und die volkswirtschaftlichen Kos-
ten der Energieproduktion nicht wider-
spiegeln.

Erweiterte EEG-Umlage 
Variante (2) würde ebenfalls eine Verän-
derung der relativen Preise zugunsten des 
Stroms implizieren. Als Grundlage für die 
Verteilung der EEG-Kosten könnte hier die 
CO2-Intensität der Energieträger zugrun-
de gelegt werden, sodass CO2-intensivere 
Kohle beispielsweise stärker belastet wür-
de als Erdgas. Es werden unterschiedliche 
Ausgestaltungsformen diskutiert, die sich 
dahingehend unterscheiden, welcher An-
teil der fossilen Energieträger im Wärme- 
und Verkehrsbereich einbezogen werden 
soll, und damit auch dahingehend, welche 
Belastungen durch die zusätzlichen Kosten 
für die Verbraucherinnen und Verbraucher 
entstehen würden (Verteilungswirkung).148 
Eine Doppelbelastung von Emissionen 
durch das EU ETS und die EEG- Umlage 
könnte durch die Ausgestaltung der 
EEG-Umlage vermieden werden. 

Aus volkswirtschaftlicher Sicht po-
sitiv zu sehen ist, dass bei einer Verteilung 
der EEG-Umlage auf alle energiebedingten 
CO2-Emissionen implizit ein umfassende-
rer CO2-Preis eingeführt würde. Dessen 
Höhe wäre allerdings von der Höhe der 
Förderung erneuerbarer Energien ab-
hängig. Es wäre entsprechend langfristig 
zu prüfen, ob diese Lösung zu einer an-
gemessenen Bepreisung der CO2-Emis-
sionen führen würde. Eine Einschränkung 
auf bestimmte CO2-Emissionen, etwa aus 
Raumwärme bei gleichzeitigem Erhalt der 

148 Die diskutierten Varianten reichen von einer Er-
fassung aller CO2-Emissionen aus Energie bis zur 
alleinigen Einbeziehung der Raumwärme, da Ver-
kehrsemissionen bereits heute stärker als Emissionen 
aus Wärme über die Ökosteuer belastet werden. Laut 
Berechnungen der IHK Bayern käme es im ersten Fall 
zu einer vernachlässigbaren Mehrbelastung der pri-
vaten Haushalte (im Durchschnitt maximal 23 Euro/
Jahr) und einer Entlastung der Industrie um knapp 8 
Prozent der Energiekosten (IHK Bayern 2016). Würde 
nur die Raumwärme berücksichtigt, stiege die Belas-
tung der Haushalte auf bis zu 87 Euro/Jahr, während 
sich die Entlastung der Industrie auf knapp 15 Prozent 
erhöhen würde (IHK Bayern 2016; Gährs et al. 2016).
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Ökosteuer im Verkehrsbereich, würde al-
lerdings zu unterschiedlichen Belastungen 
der Energieträger führen und damit die 
entzerrende Wirkung der neugestalteten 
EEG-Umlage einschränken. Eine Kompen-
sation für einkommensschwache Haushal-
te für die höheren Kosten könnte so ausge-
staltet werden, dass die Lenkungswirkung 
der EEG-Umlage erhalten bleibt. 

3.2 Herausforderungen, 
Hemmnisse und ergänzende 
Maßnahmen 

Eine ausreichend hohe, einheitliche Be-
preisung von CO2-Emissionen in allen 
Sektoren ist eine zentrale, übergreifende 
Maßnahme, um Anreize für die Investiti-
on in Technologien und die Nutzung von 
Energieträgern mit niedrigeren CO2-Emis-
sionen zu schaffen. Emissionsarme Tech-
nologien und Energieträger können so in 
der Regel ohne weitere staatliche Förde-
rung im Wettbewerb mit konventionellen 
Technologien und fossilen Energieträgern 
stärker zum Einsatz gelangen. Trotzdem 
kann es große Hemmnisse geben, die eine 
ausreichend rasche Markteinführung oder 
den notwendigen, ausreichend schnell 
wachsenden Einsatz klimafreundlicher 
Schlüsseltechnologien und Energieträger 
behindern, etwa wenn

• Technologien sich noch in einem frü-
hen Entwicklungsstadium befinden 
und weitere Forschung und Entwick-
lung erforderlich ist, um sie in Markt-
nähe zu bringen,

• hohe Infrastrukturinvestitionen (bei-
spielsweise Transportnetze) mit kom-
plexen und langwierigen Genehmi-
gungsverfahren erforderlich sind, 
damit die neuen Technologien flächen-
deckend genutzt werden können (pri-
vatwirtschaftliche Unternehmen haben 
oft wenig Anreize, in öffentliche Güter 
wie Infrastruktur zu investieren), 

• Marktakteure trotz eines CO2-Preis-
signals aufgrund von Informations-
defiziten nicht die wirtschaftlich sinn-
vollste Entscheidung treffen149 oder 
der CO2-Preis von Akteuren aufgrund 
von anderen Interessen nachrangig 
betrachtet wird,

• geopolitische oder industriepolitische 
Weichen gestellt werden sollen, die 
für die Zukunftssicherung der deut-
schen oder europäischen Wirtschaft 
von Bedeutung sind (beispielsweise 
Versorgung mit kritischen Rohstof-
fen, Umstellung der Fahrzeugantrie-
be oder Batteriefertigung im Inland),

• Projekte zwar einen langfristigen 
(volkswirtschaftlichen) Nutzen haben, 
kurzfristig aus Unternehmens- oder 
Haushaltsperspektive aber nicht renta-
bel sind, weil beispielsweise die von den 
Akteuren erwarteten kurzen Amortisa-
tionszeiten nicht erfüllbar sind,

• das Risiko von Lock-in-Effekten be-
ziehungsweise technologischen und 
psychologischen Pfadabhängigkeiten 
besteht, die das Erreichen der lang-
fristigen Klimaschutzziele verhindern 
oder erschweren. Akteure könnten 
beispielsweise angesichts des der-
zeit sehr niedrigen Zertifikatepreises 
nicht mit einer relevanten Erhöhung 
des CO2-Preises rechnen und entspre-
chend langfristige Investitionen in 
Technologien tätigen, die hohe Kli-
magasemissionen bedingen.

Außerdem kann es Ziele wie zum Beispiel 
die Reduktion gesundheitsschädlicher 
Emissionen geben, die nicht durch ein 
CO2-Preissignal adressiert werden und 
deshalb anderer Instrumente bedürfen. 
Um derartige Fälle zu adressieren, stehen 

149 Beispielsweise könnten Hauseigentümerinnen oder 
Käufern von Fahrzeugen die Kostenentwicklung 
fossiler Energieträger aufgrund der langfristigen 
CO2-Preisentwicklung oder die Auswirkungen neuer 
Regulierungen nicht bewusst sein.
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weitere Politikinstrumente und ergänzende 
flankierende Maßnahmen als Optionen zur 
Auswahl, von denen hier die wichtigsten 
kurz genannt werden.

• Subventionen, Investitionszuschüs-
se, spezielle Steuern oder Steuerer-
leichterungen und sonstige monetäre 
Kaufanreize sind technologie oder 
anwendungsspezifische Instru
mente, welche die relativen Prei-
se der Energieträger gegeneinander 
verschieben. Solche Instrumente set-
zen – ähnlich wie die Ausweitung des 
EU ETS oder die Einführung einer 
CO2-Steuer – am Preis an, führen aber 
generell zu Verzerrungen im Markt 
und möglicherweise zu Ineffizienzen 
im Sinne einer optimierten Alloka-
tion von finanziellen Mitteln. Sie er-
schweren damit die Einführung eines 
Level Playing Field. Als flankierende 
Maßnahmen sollten sie deshalb nur 
betrachtet werden, wenn entweder 
durch Nicht-Handeln sehr kurzfris-
tig Lock-in-Effekte entstehen können 
oder sozialpolitische Gesichtspunkte 
gegen einen einheitlichen CO2-Preis 
sprechen (Beispiel: starke Verteue-
rung der Wärmeversorgung) und ein 
Ausgleich durch andere Maßnahmen 
nicht möglich ist. Außerdem sollten 
sie zeitlich befristet sein und regelmä-
ßig hinsichtlich ihrer Steuerungswirk-
samkeit überprüft werden.

• Marktanreizprogramme können 
die Einführung neuer Technologien 
beschleunigen. Allerdings sollte 
mit diesem Instrument vorsichtig 
umgegangen werden, und es sollte 
zeitlich befristet sein, um Mitnah-
meeffekte und falsch geleitete Sub-
ventionierungen zu vermeiden und 
die volkswirtschaftlichen Kosten 
durch Förderung einer ausgewählten 
neuen Technologie nicht unangemes-
sen zu erhöhen.

• Die gesetzliche Vorgabe von Grenz-
werten oder die Harmonisierung 
technischer Standards sind mögliche 
ordnungsrechtliche Vorgaben. 
Konkrete Beispiele sind eine Begren-
zung der CO2-Emissionen von Hei-
zungstechnologien oder Fahrzeugen 
(wie die durch die EU festgelegten 
Emissionsnormen für Pkw), Vorga-
ben für Energiestandards von Gebäu-
den bei Neubau und Sanierung oder 
auch Technologieverbote. Ordnungs-
rechtliche Vorgaben können hilfreich 
sein, um Fehlentscheidungen von 
Verbraucherinnen und Verbrauchern 
aufgrund von Informationsdefiziten 
bezüglich der CO2-Preisentwicklung 
oder der Kosten technologischer Al-
ternativen zu vermeiden. Sie können 
ebenfalls helfen, Lock-in-Effekte zu 
überwinden. Allerdings können sie 
auch, zumindest temporär, in hö-
heren volkswirtschaftlichen Kosten 
resultieren. Wichtig ist, dass ord-
nungsrechtliche Vorgaben möglichst 
technologieoffen gestaltet werden, 
da Aussagen zur Entwicklung spezifi-
scher Technologien mit großen Unsi-
cherheiten verbunden sind. 

• Die Förderung von Forschung 
und Entwicklung sowie von De-
monstrationsprojekten kann signi-
fikant helfen, um zukünftige Tech-
nologieoptionen zu verfolgen und 
neue Technologien in frühen Phasen 
mit einem noch hohen wirtschaftli-
chen Risiko in der Entwicklung zu 
unterstützen und an die Marktrei-
fe heranzuführen. Ebenso können 
gezielte Programme zur Innovati-
onsförderung dazu beitragen, neu-
en Technologien in den Markt zu 
helfen, beispielsweise mit speziellen 
Programmen zur Unterstützung der 
Gründung von Start-up-Firmen oder 
zur Unterstützung von Innovationen 
in kleinen und mittleren Unterneh-
men. 
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• Die direkte Verwendung staatli
cher Mittel durch politische Entschei-
dungsgremien kann beispielsweise für 
die (Ko-)Finanzierung von Infrastruk-
turen wie Stromnetzen oder Ober-
leitungssystemen für Lkw erfolgen. 
Beispiele auf kommunaler Ebene sind 
Programme für eine klima freundliche 
Stadtplanung mit beispielsweise gut 
ausgebautem ÖPNV, freien Parkplät-
zen und Fahrspuren für Elektroautos 
und mehr Fahrradwegen. 

• Weitere Maßnahmen, die von Gre-
mien der öffentlichen Hand oder mit 
deren Unterstützung ergriffen wer-
den können, betreffen die Einführung, 
Ausweitung und Unterstützung von 
Informations und Beratungs
angeboten, um Informationsdefizite 
zu überwinden und sicherzustellen, 
dass Preisstrukturen beziehungsweise 
-entwicklungen transparent und nach-
vollziehbar zugänglich sind. Mögliche 
Formate sind Informationsbroschü-
ren, „Online Tools“, gezielte Informa-
tionskampagnen etc.

• Ebenfalls von der öffentlichen 
Hand initiierte oder unterstützte 
Maßnahmen sind Programme zur 
Aus und Fortbildung qualifizierter 
Fachkräfte, die für einen beschleunig-
ten Ausbau bestimmter Technologien 
(Beispiel: Wärmepumpen, Elektro-
fahrzeuge) eine entscheidende Bedeu-
tung haben können.

• Schließlich gehören auch Initiativen, 
Verfahren und Konzepte zur Ein
bindung von Bürgerinnen und 
Verbrauchern zu den sonstigen 
Instrumenten. Dabei geht es darum, 
Betroffene von Beginn an in Prozes-
se einzubinden, etwa zu langfristigen 
Entscheidungen der Energiepolitik 
auf nationaler wie kommunaler Ebene 
oder bei Entscheidungen zum Ausbau 
von Infrastrukturen wie Stromnetzen 
oder Windkraftanlagen. Hierzu gehö-

ren beispielsweise Beteiligungsprozes-
se, aber auch Konzepte wie Bürgerge-
nossenschaften.150

Die verschiedenen Sektoren haben 
teilweise sehr unterschiedliche Vorausset-
zungen und eine unterschiedliche Dynamik 
auf dem Weg zu einer klimaverträglichen 
Versorgung. Diese können auf unterschied-
liches Verhalten und Präferenzen der Akteu-
re, bei denen nicht immer Umweltgründe im 
Vordergrund stehen (wie beispielsweise im 
Personenverkehr), oder auf die teilweise sehr 
unterschiedlichen Regulierungen, Gesetze 
und sonstigen Randbedingungen, zurück-
zuführen sein. Während in manchen Sekto-
ren Lösungsoptionen klarer scheinen – wie 
zum Beispiel dem Gebäudesektor –, sind in 
anderen Bereichen – wie dem Schwerlastver-
kehr – die langfristig vielversprechendsten 
Lösungen noch nicht eindeutig absehbar. Ein 
hoher CO2-Preis kann an vielen Stellen rich-
tige und wichtige Impulse setzen; dennoch 
können ergänzende Maßnahmen notwendig 
sein, die jedoch auf sektorspezifische Rand-
bedingungen und Problemfelder zugeschnit-
ten sein müssen.

Nachfolgend werden für die fünf wich-
tigen Bereiche „Wärme in Gebäuden“, „Ver-
kehr“, „Prozesse in der Industrie“, „Strom“ 
und „Synthetische Brenn- und Kraftstoffe“ 
einige Einschätzungen vorgenommen, in-
wieweit ein einheitliches CO2-Preissignal 
Wirkung entfalten kann und wo wesentliche 
Hemmnisse liegen, die damit eher nicht – 
oder nicht ausreichend – adressiert wer-
den. Die Darstellung erhebt dabei nicht den 
Anspruch auf Vollständigkeit hinsichtlich 
der Erfassung aller Hemmnisse und noch 
weniger den Anspruch einer vollständigen 
und umfassenden Darstellung der infrage 
kommenden Instrumente. Sie soll vielmehr 
in einer knappen Weise wesentliche Prob-
lemfelder anreißen und Anregungen zum 
Nachdenken liefern, in welche Richtung 
mögliche Lösungen gehen könnten.

150 Siehe hierzu beispielsweise Renn 2015.
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3.2.1 Wärme in Gebäuden
Für die Auswahl von Heizungstechniken 
beim Austausch einer Heizungsanlage sind 
unter anderem der Energiepreis des ver-
wendeten Energieträgers und die daraus 
resultierenden Betriebskosten ein wichti-
ges Entscheidungskriterium. Insofern wür-
de ein CO2-Preissignal, das fossile Brenn-
stoffe verteuert, einen Effekt in Richtung 
größerer Marktanteile von Heizungstech-
niken mit niedrigeren CO2-Emissionen wie 
Wärmepumpen oder Solarthermieanlagen 
bewirken. Ein vergleichsweise niedrige-
rer Strompreis gegenüber dem Preis von 
Erdgas und Heizöl würde zusätzlich einen 
Anreiz für elektrische Wärmepumpen lie-
fern. Insofern ist die Wirkung eines ent-
sprechenden CO2-abhängigen Preis signals 
aller Voraussicht nach gegeben, wobei der 
Umfang der Wirkung natürlich von der 
Höhe abhängt. Allerdings sind etliche 
Hemmnisse bekannt, die durch ein solches 
Instrument nicht adressiert werden:

• Beispielhaft sei die Thematik der 
Eigentümerverhältnisse in Mietge-
bäuden – Wohngebäuden wie Nicht-
wohngebäuden – genannt („Mie-
ter-Vermieter-Dilemma“), die einer 
Motivation zur Installation von Tech-
niken im Wege stehen, die in der An-
schaffung teurer, im Betrieb aber effi-
zienter und kostengünstiger sind.

• Ein weiteres Hemmnis, das insbeson-
dere energetische Sanierungsmaß-
nahmen an der Gebäudehülle betrifft, 
sind die langen Amortisationszeiten 
für derartige Maßnahmen, die vielfach 
eine Reichweite von vielen Jahrzehnten 
haben. Viele Eigentümerrinnen und Ei-
gentümer in eigengenutzten Wohnge-
bäuden können den Vorteil reduzierter 
Betriebskosten als Folge der getätigten 
Investition nur anteilig nutzen. Ähn-
liches gilt auch für viele firmeneigene 
Gewerbegebäude, bei denen die Nut-
zungsdauer energetischer Sanierung 
deutlich über den Planungszeitraum 
des Unternehmens hinausgeht.

• Schließlich besteht bei vielen Eigen-
tümerinnen und Eigentümern von 
Gebäuden eine große Verunsicherung 
sowohl über die gesetzlichen Anforde-
rungen und Fördermöglichkeiten als 
auch über die Vor- und Nachteile der 
vielfältigen technischen Möglichkei-
ten bei baulichem Wärmeschutz und 
Anlagentechnik einschließlich der 
Nutzung erneuerbarer Energien. Zu-
gleich stellt die Durchführung einer 
energetischen Sanierungsmaßnahme 
hohe Anforderungen an die Bauher-
ren bezüglich der Kommunikation 
mit unterschiedlichsten Akteuren, 
um von der Finanzierung über Aus-
führung und Fragen der Gewährleis-
tung bis hin zum späteren Betrieb alle 
Aspekte zu berücksichtigen.

Während die ersten beiden Hemmnisse 
vorrangig gesetzlicher Maßnahmen im 
Miet- und Steuerrecht bedürfen, kann das 
dritte Hemmnis insbesondere durch kom-
petente und umfassende Beratungsangebo-
te adressiert werden, bis hin zu denkbaren, 
neuen Geschäftsmodellen von Firmen, die 
die Abwicklung von Sanierungsprojekten 
vollständig aus einer Hand anbieten. Das 
Konzept individueller Sanierungsfahrpläne 
scheint der hohen Diversität der Gebäude 
und der Vielfalt der Randbedingungen 
adäquat gerecht zu werden, weshalb die 
Schaffung eines staatlichen Rahmens für 
derartige Konzepte sinnvoll erscheint. Ge-
nerell erfordert die Problematik der Um-
setzung vieler Gebäudemaßnahmen die 
Integration und Mitnahme von Millionen 
Eigentümerinnen sowie Bewohnern. Die 
Maßnahmen müssen also so ausgerichtet 
sein, dass eine hohe Durchdringung und 
Tiefe der Maßnahmen in der relativ kurzen 
Zeit bis 2050 erreicht werden kann.
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Was die Ausrichtung der Förderung 
von Forschung und Entwicklung betrifft, 
sollten – aufbauend auf der Darstellung in 
Abschnitt 2.1 – einerseits Entwicklungen 
unterstützt werden, die eine Ausweitung 
des Einsatzes elektrischer Wärmepumpen 
in heute noch schwer erschließbare Berei-
che des Gebäudesektors ermöglichen. An-
dererseits sollten aber auch die anderen 
Technologien, die zum Erreichen von Kli-
maschutzzielen in Gebäuden beitragen kön-
nen, weiterverfolgt werden – von effizienten 
Techniken zur Nutzung von Brennstoffen 
wie Gaswärmepumpen und Brennstoffzel-
len bis hin zur Nutzung tiefer Geothermie in 
großen städtischen Wärmenetzen.

3.2.2 Verkehr
Im Verkehr besteht vermutlich die größ-
te Unsicherheit, ob und inwieweit ein 
CO2-Preissignal ein wirksames oder gar 
ausreichendes Mittel zur Stimulation des 
Umstiegs auf klimaschonende Antriebs-
konzepte und Verkehrsmittel sein kann. 
Bereits heute sind Kraftstoffe vergleichs-
weise hoch mit Umlagen und Steuern 
belastet (zum Beispiel verglichen mit 
Brennstoffen für Gebäude). Auch in der 
Vergangenheit gab es bedingt durch ent-
sprechende Rohölpreise auf den interna-
tionalen Ölmärkten schon deutlich höhere 
Kraftstoffpreise, ohne dass dies wesentli-
che Lenkungswirkungen in Richtung spar-
samer Fahrzeuge entfaltet hätte. Zugleich 
ist die Diskussion um neue Antriebskon-
zepte und die Elektromobilität von ver-
schiedenen Dimensionen geprägt: Neben 
der Frage, wie ein klimaschonender Ver-
kehrssektor zu erreichen ist, geht es heute 
gerade stark um die Frage von Schadstoff-
emissionen, insbesondere in städtischen 
Räumen, und damit verbunden um die 
Zukunft des Dieselmotors. Und schließlich 
dreht sich die Diskussion auch um die Fra-
ge des Wirtschaftsstandorts Deutschland 
und die wichtige Rolle, die der Automobil-
industrie dabei zukommt.

Vor diesem Hintergrund scheint ein 
CO2-Preissignal nur eines von mehreren Ele-
menten sein zu können, um die zukünftige 
Ausrichtung des Verkehrssektors zu steuern. 
Wenn es um den Ausbau der Elektromobili-
tät geht, spielen natürlich einerseits Entwick-
lungsfortschritte im Bereich der Batterietech-
nik eine zentrale Rolle; hier sind vonseiten 
der Politik insbesondere Maßnahmen einer 
koordinierten Förderung von Forschung und 
Entwicklung gefragt. Andererseits ist der 
Ausbau einer flächendeckenden Ladeinfra-
struktur eine wichtige Voraussetzung, bei 
der es aus staatlicher Sicht um die Schaffung 
entsprechender Rahmenbedingungen geht. 
Auf kommunaler Ebene haben Städte und 
Gemeinden unterschiedliche Möglichkeiten, 
um Verkehrsvermeidung zu stimulieren und 
durch kommunale Klimaschutzpläne auch 
das Umsteuern auf Verkehrskonzepte mit 
geringeren Klimagasemissionen anzureizen.

3.2.3 Prozesse in der Industrie
Stärker als im Gebäudesektor und im Ver-
kehr werden in Industrie- und Gewerbeun-
ternehmen Investitionsentscheidungen 
nach betriebswirtschaftlichen Gesichts-
punkten getroffen. Insofern ist davon aus-
zugehen, dass ein Preissignal, das sich aus 
einer stärkeren Ausrichtung von Energie-
trägerpreisen an CO2-Emissionen ergibt, 
eine Steuerungswirkung entfalten wird. 
Ergänzend scheinen hier vor allem zwei 
Gesichtspunkte von Bedeutung zu sein.

• Während in der energieintensiven 
Industrie Potenziale zur Erschlie-
ßung von Effizienzmaßnahmen in 
der Regel weitgehend ausgeschöpft 
sind – zumindest insoweit sie sich 
betriebswirtschaftlich rechnen –, 
schlummern in vielen Branchen, bei 
denen Energiekosten keinen vorran-
gigen Kostenfaktor darstellen, er-
hebliche Effizienzpotenziale. Diese 
basieren vielfach auf einer mangeln-
den Kenntnis der möglichen Einspa-
rungen und einer Unterschätzung 
der damit verbundenen möglichen 
wirtschaftlichen Vorteile. Maß-
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nahmen zum Austausch über Best 
Practices zwischen Unternehmen in 
einem moderierten Prozess können 
hier ein adäquater Lösungsansatz 
sein. Ein Beispiel für eine erfolgrei-
che Initiative zur Adressierung der-
artiger Hemmnisse sind die unter 
anderem vom Bundesministerium 
für Wirtschaft und Energie initiier-
ten Energieeffizienznetzwerke.151

• Im Hinblick auf die in Abschnitt 2.3 
dargestellten zukünftigen Optionen 
zur Minderung von CO2-Emissionen 
in verschiedensten Produktions-
prozessen – beispielsweise durch 
die Umstellung heute mit fossilen 
Energien betriebener Prozesse auf 
Strom – sind noch wesentliche Un-
tersuchungen notwendig, um die 
Machbarkeit derartiger Verfahren 
abzuschätzen, die Kosten zu sen-
ken und zugleich die hohe Qualität 
der Produkte sicherzustellen. Hier 
bedarf es der ausreichenden Förde-
rung von Forschungs- und Entwick-
lungsprojekten, um für die Vielfalt 
der Prozesse in der Industrie in den 
kommenden Jahren individuelle 
Lösungen zu identifizieren und zu 
einem entsprechend hohen techni-
schen Reifegrad zu entwickeln, so-
dass eine wirtschaftliche Umsetzung 
möglich wird.

3.2.4 Stromerzeugung und -nutzung
Im Bereich der Stromerzeugung wird ein 
entsprechendes CO2-abhängiges Preissi-
gnal mit sehr hoher Wahrscheinlichkeit 
eine wirksame Lenkungswirkung entfal-
ten und die Stromerzeugung in Richtung 
eines größeren Beitrags von Erdgas und 
erneuerbaren Energien verschieben. Vor 
dem Hintergrund heutiger Grenzkosten 

151 Siehe zum Beispiel: Fraunhofer ISI/LEEN GMBH 
2014.

der Stromerzeugung152 würde bereits ein 
CO2-Preis von 30 Euro pro Tonne al-
ler Voraussicht nach dazu führen, dass 
hocheffiziente Gaskraftwerke die Strom-
erzeugung durch Braunkohlekraftwerke 
sukzessive verdrängen.153 Allerdings wird 
dieses Instrument – selbst bei einer hö-
heren Bepreisung von CO2-Emissionen 
– vermutlich nicht ausreichen, um lang-
fristig angemessene Rahmenbedingun-
gen für die Entwicklung einer Energie-
versorgung zu schaffen, die zu großen 
Anteilen auf Strom aus volatilen erneu-
erbaren Energien und deren Nutzung 
in verschiedenen Verbrauchssektoren 
basiert. Ohne Anspruch auf Vollständig-
keit seien hier die folgenden wichtigen 
Aspekte genannt:

• Eine der wichtigsten Anforderun-
gen für das zukünftige Stromsystem 
besteht in einer Flexibilisierung der 
Strombereitstellung komplemen-
tär zu Strom aus Solar- und Wind-
energieanlagen und einer Flexibili-
sierung der Stromnutzung. Sowohl 
das variable, an die Verfügbarkeit 
von Strom aus erneuerbaren Quel-
len angepasste Betreiben von Las-
ten (Demand Response) als auch 
der Betrieb von Speichern basiert 
auf zeitlich variablen Strompreisen. 
Deshalb kann ein entsprechend an-
gepasster Betrieb dieser Kompo-
nenten nur dann erfolgen, wenn der 
Preisunterschied (Spread) zwischen 
Strom, der zu niedrigen Grenzkos-
ten erzeugt wird, und Strom, der zu 
hohen Grenzkosten erzeugt wird, bei 
den Betreibern ankommt. Die Be-
reitstellung entsprechend variabler 

152 Siehe zum Beispiel: Agora Energiewende 2017-3. 
Demnach lagen im Jahr 2016 die Grenzkosten für 
neue GuD-Kraftwerke mit Erdgas als Energieträger 
im Mittel bei 27,60 €/MWh und diejenigen für alte 
Braunkohlekraftwerke im Mittel bei 12,40 €/MWh.

153 Bei einem Preis für CO2-Emissionen von 30 Euro pro 
Tonne würden sich die Kosten der Stromerzeugung 
aus alten Braunkohlekraftwerken gegenüber heute 
um rund 3 Eurocent je kWh verteuern, diejenigen aus 
Standard-Gaskraftwerken um rund 1,50 Eurocent und 
diejenigen moderner, hocheffizienter GuD-Kraftwerke 
um knapp 1 Eurocent.
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Tarifstrukturen liegt einerseits im 
Entscheidungsspielraum der Strom-
anbieter, andererseits bestehen je-
doch auch Handlungsoptionen für 
und Anforderungen an die Politik. So 
könnten Umlagen wie Netzentgelte 
oder die Stromsteuer entsprechend 
dynamisiert werden, um Flexibili-
täten im System anzureizen. Zudem 
wird ein entsprechender Marktrah-
men einschließlich gesetzgeberisch 
flankierter technischer Standards 
für die Organisation und Sicherstel-
lung von Qualitätsstandards in ent-
sprechenden Märkten benötigt.

• Neben der EEG-Umlage stellen 
die Netzentgelte den größten re-
gulierungsbedingten Anteil am 
Haushaltsstrompreis dar (2016: 
EEG-Umlage 22,1 Prozent; Netzent-
gelte: 24,3 Prozent).154 Während es 
grundsätzlich155 sinnvoll ist, dass 
der für die Sektorkopplung genutzte 
Strom mit allen Kosten, die für die 
Bereitstellung entstehen, also auch 
für Erhalt und Aufbau von Netzen, 
belastet wird, kann eine inneffizi-
ente Ausgestaltung der Netzentgelte 
den Strompreis unnötig stark erhö-
hen und seine Lenkungsfunktion be-
schränken. 

• Die Notwendigkeit eines Netz-
ausbaus im Übertragungsbereich 
für einen weiteren Ausbau erneu-
erbarer Energien, insbesondere 
Offshore-Wind und Windenergie in 
Norddeutschland, ist weitgehend 
unbestritten. Dieser notwendige 
Ausbau benötigt Entscheidungen auf 
politischer Ebene und eine staatlich 
gesteuerte beziehungsweise beglei-
tete Umsetzung.

154 BDEW 2016.
155 Abweichungen von diesem Grundsatz erscheinen 

dann sinnvoll, wenn beispielsweise Power-to-X-Anla-
gen in der Nähe von großen Wind- oder Photovoltaik-
anlagen zur Glättung von Produktionsspitzen und zur 
Vermeidung von Abregelung betrieben werden.

• Wie in Kapitel 2.4 ausgeführt, wird 
aller Voraussicht nach auch mittel- 
und langfristig eine Reservekapazi-
tät zur Stromerzeugung in ähnlicher 
Größenordnung wie die heute ins-
tallierte Leistung konventioneller 
Kraftwerke benötigt. Aufgrund der 
mit fortschreitendem Ausbau erneu-
erbarer Energien immer geringer 
werdenden Anzahl an Vollbenut-
zungsstunden werden sich die An-
lagen zur Bereitstellung dieser Ka-
pazität immer schwieriger über den 
reinen Verkauf von Strom refinan-
zieren lassen. Selbst wenn sich zu-
künftig hohe Strompreise zu Zeiten 
geringer Verfügbarkeit von Strom 
aus volatilen erneuerbaren Energien 
erzielen ließen, wäre das Risiko für 
Investitionen in diese Kraftwerke 
vermutlich zu hoch, um eine aus-
reichende Reserveleistung sicherzu-
stellen. Insofern wird eine Änderung 
des Strommarktes in Richtung einer 
Vergütung für die Bereitstellung von 
Reservekapazität früher oder später 
erforderlich werden.

3.2.5 Synthetische Brenn- und Kraftstoffe
Synthetische Brenn- und Kraftstoffe 
können vor dem Hintergrund heutiger 
Herstellkosten nur bei sehr hohen abso-
luten Werten eines CO2-Preissignals zu 
einer breiten Anwendung gelangen. Diese 
Kosten sind einerseits dem aufwendigen 
Herstellprozess und andererseits der 
noch relativ frühen Phase der Entwick-
lung der entsprechenden Technologien 
geschuldet. Da jedoch eine hohe Wahr-
scheinlichkeit besteht, dass recht bald – 
ein kontinuierliches Fortschreiten der 
Energiewende und der Reduktion kli-
maschädlicher CO2-Emissionen im Ener-
giesektor vorausgesetzt – die elektroly-
tische Herstellung von Wasserstoff mit 
Strom aus erneuerbaren Energien nötig 
wird, sollte die Weiterentwicklung und 
Erprobung der entsprechenden Techno-
logien ambitioniert vorangetrieben wer-
den. Dazu gehören über die Elektrolyse 
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hinaus alle Optionen für die zukünftig 
denkbare Nutzung des Wasserstoffs in 
Energiewirtschaft und Industrie – von 
Prozessen in der chemischen Industrie 
über die Anwendung in Brennstoffzellen 
für Strom- und Wärmeversorgung und in 
der Mobilität bis hin zur Weiterkonversi-
on in kohlenwasserstoffbasierte Energie-
träger. Steuerentlastungen, der Wegfall 
von beispielsweise Netzentgelten, sofern 
die Konversion unmittelbar am Ort der 
Stromerzeugung stattfindet, oder ande-
re monetäre Maßnahmen könnten wäh-
rend der Phase der Markteinführung 
unterstützend wirken, um frühe Märk-

te und aussichtsreiche Nischenmärkte 
für diese Energieträger zu entwickeln. 
Nicht zuletzt vor dem Hintergrund der 
zu erwartenden globalen Relevanz die-
ser Technologien, insbesondere für son-
nen- und windreiche Standorte, scheint 
es sinnvoll, Entwicklungsanstrengun-
gen und Pilotprojekte von Unternehmen 
und Forschungseinrichtungen in diesem 
Technologiefeld weiterhin maßgeblich 
und zielgerichtet durch öffentliche För-
derung zu unterstützen.
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4 Fazit

Die deutschen Klimaschutzziele erfordern 
einen äußerst ambitionierten Umbau des 
Energieversorgungssystems in wenigen 
Jahrzehnten. Lösungswege dafür werden 
nur bei Anwendung einer systemischen 
Herangehensweise mit einer integrierten 
ganzheitlichen Betrachtung des Energiesys-
tems und seiner zukünftigen Entwicklung 
sichtbar. In keinem der Sektoren Verkehr, 
Wärme für Gebäude und Wärme für Indus-
trieprozesse können die im Klimaschutz-
plan festgelegten Ziele erreicht werden, 
ohne dass eine weitgehende Kopplung mit 
der Stromerzeugung stattfindet. Zugleich 
ist eine wesentlich weitergehende Nutzung 
von nicht planbaren volatilen erneuerba-
ren Energien wie Sonne und Wind nicht 
denkbar ohne neue Stromanwendungen, 
die zuschaltbare Lasten bereitstellen. Eine 
Analyse möglicher Systementwicklungen 
auf Basis der verschiedenen Optionen der 
Sektorkopplung – der direkten Stromnut-
zung, der Erzeugung von Wasserstoff, des-
sen direkter Nutzung als Endenergie sowie 
dessen Weiterkonversion in unterschiedli-
che Kohlenwasserstoffe zur Verwendung als 
Chemierohstoffe und Brenn- und Kraftstof-
fe – führt zu einigen robusten Erkenntnissen 
hinsichtlich der Systementwicklung:

• Ein starker Zubau an Anlagen zur 
Strom erzeugung aus Sonne und Wind 
ist unabdingbar. Sowohl gesellschaftli-
che Akzeptanzgründe als auch Aspekte 
der Flächennutzung und des Natur-
schutzes legen jedoch Systementwick-
lungen nahe, die diesen Ausbau so ge-
ring wie möglich halten.

• Verbrauchsreduktionen – sei es durch 
geändertes Nutzerverhalten oder eine 
höhere Effizienz auf der Nutzungsseite 

wie im Fall der energetischen Sanierung 
von Gebäuden oder durch effizientere 
Techniken bei der Stromnutzung, etwa 
LED-Beleuchtungssysteme – helfen 
deutlich bei der Erreichung der Klima-
schutzziele, wenn man mit geringeren 
Mengen an erneuerbaren Energieanla-
gen auskommen möchte.

• Auch eine verstärkte Nutzung „alterna-
tiver“ erneuerbarer Energien wie So-
larthermie, Geothermie und Biomasse 
trägt dazu bei, den notwendigen Aus-
bau an Wind- und Photovoltaikanla-
gen zu begrenzen.

• Eine direkte Nutzung von Strom sollte 
überall dort erfolgen, wo diese mit ver-
gleichsweise kleinem Aufwand möglich 
ist. Dafür spricht eine höhere Effizienz 
der Wandlungsketten, die mit gerin-
geren Mengen notwendiger Anlagen 
erneuerbarer Energien und geringeren 
systemischen Kosten korrespondieren. 
Dies betrifft insbesondere Wärmepum-
pen im Bereich der Wärmeversorgung 
von Gebäuden, die direkte Nutzung 
von Strom für industrielle Prozesse 
und Elektrofahrzeuge mit Batteriespei-
chern im Bereich des Verkehrs.

• Die Erzeugung von Wasserstoff auf 
Basis von Elektrolyse mit erneuer-
barem Strom ist ab einem gewissen 
Ausbaugrad der erneuerbaren Energi-
en sinnvoll, um Strom zu nutzen, der 
ansonsten verworfen werden müsste. 
Die Auslastung von Elektrolyseanlagen 
kann dadurch erhöht werden, dass die-
se auch Strom aus Kurzzeitspeichern 
wie Pumpspeicherkraftwerken oder 
Batterien verwenden.
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• Für die Nutzung von Wasserstoff im 
Energiesystem gibt es eine Vielzahl von 
Optionen: die direkte Nutzung in in-
dustriellen Prozessen, zum Beispiel der 
Stahlherstellung, die Nutzung als Kraft-
stoff in Brennstoffzellenfahrzeugen, die 
Rückverstromung in Brennstoffzellen 
oder Gasturbinen und die Weiterkon-
version in flüssige oder gasförmige 
kohlenwasserstoffbasierte Brenn- und 
Kraftstoffe. Letzteres erfordert, dass 
geeignete Kohlenstoffquellen zur Ver-
fügung stehen, wie zum Beispiel CO2 

aus Abgasen von Kraftwerken, die mit 
fossilen oder biogenen Brennstoffen 
betrieben werden. Aus heutiger Sicht 
können alle denkbaren Optionen für 
die Anwendung in Deutschland oder 
als Exporttechnologie für die Anwen-
dung in anderen Regionen eine Rolle 
spielen und sollten dementsprechend 
in der Weiterentwicklung unterstützt 
werden.

• Trotz des Ausbaus erneuerbarer Ener-
gien zur Stromerzeugung einschließlich 
der Installation von Kurzzeitspeichern 
und intelligentem Lastmanagement ist 
ein zweiter Kraftwerkspark notwendig, 
um eine Versorgungssicherheit zu allen 
Zeiten – also auch in Phasen sogenann-
ter Dunkelflauten – zu gewährleisten.

• Die Analyse der möglichen Transfor-
mationspfade legt eine Entwicklung 
der Energiewende in vier Hauptpha-
sen nahe, die jeweils durch wesentli-
che Strukturmerkmale geprägt sind. 
Nach einer ersten, im Wesentlichen 
abgeschlossenen Phase, die durch die 
Entwicklung der Basistechnologien 
sowie einen starken Zubau an Anla-
gen erneuerbarer Energien zur Strom-
erzeugung geprägt war, folgt nun eine 
Phase der umfassenden Systeminte-
gration, in der die Sektorkopplung 
eine maßgebliche Rolle spielt. Es 
folgt eine dritte Phase, die von einem 
großskaligen Ausbau von Anlagen zur 
Herstellung und Nutzung von Was-

serstoff geprägt ist. Aus heutiger Sicht 
ist eine vierte Phase, charakterisiert 
durch die vollständige Verdrängung 
fossiler Energieträger, für Deutsch-
land nur sinnvoll durch Energieträger 
die in sonnen- und wind reichen Zo-
nen hergestellt werden.

Die Energiewende ist kein Selbstläufer, und 
sie führt zumindest in der Phase des Umbaus 
zu beträchtlichen Mehrkosten im Vergleich 
zu einem Versorgungssystem, das auch 
längerfristig überwiegend auf der Nutzung 
fossiler Energien basiert. Bei aller Unsicher-
heit, die naturgemäß bei derartig umfäng-
lichen und weitreichenden Entwicklungen 
gegeben ist, legen unsere Untersuchungen, 
die in der Analyse »Sektorkopplung« – 
Untersuchungen und Überlegungen 
zur Entwicklung eines integrierten 
Energiesystems zusammengefasst sind, 
nahe, dass die summarischen Mehrkosten 
für den Zeitraum bis 2050 je nach Höhe des 
CO2-Reduktionsziels (70 bis 85 Prozent) im 
Bereich von 1.000 bis 2.000 Milliarden Euro 
liegen können. Dies entspricht im Mittel der 
nächsten 33 Jahre einem jährlichen Betrag 
von 30 bis 60 Milliarden Euro und somit 
rund 1 bis 2 Prozent des deutschen Brutto-
inlandsprodukts des Jahres 2016. Wir halten 
es für notwendig, solche Zahlen zu nennen, 
halten es zugleich aber für wichtig, diese im 
Kontext der Dimension des Projekts Ener-
giewende einzuordnen:

• Ein erheblicher Anteil der genannten 
Mehrkosten sind Investitionen in den 
Umbau der Energieversorgung auf al-
len Ebenen und in allen Verbrauchs-
sektoren. Ist der Umbau im Wesentli-
chen abgeschlossen, reduzieren sich die 
Investitionen auf Ersatzbeschaffungen, 
wie sie auch heute erfolgen.

• Die Energiewende ist ein gesellschaft-
liches Großprojekt, das einer Priori-
sierung von Zielen folgt – nämlich der 
Erreichung von Emissionsreduktio-
nen klimaschädlicher Spurengase bei 
unveränderter Versorgungssicherheit 
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zu möglichst geringen Mehrkosten. 
Ein vergleichbares gesellschaftliches 
Großprojekt Deutschlands war die Wie-
dervereinigung, für die aus Anlass ihrer 
25-jährigen Wiederkehr ähnliche „Kos-
ten“-Werte in Höhe von 2.000 Milliar-
den Euro genannt wurden. 

• Die angegebenen Werte sind gesamt-
systemische Mehrkosten. Darin sind 
weder externe Kosten noch volkswirt-
schaftliche Effekte wie Schaffung lo-
kaler Wertschöpfung und Beschäfti-
gungseffekte berücksichtigt. Auch diese 
beiden Aspekte sind von großer Bedeu-
tung, sprengen aber den Rahmen unse-
rer Untersuchungen und wären es wert, 
in einer eigenen Arbeitsgruppe unter-
sucht zu werden.

• Neben einer Nennung der Kosten ist es 
gleichermaßen wichtig, die Chancen zu 
sehen und zu nutzen, die das Großpro-
jekt Energiewende eröffnet. Gerade für 
ein Hochtechnologieland wie Deutsch-
land, dessen Wirtschaft stark auf Tech-
nologieexport baut, scheint es uns von 
essenzieller Bedeutung, führend an der 
Entwicklung von Technologien zu par-
tizipieren, denen aller Voraussicht nach 
weltweit eine wachsende Bedeutung 
zukommen wird.

Die genannten Kostenwerte, verbunden mit 
einer hohen Priorisierung des Ziels einer 
klimagerechten Energieversorgung, legen 
nahe, dass CO2-Emissionen – also die De-
ponierung von CO2 in der Atmosphäre, die 
heute nahezu ohne Kosten möglich ist – mit 
einem Preis versehen werden. Dieses Preis-
signal sollte einheitlich alle Sektoren und 
Energieträger erfassen, da es unerheblich 
ist, an welcher Stelle die CO2-Emissionen 
erfolgen. Allerdings ist wenig gewonnen, 
wenn ein hohes Preissignal nur in Deutsch-
land besteht und dazu führt, dass energiein-
tensive Prozesse abwandern. Insofern sollte 
eine internationale, zumindest europäische 
Einbettung angestrebt werden. Eine Auswei-
tung des Europäischen Handelssystems für 

Emissionszertifikate auf alle Sektoren wäre 
eine wünschenswerte Option. Sie ließe sich 
mit überschaubarem Transaktionsaufwand 
realisieren, wenn sie bei den primären An-
bietern fossiler Energieträger ansetzt. Eine 
nationale CO2-Steuer, die zugleich ande-
re Steuern auf Energieträger ablöst, wäre 
eine zweite Option, die entweder ergänzend 
oder aber alternativ – falls eine europäische 
Lösung zur Ausweitung des EU ETS nicht 
zeitnah gelingt – umgesetzt werden könnte. 
Die Etablierung eines Systems, das ein ein-
heitliches Preissignal für CO2-Emissionen 
schafft, scheint uns das wichtigste übergrei-
fende Einzelelement für den zukünftigen 
Marktrahmen zu sein, da es technologieoffen 
einheitlich auf das Energiesystem als Ganzes 
wirkt.

Ein einheitlicher CO2-Preis ist aber 
kein Allheilmittel. In der energiewirtschaftli-
chen Praxis werden ergänzende Instrumente 
benötigt, um Marktversagen zu korrigieren 
und gegebenenfalls Lock-in-Effekte zu ver-
meiden. Marktversagen kann beispielswei-
se durch Informationsdefizite oder durch 
Differenzen zwischen langfristigem volks-
wirtschaftlichem Nutzen und kurzfristigen 
Amortisationserwartungen von Unterneh-
men und Haushalten auftreten. Zudem 
können ergänzende Instrumente neben den 
CO2-Emissionen auch andere externe Kos-
ten (wie lokale Umweltfolgen oder weitere 
Schadstoffemissionen) berücksichtigen. Zu 
den unterstützenden Maßnahmen zählen 
etwa Technologieförderung, Infrastruk-
turentwicklung oder ordnungsrechtliche 
Vorgaben (zum Beispiel Grenzwerte, Har-
monisierung technischer Standards). Zu-
sätzliche Instrumente sollten daher unter 
einem Prüfvorbehalt stehen: Notwendigkeit, 
Wirksamkeit und Kosten-Nutzen-Verhältnis 
sollten einer laufenden Evaluierung unter-
liegen, und die Instrumente sollten offen für 
Nachjustierungen sein.
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Technik
Elektrische 
Direktheizung

Elektrische 
Wärmepumpe

Hybridwärme-
pumpe

Gaswärmepumpe
KWK in Einzel-
gebäuden (Block-
heizkraftwerk)

Solarthermie

Technische 
 Beschreibung

Elektrische Wider-
standsheizung

Nutzung von 
Umweltwärme auf 
Basis von Strom

Nutzung von 
Umweltwärme auf 
Basis von Strom; 
Spitzenlastkessel

Nutzung von 
Umweltwärme 
auf Basis von 
Brennstoff

Gekoppelte 
Erzeugung von 
Strom und Wärme 
(motorisch, Brenn-
stoffzelle)

Direkte 
 Wärmeerzeugung 
aus solarer 
 Strahlungsenergie

Wechselwirkung 
Stromnetz

Hoch Hoch Mittel Keine Hoch Keine

Investkosten Niedrig Hoch Hoch Hoch Hoch Mittel

Markt-
verfügbarkeit

Hoch Hoch Mittel Gering Mittel Hoch

Entwicklungs-
potenzial

Gering Mittel Mittel Hoch Mittel (insbeson-
dere Brennstoff-
zelle)

Gering

Möglichkeit 
 flexibler Strom-
nutzung

Zuschaltbare Last Zuschaltbare Last 
in Verbindung mit 
Speicher

Zu- und ab-
schaltbare Last 
 („Fuel-Switch“)

Nur in Verbin-
dung mit synth. 
 Energieträgern 
oder Biomasse

Residuale Strom-
erzeugung möglich

Keine

Sonstiges Nur als letzte 
 Option der Nut-
zung von Strom-
erzeugungsspitzen 
sinnvoll

Entwicklungen not-
wendig im Bereich 
Kältemittel  
(F-Gase-Verord-
nung) und ange-
passter Lösungen 
für unterschied-
liche Gebäude- 
und Sanierungs-
standards

Interessante 
Option, insbeson-
dere für Gebäude 
mit Anschluss an 
Erdgasnetz

Technik für die 
Nutzung von 
Verbrennung mit 
höherer Effizienz 
als Kessel; insbe-
sondere interes-
sant als Brücken-
technologie

Zunehmend 
stromgeführter 
Einsatz; Speicher 
notwendig, um 
gekoppelte Erzeu-
gung sicherzustel-
len; wirtschaftlich 
in erster Linie in 
großen Gebäuden 
interessant

Anteilige Deckung 
Niedertempera-
turwärmebedarf, 
insbesondere 
im Sommer und 
anteilig Übergangs-
zeiten; Einsatz 
immer in Kombina-
tion mit anderen 
Anlagen

Tabelle 1: Technikoptionen für die Wärmeversorgung in Einzelgebäuden mit niedrigeren spezifischen 
CO2-Emissionen als heutige Heizkessel mit fossilen Brennstoffen
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Das Akademienprojekt

Mit der Initiative „Energiesysteme der Zukunft“ geben acatech – Deutsche Akademie der Tech-
nikwissenschaften, die Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina und die Union 
der deutschen Akademien der Wissenschaften Impulse für eine faktenbasierte Debatte über 
Herausforderungen und Chancen der Energiewende in Deutschland. In interdisziplinären Ar-
beitsgruppen erarbeiten rund 100 Expertinnen und Experten Handlungsoptionen für den Weg 
zu einer umweltverträglichen, sicheren und bezahlbaren und Energieversorgung.

Die Arbeitsgruppe »Sektorkopplung«

Die Arbeitsgruppe hat sich mit der Frage beschäftigt, wie die unterschiedlichen Sektoren Strom, 
Wärme und Verkehr in einem zukünftigen Energiesystem miteinander verbunden sein können. 
Sie hat untersucht, wie sich die Energieeinsparungen und Steigerungen der Gesamteffizienz 
sowie der massive Ausbau der erneuerbaren Energien auf die Sektorkopplung auswirken. Bei 
der Entwicklung von Handlungsoptionen hat die Arbeitsgruppe die Optimierung des Gesamt-
systems durch systemische Herangehensweise angestrebt. 

Die interdisziplinäre Arbeitsgruppe hat über zwei Jahre die bestehende und die zukünftige 
Sektorkopplung im deutschen Energiesystem untersucht. Dafür analysierte sie den Status quo, 
betrachtete Potenziale einzelner Technologien und erstellte eigene Modellrechnungen für das 
zukünftige Energiesystem bis zum Jahre 2050. Zwischenergebnisse wurden auf einem Fachge-
spräch mit einer Expertengruppe und beim Energie-Trialog mit Stakeholdern diskutiert.

Die Ergebnisse der Arbeitsgruppe wurden in drei Formaten aufbereitet:

1. Die Stellungnahme „»Sektorkopplung« – Optionen für die nächste Phase der Energiewen-
de“ stellt die Synthese der Ergebnisse in allgemeinverständlicher Form dar und fokussiert 
auf die Handlungsoptionen für die Entwicklung des zukünftigen Energiesystems. 

2. Die Analyse „»Sektorkopplung« – Untersuchungen und Überlegungen zur Entwicklung 
eines integrierten Energiesystems“ fasst die Ergebnisse in umfassender Form zusammen.

3. Die Materialien zur Erläuterung der Modellierung des Energiesystems sowie zur Erläu-
terung der Berechnung der Energieflussdiagramme dokumentieren die Arbeitsweise. Ab 
Anfang 2018 werden sie online verfügbar sein unter http://energiesysteme-zukunft.de/
publikationen/.
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Mitglieder der Arbeitsgruppe
Prof. Dr. Hans-Martin Henning (Leitung)  Fraunhofer ISE 
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Prof. Dr. Karen Pittel  Ifo Institut
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Prof. Dr. Jörg Sauer  KIT
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Stephan Stollenwerk  innogy SE

Prof. Dr. Kurt Wagemann  DECHEMA

Prof. Dr.-Ing. Hermann-Josef Wagner  Ruhr-Universität Bochum

Prof. Dr. Ulrich Wagner  TU München

Wissenschaftliche Referenten
Dr. Florian Ausfelder  DECHEMA

Dr. Berit Erlach  acatech

Dr. Christoph Kost  Fraunhofer ISE

Dr. Katharina Schätzler  KIT

Dr. Cyril Stephanos  acatech

Philipp Stöcker  RWTH Aachen

Michael Themann  RWI – Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung

Joel Wenske  ZSW

Weitere Mitwirkende
Dr. Frank Graf  DVGW Forschungsstelle am Engler-Bunte Institut

Dr.-Ing. Niklas Hartmann  Fraunhofer ISE

Peter Kasten  Öko-Institut

Prof. Dr. Thomas Kohl  KIT

Prof. Dr. Thomas Kolb  KIT

Prof. Dr. Ellen Matthies  Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg
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Clara Orthofer  TU München

Dr.-Ing. Andras Palzer  Fraunhofer ISE

Prof. Dr. Ing. Georg Schaub  KIT

Prof. Dr. Daniela Thrän  DBFZ

Patrick Wimmer  TU München

Gutachter
Prof. Dr. Felix Höffler  Universität zu Köln

Prof. Dr. Christoph Weber   Universität Duisburg-Essen

Prof. Dr.-Ing. Kai Sundmacher  MPI für Dynamik komplexer technischer Systeme

Fachgespräch
Am 09. Mai 2017 wurde auf dem Fachgespräch „Sektorkopplung – Strom, Wärme und Verkehr 
zusammen denken“ ein Entwurf der Stellungnahme zur Diskussion gestellt. Die dort geäußerten 
Rückmeldungen flossen in die weitere Texterstellung ein. Neben Mitgliedern der Arbeitsgruppe 
nahmen folgende Personen teil: 

Dr. Ralf Bartels   IG BCE

Stefanie Baumann  acatech

Dr. Volker Bartsch  DVGW

Jekatarina Grigorjeva  BDI

Dr. Tim Meyer  Naturstrom

Simon Schäfer-Stradowsky  IKEM

Franzjosef Schafhausen  ewi

Klaus Scheuerer  BMW Group

Hannes Seidl  Deutsche Energie-Agentur

Markus Staudt  Viessmann Werke

Bernhard Strohmayer  Bundesverband Erneuerbare Energie

Mathias Timm  BDEW

Katja Treichel  Humboldt-Viadrina Governance Platform
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Institutionen und Gremien 

Beteiligte Institutionen
acatech – Deutsche Akademie der Technikwissenschaften (Federführung)

Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina

Union der deutschen Akademien der Wissenschaften

Direktorium
Das Direktorium leitet die Projektarbeit und vertritt das Projekt nach außen.

Prof. Dr. Dirk Uwe Sauer (Vorsitzender)   RWTH Aachen

Prof. Dr. Christoph M. Schmidt (Stellvertreter)  RWI – Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung

Prof. Dr. Carl Friedrich Gethmann  Universität Siegen

Prof. Dr. Karen Pittel  ifo Institut

Prof. Dr. Eberhard Umbach   acatech Präsidium

Kuratorium
Das Kuratorium verantwortet die strategische Ausrichtung der Projektarbeit.

Prof. Dr. Reinhard F. Hüttl (Vorsitzender)  acatech Vizepräsident

Prof. Dr.-Ing. Dieter Spath  acatech Präsident 

Prof. Dr. Jörg Hacker   Präsident Leopoldina

Prof. Dr. Dr. Hanns Hatt   Präsident Union der deutschen Akademien der    

   Wissenschaften

Prof. Dr. Bärbel Friedrich   Altpräsidialmitglied Leopoldina

Prof. Dr. Jürgen Gausemeier   Mitglied acatech Präsidium (bis Juli 2017)

Prof. Dr. Martin Grötschel  Präsident Berlin-Brandenburgische Akademie der    

   Wissenschaften

Prof. Dr. Andreas Löschel    Universität Münster, Vorsitzender der Expertenkom-

mission zum Monitoring-Prozess „Energie der Zukunft“

Dr. Georg Schütte (Gast)   Staatssekretär BMBF

Rainer Baake (Gast)   Staatssekretär BMWi

Projektkoordination
Dr. Ulrich Glotzbach   Leiter der Geschäftsstelle, acatech
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Rahmendaten

Projektlaufzeit
03/2016 bis 02/2019

Finanzierung
Das Projekt wird vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (Förderkennzeichen EDZ 
2016) gefördert.

Die Stellungnahme wurde im Oktober 2017 vom Kuratorium des Akademienprojekts 
verabschiedet. 

Die Akademien danken allen Autorinnen und Autoren sowie Gutachern für ihre 
Beiträge. Die Inhalte der vorliegenden Stellungnahme liegen in alleiniger Verant-
wortung der Akademien.
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Die Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina, acatech – Deutsche 
Akademie der Technikwissenschaften und die Union der deutschen Akademien 
der Wissenschaften unterstützen Politik und Gesellschaft unabhängig und wissen-
schaftsbasiert bei der Beantwortung von Zukunftsfragen zu aktuellen Themen. 
Die Akademiemitglieder und weitere Experten sind hervorragende Wissenschaft-
lerinnen und Wissenschaftler aus dem In- und Ausland. In interdisziplinären 
 Arbeitsgruppen erarbeiten sie Stellungnahmen, die nach externer Begutachtung 
vom Ständigen Ausschuss der Nationalen Akademie der Wissenschaften  Leopoldina 
verabschiedet und anschließend in der Schriftenreihe zur wissenschaftsbasierten 
Politikberatung veröffentlicht werden.

Geschwister-Scholl-Straße 2

55131 Mainz

Tel.: 06131 218528-10

Fax: 06131 218528-11

E-Mail: info@akademienunion.de

Berliner Büro:

Jägerstraße 22/23

10117 Berlin

Karolinenplatz 4

80333 München

Tel.: 089 520309-0

Fax: 089 520309-9

E-Mail: info@acatech.de

Hauptstadtbüro:

Pariser Platz 4a

10117 Berlin

Jägerberg 1

06108 Halle (Saale)

Tel.: 0345 47239-600

Fax: 0345 47239-919

E-Mail: leopoldina@leopoldina.org

Berliner Büro:

Reinhardtstraße 14

10117 Berlin

Deutsche Akademie der Naturforscher 
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Nationale Akademie der Wissenschaften

acatech – Deutsche Akademie 

der  Technikwissenschaften e. V.
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